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Objektinformation

~Wo(h)lfGhlen - Wohnen mit Weitblick in allen Lebenslagen*

Das Projekt ,,Wolfganggasse* befindet sich in der EichenstraBe 2 / Hermann-GlUck-
Weg 6 im 12. Bezirk in Wien. Inmitten des historischen Areals der Badner Bahn entsteht
ein neuer Stadtteill mit kurzen Wegen und einem schdnen Ambiente. Kultur,
Gastronomie und ein Verbrauchermarkt versammeln sich rund um die charmante
Remise zu einem Grdatzeltreffpunkt for Jung und Alt.
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S1, 82, S3, S4 und S80 - Station Matzleinsdorfer Platz
StraBenbahnlinien 1, 6, 18 und 62

Buslinien 14A, 12A

Badner Bahn

Sowie in unmitterloahrer Néhe:

U Bahn Linie U6 — Station Wien Meidling

U Bahn Linie U1 — Station Sudtiroler Platz / Hauptbahnhof
U Bahn Linie U2 (In Planung) sieche www.u2ub.wien.gv.at



http://www.u2u5.wien.gv.at/

Nahbereich

Der im Haus befindliche Verbauchermakt macht |hren Einkaufsweg so kurz wie
maéglich. Das nahegelegene Columbus Center ladet zum shoppen und bummeln ein.

Apotheken, Artze, Kinderambulantorium Margareten und die Klinik Favorten sowie das
Trauma Zentrum Meidling finden Sie in der Umgebung.

Schulen und Kindergarten

Stadtischer Kindergarten und Hort, Karl-Loew-Gasse 15

Stadtischer Kindergarten, Fendigasse 38

Pfarrkindergarten Meidling der St. Nikolausstiftung, Albrechtsbergergasse 6
Kindergarten der Wiener Kinderfreunde, Steinbauergasse 4-6
Kindergarten Future Kids, Fockygasse 4

Kindergarten und Hort der Wiener Kinderfreunde, Arndtstrasse 45

Volksschule Ruckergasse, Ruckergasse 42

Ganztagsvolksschule Am Hundstrum, Am Hundstrum 18

Mittelschule Singrienergasse, Singrienengasse 23

Mittelschule Herthergasse, Herthergasse 28

Private Mittelschule und Polytechnische Schule St.Marien, Liniengasse 21
Bundesgymnasium und Realgymnasium, Erlgasse 32-34
Bundesgymnasium und Realgymnasium, Rosasgasse 1-3
Diefenbach-Gymnasium, Diefenbachgasse 19

Fachschule der Stadt Wien fUr wirtschaftliche Berufe

Allgemeine Freiflachen und Gemeinschafitseinrichtungen

Offentliche Parkanlagen wie Haydnpark, Waldmullerpark und der Herweghpark mit
einer groBen Hundezone bietet die Mdglichkeit zum Verweilen an. Der Kinder- und
Jugendspielplatz befindet sich mit einer GréBe von ca. 1.500m? am angrenzenden
Park. Die Gemeinschaftsdachterrasse im 8. OG ist mit allen Stiegen verbunden und
bietet Hochbeete sowie einen herrlichen Blick Uber das Geldnde.

Freizeitangebote

Brennpunkt — Museum fUr Heizgeschichte
Technisches Museum Wien

Schoénbrunn / Tiergarten Schénbrunn
Schloss Belvedere

Amalienbad

Erholungsgebiet Wienerberg

B&mischer Prater
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Landschaftsplanung

HEIMBAU r
Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- und h s b |
Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H. E| I I l a u
A - 1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.: +43 (1)98171-0
office@heimbau.at

ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 31068 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge o) rauflagen, hat und konstruktiver MaBnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréBen sind
Cirka-Angaben und konnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung &ndern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbelage sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieBlich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht malgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenraume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Stand 28.09.2021
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A - 1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.: +43 (1)98171-0

office@heimbau.at

ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 310 68 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge 6 rauflagen, hat ischer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieBlich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Anderungen infolge 6 rauflagen, hat ischer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieflich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuBenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Anderungen infolge o) rauflagen, hat i
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréBen sind
Cirka-Angaben und konnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung &ndern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbelage sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieBlich die
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Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der

Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht malgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser

Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
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Raumhohe der Innenraume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).
Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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2z Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind

77

Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieflich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.
Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Anderungen infolge 6 rauflagen, hat ischer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieflich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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A - 1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.: +43 (1)98171-0

office@heimbau.at

ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1

Tel.: +43 (1) 31068 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

rer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.

) rauflagen, hat
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréBen sind

Anderungen infolge
Cirka-Angaben und konnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung &ndern. Hinsichtlich der

Boden- und Wandbelage sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieBlich die

jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.
Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht malgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit

Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).

Raumhohe der Innenraume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).
Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021

15,0
|

20
I

M1:400 Om

Stand 28.09.2021




VERGABEPLAN - WOLFGANGGASSE

Geschoss 01

LEGENDE:

ERSCHLIESSUNG ]
BURO (HEIMBAU) ]
BURO (SMART OFFICES) [ ]

J]

]
-

| ==
Ei,itl e
EICHENSTRARE

9|
FREIRAUM LT. FREIRAUMPLANUNG -
NICHT GEGENSTAND DER PLANUNG @
e
[~ =4 [
© 0 ° e ° =
[ 7
° ° ° ° e
L= - = = L= 2 2 _ L

iR AR aRAR

HEIMBAU T
Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- und h s b =
Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H. E| I I l a u

A - 1150 Wien, Tannengasse 20
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ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 31068 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge o) rauflagen, hat rer und konstruktiver MaBnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréBen sind
Cirka-Angaben und konnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung &ndern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbelage sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieBlich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht malgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenraume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 310 68 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge 6 rauflagen, hat ischer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieflich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 310 68 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge 6 rauflagen, hat rer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieBlich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 310 68 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge 6 rauflagen, hat rer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieflich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH

Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 310 68 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge 6 rauflagen, hat rer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieBlich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 310 68 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge 6 rauflagen, hat ischer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieflich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mdbel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgeriickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstrémelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiifliigel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenrdume: RH=2,51m (auBer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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Gemeinnltzige Bau-, Wohnungs- und
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A - 1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.: +43 (1)98171-0
office@heimbau.at

ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 310 68 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge 6 rauflagen, hat ischer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieflich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.

Heizkérper und Elektrosymbole sind nicht maRgenau und definieren nur die voraussichtliche Lage. Dieser
Plan ist zum Anfertigen von Einbaumdbeln nicht geeignet. Mé&bel, vorallem Schranke, sind von
AuRenwénden min. 10 cm abgertickt aufzustellen. Zu- und Abluft der Ventilatoren und Nachstromelemente
durfen nicht verbaut werden. Samtliche dargestellte Fenster- und Fenstertiirfligel sind mit
Dreh-Kipp-Beschlagen ausgefiihrt, ausgenommen Fenster mit Brandschutzqualifikation (EI60, EI90).
Raumhohe der Innenraume: RH=2,51m (aufer wenn anders angegeben).

Die Flachen entsprechen der Nutzwertberechnung von Arch. Mag. Georg Friedler von 12.05.2021
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ARCHITEKTEN TILLNER & WILLINGER ZT GmbH
Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker

A - 1050 Wien, Margaretenplatz 7/2/1
Tel.: +43 (1) 310 68 59
tw@tw-arch.at - www.tw-arch.at

Anderungen infolge 6 rauflagen, hat ischer und konstruktiver MaRnahmen vorbehalten.
Statische und bauphysikalische Angaben nicht Planinhalt. Die Wohnungs- und RaumgréRBen sind
Cirka-Angaben und kénnen sich aufgrund der Ausfiihrungs- und Detailplanung andern. Hinsichtlich der
Boden- und Wandbeldge sowie der Elektro-, Sanitar- und sonstiger Ausstattung gilt ausschlieBlich die
jeweils aktuelle Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Einrichtungsgegenstdnde, Waschmaschinen sowie Kichen und Kiichengerdte dienen nur der
Veranschaulichung und werden nicht geliefert.
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Bau- und Ausstattungsbeschreibung

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.:01/981 71-0

EichenstraBe 2 / Hermann-Gluck-Weg é
1120 Wien

Die Wohnhausanlage besteht aus 4 Stiegenhduser mit 244 Wohnungen, wovon 82 Wohnungen

den Ausstattungsstandard Smart-Wohnungen haben.

Folgende AllgemeinrGumlichkeiten stehen zur VerfUgung:
Kinderwagenr@dume im 1.Untergeschoss
Fahrradabstellrdume im 1.Untergeschof
WaschkUche im 7.0bergeschoB der Stiege 1
Gemeinschaftsraum im ErdgeschoB (Stiege 4), 7.0bergeschoss (Stiege 1) und
8.0bergeschoss (Stiege 2)

Gemeinschaftsterrasse im 8.0Obergeschol

Anmietbare Stellpldatze
Es gibt 157 PKW-Stellplatze aufgeteilt zwischen 1. und 2.UntergeschoB. Die Garagenein-

und —ausfahrt befindet sich in der Wolfganggasse.

Elekironisches Buchungssystem
Die Zeiten-Reservierung und Zutrittskontrolle der GemeinschaftsrGume und der

WaschkUche erfolgt Gber ein elekironisches Buchungssystem.

Einlagerungsrdume
Jede Wohnung verfiGgt Uber einen eigenen Einlagerungsraum (Kellerabteil) im
1.Untergeschoss oder 2.Untergeschol bzw. teilweise in den Obergeschossen der Stiege
1. Diese Ebenen sind mit dem Aufzug erreichbar.
Es ist keine Steckdose bzw. eigene Beleuchtung in den einzelnen Einlagerungsréumen
vorgesehen.
An der Kellerdecke und an den Kellerwdnden kénnen sich Haustechnik- (Wasser- und
LUftungsleitungen, Schmutzwasser- und Regenwasserkanal, Fernwdrmeleitungen,

efc...) und Elektroleitungen befinden.

Millraum

Der MUllraum befindet sich im ErdgeschoB neben der Stiege 2.
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Geschdftslokale

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.:01/981 71-0

Im ErdgeschoB befindet sich ein Geschdftslokal in Form eines Nahversorgers. Der

Haupteingang befindet sich in der Wolfganggasse. Das zugehoérige Lager mit

Anlieferung wird Uber die EichenstraBe zwischen der Stiege 1 und 2 erschlossen.

Im Eckbereich EichenstraBe/Hermann-Glick-Weg ist ein weiteres Geschdaftslokal

geplant.

1. Energiekennzahl/Heizwarmebedarf
Die nachfolgend angefUhrten Werte kdnnen sich im Zuge der Bestandsplanung noch
verandern.
vorhandener HWB | Gesamtenergieeffizienzfaktor
(Standortklima) fGEE
e 21,10 kWh/m2a 0,84
Wohnen
2. Bautechnik/ Architektur
2.1. Konstruktionsbeschreibungen
AuBenwdnde,

Innenwdnde tfragend:
Gangwdnde:

Wohnungstrennwdnde:

Innenwdnde nichttragend:

Schdéchte - Sanitarbereich:

Decken:

Fassaden:

Dach:

Stahlbeton

Stahlbeton mit Vorsatzschale

Stahlbeton mit Vorsatzschale, oder
GipskartonstGnderwénde 5-fach beplankt 22cm oder
16cm stark.

GipskartonstGnderwdénde einfach beplankt mit
Dadmmeinlage

Feuerschutzgipskartonplatten. In diesem Bereich dirfen
keine DUbel und Schrauben angebracht werden.
Stahlbeton- bzw. abgehdngte Gipskarfondecken It. Plan
Vollwdrmeschutzfassade mit Mineralwolle als
Warmeddmmung

Flachdach mit extensiver Begrlnung bzw. begrinte

Dachterrasse.
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2.2.

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.:01/981 71-0

technische Gebaudeausrustung

Heizung und Warmwasser

Elektrozahler

Wasserzdhler

Heizungszahler

LOftung

Die Heizung und Warmwasserversorgung erfolgt mit
,Griner Wérme - Fernwa@rme* der Wienenergie.
Im 1.UntergeschoB der Stiege 4 befindet sich die

Hausstation der Fernwdrme Wien.

Die Wohnungselektrozdhler sind in Zahlerrdumen des

jeweiligen Untergeschosses untergebracht.

Die Kalt- und Warmwasserzdhler sowie die Absperrventile
sind in den Versorgungsschdchten der Wohnungen

untergebracht und Uber Revisionsdffnungen zugdnglich.

Die Kleinwdrmemengenzdhler samt den Absperrventilen
sind in den Versorgungsschdchten der Stiegenhduser bzw.
Wohnungen untergebracht und Uber RevisionstUren

zugdnglich.

Ein Luftaustausch der Wohnungen erfolgt Uber ein
Fassaden- oder FensterlUftungselement als Zuluft im Wohn-
oder Schlafbereich und einen Abluftventilator im Bad als
Abluft.

Die LUftung im Bad erfolgt mechanisch mittels 2-stufigem
Ventilator. Dieser Ventilator Iauft sténdig auf einer
Grundstufe, die zweite Stufe mit hdherer Absaugleistung
kann Uber einen Schalter zu Bade- oder Duschzwecken
zugeschalten werden. Der Ventilator im WC wird
zeitversetzt mit dem Licht eingeschaltet und schaltet sich
automatisch nach wenigen Minuten wieder aus. Die
Ventilatoren haben Filter aus Kunststoffvlies, welche in
regelmdaBigen Intervallen (ca. halbjdhrlich) gereinigt oder

getauscht werden mussen.
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23.

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.:01/981 71-0

Fenster und Turen

Fenster

Sonnenschutz

Wohnungseingangstiren

InnentUren

SchlieBanlage

Im Regelfall Kunststofffenster bzw. in Einzelféllen Kunststoff-
Alu-Fenster, Holz-Alu-Fenster oder Alufenster jeweils mit 3-
Scheiben Isolierverglasung. Fenster-/TUrelemente nach

innen zu &ffnen oder zu kippen bzw. fixverglast.

Teilweise auBenliegender Sonnenschutz - Situierung nach
bauphysikalischem  Erfordernis  bzw. innenliegender

Sonnenschutz (siehe Verkaufsplan).

HolztUrblatt, Oberfldche beidseitig mit MAX-Platten belegt.
AusfUhrung als SicherheitstUre mit Sicherheitsbeschlag und
Mehrfachverriegelung (AusfUhrung WKIl), sowie Top-
Nummerierung und TUrspion. Lackierte Stahlzargen bzw. im
Bereich der Laubengdnge beschichtete Holzturstocke
jeweils mit Dichtung.

Wohnungseingangstiren in Stiegenhduser mit
DruckbelUftung werden wo behodrdlich vorgeschrieben mit
einem FreilauftUrschlieBer ausgestattet. FreilauftirschlieBer
bedeutet, dass sich die SchlieBfunktion im Falle eines
Brandalarmes einschaltet und die Tire automatisch
schlieBt. Diese Funkfion muss nach jeder Inspektion oder
Alarm hdndisch deaktiviert werden, indem die TUre Uber
90° geoffnet wird. Der Schalter beim TUrschlieBer muss

akftiviert sein (Stellung 1).

Holztiren gefdlzt mit Wabenfullung, Oberflache weil3
beschichtet samt Edelstahl-TUrbeschlag. Stahlzargen weil3

lackiert mit Dichtung.

Gesamte SchlieBanlage mit Zentralsperrsystem.

Pro Wohnung werden fUnf Stk. Wohnungsschlissel -
sperrbar fur Wohnung, Brieffachanlage, Einlagerungsraum,
Stiegenhauseingang, Fahrradréume, Mdllraum,  und

Kinderwagenrume ausgehdandigt.
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Gangturen - Stiegenhaus

3.1

heimbau

Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-

und Siedlungsgenossenschaft

Reg. Genossenschaft m.b.H.

1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.: 01/981 71-0

Die buchbaren GemeinschaftsrGume sowie der Zutritt zur

Waschkiche werden mit  einem  elektronischen

Lutrittssystem ausgestattet. Jeder Mieter erhdalt zwei Chip-
Karten.

Bei Anmietung eines Garagenplatzes werden pro Stellplatz

zwei  Stk. Garagenschlissel und ein  Handsender

Ubergeben.

Diese werden mit TorschlieBer im Normalbetrieb
offengehalten bzw. im Brandfall stromlos geschalten
wodurch die TUrflugel automatisch schlieBen.

Versuche die TUren im Normalbetrieb mit Gewalt zu
schlieBen, fUhren zu Beschadigungen der TurschlieBer und

sind somit zu unterlassen.

Wohnungsausstattung - Standardwohnungen

Sanitarausstattung

KUche

Bad

Sanitdranschluss Kalt- und Warmwasser inkl. Abfluss for
Spule und Geschirrspuler.

Die Kicheninstallationen der Kalt- und
Warmwasserleitungen, sowie der Ablaufleitungen erfolgen
unter Putz (nicht sichtbar) oder Aufputz (sichtbar).

Bitte berUcksichtigen Sie diesen Umstand bei der
KGchenplanung- bzw. Montage.

Der Anschluss von Abluftdunstabzugshauben in KUchen ist
nicht méglich. Es darf nur eine UMLUFTDUNSTABZUGSHAUBE

installiert werden, fUr diese ist ein elekirischer Anschluss

vorhanden!

Badewanne oder Dusche mit Ablaufgarnitur und
temperaturgeregelten Armaturen verchromt,
Brausegarnitur inkl. Schlauch verchromt. Waschtisch aus

weiBem Sanitérporzellan mit Einhandmischer verchromt.
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WC

Terrasse (10.0G)

3.2

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.: 01/981 71-0
Kaltwasser- sowie Abwasseranschluss fir Waschmaschine

mit eigenem Anschluss.

Durch die gesetzlichen Vorgaben (Hygieneschutz,
Wasserverbrauch, efc.) kann es zu  kurzzeitigen
Schwankungen des Wasserdurchflusses und somit zu
Temperaturunterschieden kommen. Dies bedingt, dass sich
die eingestellte Wassertemperatur um einige Grad Celsius

ohne Zutun erhdhen oder vermindern kann.
Hange-WC aus weiBem Sanit@rporzellan mit
Unterputzspulkasten mit Spartastenfunktion und WC-Brille

samt Deckel aus weiBem Kunststoff.

1 frostsichere Wasser-Anschlussgarnitur

Elektroausstattung

Gegensprechanlage

SAT-Anlage

E-Verteilerschrank

Bei allen Wohnungen mit Sprechstelle und
TUréffnungsfunktion der jeweiligen  straBenseitigen

StiegenhauseingangstUren.

Gemeinschafts-SAT-Anlage.

In jeder Wohnung ist im Wohnzimmer ein fertig
ausgestatteter SAT-Anschluss fur Astra, Hotbird, Eutelsat und
Turksat vorhanden (Antennendose). Zusatzliche AnschlUsse
in den einzelnen Zimmern kd&nnen (soweit vom
Baufortschritt aus moglich) beim GU als Sonderwunsch

kostenpflichtig bestellt werden.

Niederspannungsverteiler mit FI-Schalter und
Sicherungsautomaten fUr die einzelnen Stromkreise. Jeweils
ein Stromkreis fUr die Anschlussmoglichkeit eines E-Herd,

Geschirrspulers und Waschmaschine.
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IT-Verteilerschrank

Vorraum und Gang

Schrankraum

KUche

Bad

heimbau

Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-

und Siedlungsgenossenschaft

Reg. Genossenschaft m.b.H.

1150 Wien, Tannengasse 20

Tel.:01/981 71-0

Medienverteilerschrank zur Ausstattung und Verkabelung

der Leerdosen fur SAT/Kabel, Magenta/Telefon oder
Alternativanbieter innerhalb der Wohnung.

Vom Stiegenhaus fUhrt eine Leerverrohrung fir Magenta

bzw. den Alternativanbieter bis in den IT-Verteiler jeder

Wohnung und von dort weiter bis zu den Leerdosen in den

Zimmern. Lediglich die Anschlussherstellung von Magenta

erfolgt verkabelt bis zur Wohnzimmerdose.

1-2 Lichtausl@sse mit Schalter, Wechsel- bzw. Kreuzschalter
oder Taster (bei mehr als 3 Mdglichkeiten zum Schalten).

1 Schukosteckdose

1 Klingeltaster an WohnungsauBenseite

1 Innenstelle Gegensprechanlage

E-Verteilerschrank (Lage siehe Verkaufsplan)
Medienverteilerschrank (SAT/Kabel/Telefon, Lage siehe
Verkaufsplan)

Rauchmelder batteriebetrieben

1 Lichtauslass mit Schalter sofern vorhanden, siehe

Verkaufsplan

1 Lichtauslass mit Schalter

1 Wandlichtauslass (abgedeckelt) — direkt geschalten
2 Iweifachschukosteckdosen Arbeitsplatz

1 Doppelschukosteckdose fur Kihl- und Gefrierschrank,
1 Schukosteckdose fur Geschirrspuler

1 Schukosteckdose fur den Umluft-Dunstabzug

1 E-Herd Anschlussdose (5 polig)

1 Lichtauslass mit Schalter

1 Schalter fur Ventilator

1 Wandlichtauslass direkt geschalten
1 Feuchtraumschukosteckdose

1 Schukosteckdose fur Waschmaschinenanschluss
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und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.:01/981 71-0

WC 1 Lichtauslass mit Schalter fUr Licht und Abluftventilator mit

Nachlaufrelais

Wohnzimmer 2-3 Lichtausldsse mit Schalter, Wechsel- bzw. Kreuzschalter
(siehe Verkaufsplan)
2 Einfach Schukosteckdosen
1 Dreifachschukosteckdose
1 Antennensteckdose fur SAT-TV
1 Anschlussdose fUr Kabel Magenta
1 Leerdose fUr Alternativanbieter

Rauchmelder batteriebetrieben

Zimmer 1 Lichtauslass mit Schalter
4 Schukosteckdosen (siehe Verkaufsplan)
1 Leerdose fUr SAT/Kabel/Alternativanbieter

Rauchmelder batteriebetrieben

Balkon/Loggia/Terrasse 1 Feuchtraumsteckdose
1 Wand- oder Deckenauslass mit Beleuchtung (Situierung

des Schalters siehe Verkaufsplan)

Die Einspeisung Magenta (vormals UPC) im Wohnzimmer ist vorhanden. ORF, ATV, Puls4 und
UKW kdédnnen empfangen werden, eine Anmeldung (GIS) fUr die ORF Programme ist jedoch
zusatzlich erforderlich.

Eine Leerdose fur Alternativanbieter ist im Wohnzimmer vorbereitet (hinter Blinddeckel).

Die vorgenannte Auflistung der Elekiroinstallationen gilt nur im Zusammenhang mit den

Darstellungen in den Verkaufsplanen (Plane haben Vorrang).

Alle Wohnungen erhalten Rauchmelder in den Aufenthaltsrumen und Fluchtwegbereichen

fUr wohnungsinternen Alarm (Batteriewechsel - 9 Volt - durch Mieter erforderlichl).
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3.3

Bodenbelage

heimbau
Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg. Genossenschaft m.b.H.
1150 Wien, Tannengasse 20
Tel.:01/981 71-0

Vorraum, Abstellraum
Kbche, WohnkUche
Zimmer

WC, Bad

Loggien/Balkone/Terrassen

Einlagerungsraum

3.4.

Laminat (schwimmend verlegt) samt Sockelleisten

Laminat (schwimmend verlegt) samt Sockelleisten

Teppich samt Sockelleiste

Fliesenbelag

Betonplatten im Kiesbett

Estrich versiegelt

Wandbeldge

Vorraum, Abstellraum
KUche, Wohnraum, Zimmer
WC

Bad

3.5.

weiB gemalt

wei gemalt

an der RUckwand bis ca. 120cm verflieBt, restliche Wande

weil gemalt mit Fliesensockel

im Spritzwasserbereich bis ca. Zargenoberkante verfliest,

restiche Wande weil3 gemalt mit Fliesensockel

Decken

Sé&mtliche R&ume der Wohnung weil gemalt,

technisch erforderlich Poterien

(Rohrverkleidungen) und abgehdangte Decken laut Verkaufsplan, Anderungen und zusatzliche

Rohrverkleidungen in der Bauausfuhrung sind médglich. Die Mindesthéhe betrégt 210cm.

4

Wohnungsausstattung - Smartwohnungen

Bei Smart-Wohnungen kann sofern vom Baufortschritt mdglich wahlweise zwischen 2 farblich

verschiedenen Bodenfliesen, Teppichbdden und Laminatbel&ge gewdhit werden:
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5. Allgemeine und technische Information

FensterlUftung beachten, bzw. StoBluftungen durchfUhren (Kippstellung der Fenster ist keine
ausreichende LUftung).

Zugang Waschkiche und Gerdtebuchung Uber ,Digitaler Hausmeister* mittels Chipkarte.
Bezahlsystem der Wascheinheiten gemdan Geratehersteller.

Es wird darauf hingewiesen, dass die beschriebene Ausstattung den projektierten

Ausstattungstand darstellt, vorbehaltlich Anderungen im Zuge der BauausfUhrung.

NaturmalB und Mdblierung

Im Zuge der Bauarbeiten wird ein einmaliger Termin organisiert, bei dem die Moglichkeit
besteht fir Méblierung NaturmaB zu nehmen. Dieser Termin wird Uber eine separate Einladung

bekanntgegeben.

Generell ist bei der Mdblierung darauf zu achten, dass an AuBenwandfl&chen sowie
FuBbodenfldchen Uber AuBenluft keine geschlossenen Wandverbauten gestellt werden bzw.
fUr eine ausreichende Luftbewegung im Bereich verstellter AuBenwandfldchen zu sorgen ist,

da sonst die Gefahr der Schimmelbildung gegeben ist.

Als zukUnftige Vermieterin méchten wir Sie im Sinne einer bestmdglichen AufklGrung Uber den
von lhnen abzuschlieBenden Mietvertrag Uber folgende Umstdnde informieren:

Das Wohnhaus 1120 Wien, EichenstraBe 2 bzw. Hermann-Gluck-Weg 6 ist eines von mehreren
Objekten welches auf dem ehemaligen Areal der Badner Bahn errichtet wird. Noérdlich
angrenzend an das Areal ist die Erweiterung und Umgestaltung des Paula-von-Mirtow-Park im
FrOhjahr/Sommer 2023 geplant. In die &ffentliche Hauptdurchwegung munden mehrere
Zubringerwege ein, welche teils auch direkt untereinander verbunden sind und somit die

einzelnen Wohnhausanlagen hofseitig erschlieBen.

Im Hofbereich der Wohnhausanlage wird ein gemeinsamer Kinder- und Jugendspielplatz mit

der direkt angrenzenden Wohnhausanlage der Bautrager Gesiba und Wigeba errichtet.
Weiters ist beabsichtigt, den ,,StraBenzug" EichenstraBe seitens der 6ffentlichen Hand neu zu

gestaltet. Die DurchfGhrung des StraBenbauprojektes ist aus heutiger Sicht im Jahr 2023-2024

geplant (vorbehaltlich Anderungen).
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Wir weisen deshalb darauf hin, dass Immissionen (Schallimmissionen, ErschUtterung, Staub,
Schmutz, etc.), die Baustellen und der StraBenverkehr Ublicherweise mit sich bringen (auch
nach stdndiger Rechtsprechung) als ortsUblich gelten und daher von den Mieterlnnen zu
dulden sind. Bei einer Wohnung auf einem GrundstUck neben der StraBe ist diese OrtsUblichkeit
gegeben. Die Duldungspflicht gilt fir benachbarte EigentiUmer gleichsam wie fUr benachbarte

Mieter.

Wir sind an einer bestmdglichen Lebensqualitét unserer Mieter interessiert. Auf Grund der oben
beschriebenen Rechtslage ist es uns aber auch als Eigentimerin der betroffenen
Wohnhausanlage nicht méglich, diesbezUglich Einfluss auf die vorhandenen Baustellen und die
Verkehrssituation generell zu nehmen. Nutzen Sie deshalb unbedingt auch das Angebot von
diversen Servicestellen (Gebietsbetreuungen, Bezirksvorstehung, etc.), um alle Informationen

Zu bekommen, die Sie bendtigen.

6. Sonderwunschabwicklung

Anderungswinsche aller Art (baulich und ausstattungstechnisch) sind nur méglich, soweit sie
den Bauablauf und -baufortschritt, die Stafik, Schall- und Wdéarmeschutz sowie die UGbrige
Haustechnik nicht beeintrdchtigen.

Generellist der Ablauf so geregelt, dass samtliche Sonderwinsche dem Bautréger zur Freigabe

vorgelegt werden mussen.

Im Anschluss erfolgt die Profung und ggf. Freigabe durch diesen und allfalliger
Fachkonsulenten. Danach wird der genehmigte Sonderwunsch an den Generalunternehmer
zur Angebotslegung weitergeleitet — eine Kontaktaufnahme mit dem Generalunternehmer
erfolgt durch den zukUnftigen Mieter.

Die weitere Abwicklung, Vertragsvereinbarung sowie Verrechnung der genehmigten
SonderwUnsche erfolgt direkt zwischen dem Generalunternehmer bzw. seiner Professionisten

und dem zukUnftigen Mieter.
Eine Umgehung dieses Ablaufs ist nicht gestattet. Es ist allen ausfGhrenden Firmen untersagt,

eventuelle Sonderwunschauftrdge ohne Genehmigung des Bautragers direkt vom zukUnftigen

Mieter entgegenzunehmen.
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Vor Ubergabe und wdahrend der Gewdhrleistungszeit (3 Jahre nach Ubergabe) ist es dem
zukUnftigen Mieter nicht gestattet, andere als den nachstehenden Generalunternehmer sowie
dessen Professionisten auf der Baustelle arbeiten zu lassen.

SonderwUnsche sind aus Gewdhrleitungsgruonden ausschlieBlich von Professionisten des

Generalunternehmers durchfUhren zu lassen.

Nahversorger:

Die Beftriebszeiten erstrecken sich von MO - SA von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr. Die
Anlieferungszeiten finden MO — SA von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr statt.

Sonderwunschabwicklung - konkrete Vorgehensweise

Bei Smart-Wohnungen sind grundsdatzlich keine Sonderwinsche mdglich.
Geplante bauliche Sonderwunsche bei Standardwohnungen kénnen nach Unterzeichnung

des Mietvertrages direkt beim Baufrager, Frau Christina ZELLER, unter c.zeller@heimbau.at

eingebracht werden. Nach Freigabe der Sonderwinsche durch den Bautrdger, sowie Prifung
durch den Architekten bei baulichen Anderungen im Sinne der Bauordnung, kdnnen die
zukUnftigen Mieterinnen und Mieter diese an die Baufiirma zur Erstellung eines

Kostenvoranschlages weiterleiten.

Die genehmigten baulichen Anderungen flieBen in die Bestandsplédne ein. Der
Wohnungswerber verpflichtet sich, die durch die Sonderwlnsche entstehenden Mehrkosten
(Umplanungsaufwand, Baukosten, GU Zuschlag, etfc...) zu Ubernehmen und bei einem
eventuellen RUcktritt/KUindigung auf Verlangen des Bautrdgers den ursprunglichen geplanten
Zustand (geplante Erstausfuhrung) auf seine Kosten wiederherzustellen.

Weiters muss auch die Planeinreichung bei der Baupolizei rockgefihrt werden. Die Kosten dafur
fradgt der Wohnungswerber. Die Umplanungskosten vom Architekten werden an den

Wohnungswerber verrechnet.

Nach den beiden Sonderwunschfreigaben durch Bautfrdger und Architekten erhdlt der
Generalunternehmer - Firma Swietelsky - den Plan und der zukUnftige Mieter nimmt mit dem
Generalunternehmer betreffend Abwicklung und Kostenvoranschlag Kontakt auf. Der erste
Kostenvoranschlag ist kostenlos, fur Weitere wird eine Kostenpauschale je nach Aufwand

verrechnet, mindestens jedoch 75 Euro.
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Ansprechpartner fUr alle Sonderwlinsche:
Firma Swietelsky GmbH
Herr Christoph Wagner, Mobil 0664/1523338

E-Mail: christoph.wagner@swietelsky.at

FUr die Koordination, Einholung aller Kosten, Uberprifung der Arbeiten vor Ort wird vom

Generalunternehmer - Firma Swietelsky - ein 15%iger Generalunternehmerzuschlag verrechnet.

Generell kbnnen nicht genehmigt werden:

Bauliche Anderungen, die in die Fassade eingreifen sowie Entfall von tragenden Wdanden,
Durchbriche in tfragenden Wanden und Installationssch&chte (Ausnahme: Vorbereitungen
Klimaanlage)

Verdnderung der Lage der Fenster und Wohnungseingangstire sowie von fragenden Wanden
Einbau einer Whirlpool Badewanne oder Wanne mit Whirlpool Funktion (Schallibertragung)
Duschtassen, welche in den Bodenaufbau versenkt werden mUssen

Einbau einer FuBbodenheizung

Fliesen durfen nicht in Wohn- und Schlafrdumen verlegt werden

Laminat- und Parkettverlegung ohne Trittschalld&dmmung

Weglassen und Selbstmontage von Sanitdrgegenstdnden, sowie von Elektroinstallationen

Hinweise zur Abwicklung von baulichen Sonderwinschen nach Bezug der Anlage:
Allfallige, vom Mieter beabsichtigte bauliche Ver@nderungen des Mietobjekts bedUrfen der

vorherigen Zustimmung der Vermieterin.

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfUllt sind, sind
sGmiliche Verdnderungen durch den Mieter immer an dessen Verpflichtung zur

Wiederherstellung des frGheren Zustands bei Beendigung des Mietverhdltnisses gebunden.

Ist die DurchfUhrung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden
muss, bzw. von der Baubehdrde eine Baubewiligung einzuholen ist, darf vor Erteilung der
Bewiligung nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den
baubehdérdlichen Auflagen auszufUhren bzw. dUrfen diese nicht durchgefUhrt werden, wenn

die Baubehdrde eine bauliche Verdnderung untersagt.
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Die Bauanzeige ist vom Mieter bei der Baubehdérde zu erstatten bzw. ist die Baubewiligung vom
Mieter bei der Baubehorde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten sind vom Mieter bei der

Baubehodrde anzuzeigen und der Vermieterin bekannt zu geben.

FUr die Einhaltung der baubehdrdlichen Auflagen sowie fur sémiliche Schéaden, die durch nicht
fach- und sachgerechte Abdnderungen entstehen sollten, haftet der Mieter und verpflichtet
sich, die Vermieterin gegen Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten. Mit der
DurchfUhrung der Arbeiten sind befugte Gewerbetreibende auf Kosten des Mieters zu

betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt dem Mieter.

7. Allgemeines zum Neubau

Jedes neu errichtete Haus bendtigt Zeit sowohl zum Austrocknen als auch zum Setzen.

Die normale Abgabe der Baufeuchte aus den Wanden kann behindert werden, wenn gewisse
BenUtzungsvorsorgen nicht eingehalten werden. Insbesondere kénnen durch mangelhaftes
LUften und Heizen feuchte Flecken entstehen, die den Uberall in der Luft befindlichen Pilzsporen
einen besseren Ndhrboden bieten. Es ist daher unbedingt fUr ausreichende Luftumwdalzung in
allen RGumen zu sorgen.

Gleichzeitig zu oben angefihrtem Austrocknungsprozess durchl@uft das Bauwerk die Phase der
so genannten Kurzzeitsetzung.

Infolge dieser beiden Stabilisierungsprozesse kdnnen geringfugige Schwind- als auch
Setzungsrisse auftreten, die eine ganz normale Erscheinung sind und in der Regel keinen
Mangel darstellen.

Bei Bestellung von Einbaumdbeln beachten Sie bitte, dass geringe MaBabweichungen in den
Wohnungen zuldssig sind, Putzsté@rken in den PlGnen nicht ausgewiesen werden und dass
Wandverbauten an AuBenwdnden eine Stérung des Klimahaushaltes, speziell an der
Wandoberfldche, verursachen kdnnen, deren Folgeerscheinung Schimmelbildung durch
mangelnde Luftkonvektion sein kann.

Allgemein ist auch anzumerken, dass Mdbelsticke grundsatzich mindestens 5 cm zu
AuBenwandfl&dchen zu distanzieren sind, um eine Luftkonvektion der warmen Raumluft in
diesem Bereich zu ermdglichen.

RevisionstUrchen zu Wasser- und Heizungszdhleinrichtungen, sowie vom Elektroverteilerschrank

durfen weder verstellt noch verbaut werden, d.h. sie mUssen jederzeit zugdnglich sein.
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Ich/Wir bestatige(n) hiermit die Kenntnisnahme der Ausstattungsbeschreibung inklusive der

Sonderwunschabwicklung fUr die Wohnung

1120 Wien, EichenstraBe 2 / Hermann-Glick-Weg é - Top .....

Unterschrift/en
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Energieausweis fiir Nicht-Wohngebaude

OIB-Richtlinie 6
Ausgabe: Marz 2015

olB

QSTERREICHISCHES 'NSTITUT FUR BAUTECHNIK

BEZEICHNUNG

1854 Wolfganggasse - Bauplatz 1C

Gebaude (-teil) Birobereich Baujahr in Planung
Nutzungsprofil Biirogebaude Letzte Verdnderung *
StraBle EichenstraBe 2 / Hermann-Gliick-Weg Katastralgemeinde Meidling
PLZ, Ort 1120 Wien-Meidling KG-Nummer 1305
Grundstiicksnummer  511/5 Seehéhe 210,00 m
SPEZIFISCHER STANDORT-REFERENZ-HEIZWARMEBEDARF, STANDORT-PRIMARENERGIEBEDARF,
STANDORT-KOHLENDIOXIDEMISSIONEN und GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR
HWBRar,sk PEBgk CO, sk f Gee
A++
C
HWB, 1 Der istjene die in den Raumen bereitgestellt werden BolEq: Der isl als flach D fe und dem
muss, um diese auf einer noimativ g , ohne allfalliger Ertrage aus aur
Warmerlckgewinnung, zu halten.
BSB: Der ist als fiach: Dx und der Halfte der
WWWB: istin it der fe als (tigern ineten Lustss,
Defaultwert festgelegl
EEB_: Der e J' - u[nhsst . lich zum Het; b darf den jeweils;llga“lil‘ilaern
HEB: Belm Hoizer it = :I_elz— und \Ahmm:ssemqmebeaarf die Verluste des ! R o=y ;‘;nr aon Hifls B
der g ?:rte P mdz;hl sm:l!e :ﬂlmlﬁ:memie. bt g, di werden muss 1
und elnem

KO: Der Kithibedarf lst jene Warmemenge, welclie aus den RBurnen ubyeiolil wetden muss, um unier der

'0!!‘ Der Gazamtananglentfizionz-Falktor ist der Quotient aus dem

zu bleiben. Er hnet sich aus den nicht nutzbaren inneren und solaren Gewinnen. Er (Al gen 2007).

BefEB: Belm B! wird der alifallige E: T B g delit PEB: Der Prii Ist der i i innchlieflich der Verluste in allen Vorketten. Der
Frim pebedar! weist ainen [‘PEB“T‘) und elnen nichi emeuerbaren (PEB n.em ) Anted auf.

KEB: Beim Kuhk werden ich zum Kahib die Verluste des Knhleystems und der

Kattobereitataliung berbcksichtigt coz: dem K ioxi ; nech jener fir
Vorketten.

Alle Werte gelten untor der A ainos Sle geben den pro @ Brutt an.

Dieser i i den Vorg; der OIB-Richtlinie 6 ,E| und des O Instituts far int der Ri ie 2010/31/EU aber die Gesamienergieeffizienz von
und des is-Vorlage-Gesetzes (EAVG) Der for die far Pri ie und i isl 2004 — 2008, und es wurden Gbliche Allokalionsregeln unterstelit
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Energieausweis fiir Nicht-Wohngebaude

oIB

GESTESRRE IS0 L R TP Pl fasites e

OIB-Richtlinie 6
Ausgabe: Marz 2015

GEBAUDEKENNDATEN
Brutto-Grundfliche 3.394,70 m*  Charakteristische Lange 3,24 m  Mittlerer U-Wert 0,53 W/(m?K)
Bezugsflache 2.715,76 m?  Heiztage 169d LEK-Wert 30,34
Brutto-Volumen 12.660,70 m* Heizgradtage 3.501 Kd  Art der Liiftung RLT mit WRG
Gebéude-Hiillidche 3.906,40 m*  Klimaregion N  Bauweise mittelschwer
Kompaktheit AV 0,31 1/m  Norm-Aufentemperatur -11,6 °C  SolHnnentemperatur 20,0 °C
ANFORDERUNGEN (Referenzklima)
Referenz-Heizwarmebedarf Anforderung 38,3 kWh/m?a erfillt ~ HWBwirk 30,9 kWh/m2a
AuBeninduzierter Kithibedarf Anforderung 1,0 kWh/m®a erfillt  KB* 0,9 kWh/mea
End-/Lieferenergiebedarf E/LEBe«x 118,4 kWh/m?a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor Anforderung 0,85 erfiillt  foee 0,82
Ermeuerbarer Anteil erfullt
WARME- und ENERGIEBEDARF (Standortklima)
Referenz-Heizwairmebedarf 120.512 kWh/a HWBusx 35,5 kWh/m%a
Heizwarmebedarf 92.444 kWh/a HWBs« 27,2 kWh/mZa
Warmwasserwarmebedarf 15.981 kWh/a WWWB sk 47 kWh/mza
Heizenergiebedarf 172.584 kWh/a HEBs« 50,8 kWh/m?a
Energieaufwandszahl Heizen Eave.n 1,59
Kithibedarf 146.568 kWh/a KBex 43,2 kWh/m?a
Kuhlenergiebedarf 41.884 kWh/a KEBs« 12,3 kWh/m?a
Befeuchtungsenergiebedarf 39.829 kWnh/a BefEBex 11,7 kWh/m?a
Energieaufwandszahl Kihlen Sanz.x 0,3
Beleuchtungsenergiebedarf 109.309 kWh/a BelEBs« 32,2 kWh/m?a
Betriebsstrombedarf 83.637 kWhia BSBe« 24,6 kWh/mZa
End-/Lieferenergiebedarf 407.414 kWh/a EEBs« 120,0 kWh/mza
Primérenergiebedarf 631.266 kWh/a PEB« 186,0 kWh/m2a
Primérenergiebedarf nicht emeuerbar 407.554 kWh/a PEBnem s 120,1 xWh/mza
Primérenergiebedarf emeuerbar 223.711 kWh/a PEBem s 65,9 kWh/m2a
Kohlendioxidemissionen 87.986 kg/a CO2:« 259 kg/m?a
Gesamtenergieeffizienz-Faktor focesx 0,82
Photovoltaik-Export 0 kWhia PVegons 0,0 kWh/m?a
ERSTELLT
GWR-Zahl Erstellerin Dorr - Schober & Partner ZT GmbH
Ausstellungsdatum 17.07.2019
Gilltigkeitsdatum 17.07.2029
Unterschrift
Die i dieses dienen i der i ol der it ! konnen bei Nutzung =
unlerschiedlicher Lage konnen aus Grinden der Geomeirie und der Lage hinsichtlich ihrer von den hier i
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Die gemeinnuUtzige Bauvereinigung

heimbau

Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

1150 Wien, Tannengasse 20

Firmenbuchgericht Wien

FN 974318
ATU 43900105

in der Folge kurz Vermieterin genannt, schlieBt mit

geboren am

in der Folge (auch bei m&nnlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-

partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab.

. Mietobjekt und Mietvorgang

1. Die Vermieterin ist grundbUcherliche EigentUmerin der Liegenschaft EZ 2748, Grundbuch 01305 Meidling,

mit der vorldufigen Adresse
1120 Wien, EichenstraBe 2 / Hermann-Glick-Weg 6

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Férderungsmitteln des Landes
Wien gemdaB den Bestimmungen des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG)
1989, LGBI 18/1989, und der Férderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 12.11.2019,
24.06.2021 und 24.08.2021, MA 50 - NF 971550/2018 - 162 Standard-Wohnungen, 82 Smart-Wohnungen, ein Ge-
schaftslokal, 13 Smart-Offices und 139 Garagenplatze. Weiters werden von der Vermieterin auf dieser Liegen-
schaft ein Geschdaftslokal ohne Zuhilfenahme von Férdermitteln (kurz freifinanziertes Geschdaftslokal), zwei BUros
ohne Zuhilfenahme von Férdermitteln (kurz freifinanzierte BUros) und 18 Garagenpl&tze ohne Zuhilfenahme von

Férdermitteln (kurz freifinanzierte Garagenplatze) errichtet.

2. Gegenstand dieses Mietvertrags ist der Stellplatz Nummer mit einem vorldufigen Nutzwert von 6. Die Ver-
mieterin vermietet hiermit diesen vorgenannten Stellplatz an die Mieterin, und die Mieterin mietet diesen von ihr.



Il. Mietzweck und Nutzung

1. Der vorgenannte Stellplatz darf von der Mieterin nur zur Abstellung eines Personenkraffwagens zu privaten
und nicht zu geschdaftlichen Zwecken verwendet werden. Auf dem jeweils Uberlassenen Stellplatz darf nur ein
betriebsfahiges und mit amilichem Kennzeichen versehenes Fahrzeug abgestellt werden.

2. Die Mieterin nimmt ausdrucklich zur Kenntnis, dass dieser Stellplatz kein Geschdaftsraum im Sinne des Miet-
rechtsgesetzes (MRG) ist und dieses Mietverhdltnis daher nicht den Bestimmungen des MRG, insbesondere auch
nicht dessen KUndigungsschutzbestimmungen, unterliegt.

3. Die Benutzung dieses Stellplatzes ist nur durch die Mieterin selbst bzw. durch mit ihrim gemeinsamen Haus-
halt lebende Angehdrige zuldssig. Jedwede Weitergabe dieses Stellplatzes ist ausgeschlossen.

lll. Mietdaver und Kindigung

Das Mietverhdltnis beginnt mit Ubergabe des Mietobjekts bzw. mit Nichtibernahme trotz bestehender Ubernah-
meverpflichtung gemaB IV.1. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Es kann von beiden
Vertragsparteien unter Einhaltung einer zumindest zweimonatigen Kindigungsfrist jeweils zum Letzten eines Ka-
lendermonats ohne Angabe von Grinden aufgekindigt werden.

IV. Ubergabe und Ubernahme

1. Die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.03.2023 erfolgen. Der genaue
Tag der Ubergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet
das Mietobjekt zu Ubernehmen. Liegen Mangel vor, die der vertfragsgemdaBen Nutzung des Mietobjekts entge-
genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Ubernahme zu verweigern. Geringfigige und unbehebbare Mdangel,
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur
Verweigerung der Ubemahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spétester Ubergabetermin im Sinne
von § 4 Abs. 1 Z 5 Bautrdgervertragsgesetz (BTVG) der 30.06.2023.

2. Die Ubergabe setzt die génzliche Bezahlung séimtlicher falligen Zahlungen (Rechtsgeschaftsgebihr und

ev. Kaution) voraus.

3. Die Mieterin wird anlasslich Ubergabe zwei Einfahrtstorschlissel und einen Handsender (in der Folge auch
kurz SchlUssel) erhalten. Die Anfertigung weiterer SchlUssel (auch als Ersatz fUr etwaige verlorengegangene
SchlUssel) bedarf der ausdricklichen Zustimmung der Vermieterin. S&mtliche (auch weitere angefertigte) SchlUs-
sel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurGckzustellen. Die exakte Anzahl an ausgegebenen SchlUsseln
wird anhand eines Ubernahmeprotokolls festgehalten.

V. Laufendes Entgelt

1. Das laufende Entgelt (Pauschalmietzins) fUr den Stellplatz betrégt pro Monat € 79,00 inklusive 20 % Umsatz-
steuer und ist ab Beginn des Mietverhdlinisses jeweils am FUnffen eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und
kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gegebene Konto zu bezahlen. FUr die Rechtzeitigkeit der Zah-
lung ist maBgebend, wann diese der Vermieterin zur Kenntnis gelangt.
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Der Pauschalmietzins vermindert oder erhdht sich jahrlich, jeweils in dem MaB, das sich aus dem Verhdltnis des,
von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 oder des, an seine Stelle tfretenden Index,
jeweils fUr den Indexwert des Monats Juni des laufenden Jahres zum Indexwert fUr Juni des Vorjahres ergibt. Der
so verdnderte Pauschalmietzins gilt ab 1. Janner des folgenden Jahres. Ausgangsbasis fUr diese Wertsicherung
ist die zuletzt fOr Juni 2021 verlautbarte Indexzahl. Sollte der vorerwdhnte Index nicht mehr verlautbart werden,
so ist ein gleichartiger oder dhnlicher Nachfolgeindex als Vergleichsgrundlage heranzuziehen.

Sollte eine Erhdhung des laufenden Entgelts im AusmaB kinftiger Verdnderungen einzelner Entgeltbestandteile
gemaB den jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen oder eine Erhéhung zur Sicherung ausreichender Wirtschaft-
lichkeit oder eine Anpassung an das jeweilige ortsUbliche oder angemessene Entgelt erforderlich sein, so ver-
pflichtet sich die Mieterin, die diesen Erhdhungen entsprechenden Mehrbetrdge ab Wirksamwerden solcher
Anderungen zu entrichten.

Die verspatete Zahlung des laufenden Entgelfs berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine GebuUhr von ei-
nem Zwolftel des Verwaltungskostensatzes gemdaB § 6 Abs. 1 Entgeltrichtlinienverordnung (ERVO) zum WGG 1979
(in der jeweils geltenden Fassung) sowie Verzugszinsen in Hohe von 6 % p.a. einzuheben.

2. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder ErklGrungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-
neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfallige derartige Mitteilungen sind daher nicht
auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten.

VI. Haus- bzw. Garagenordnung

1. Die Mieterin verpflichtet sich zur Einhaltung der von der Vermieterin festgesetzten Hausordnung, sowie der
fUr die Wohnhausanlage und deren Gemeinschaftseinrichtungen besonders getroffenen BenUtzungsbestim-
mungen. Ferner verpflichtet sich die Mieterin insbesondere

. innerhalb der Wohnhausanlage bei Fahrten zum und vom Stellplatz Schritttempo einzuhalten,

. die Ein-/Ausfahrt anderer Fahrzeuge nicht zu behindern, sowie die Gesundheit anderer Personen nicht zu ge-

fahrden,

. den Fahrzeugmotor im Stehen nicht I&énger laufen zu lassen, nicht zu hupen, und Gberhaupt jede vermeidbare

Gerduschentwicklung oder sonstige Stérung der Ubrigen BenUtzer der Anlage zu unterlassen,

. den Stellplatz stets sauber zu halten und Abfdlle jeder Art zu vermeiden bzw. zu entfernen, sowie die Stellplatz-

und Rangierfldchen Gberhaupt nicht zu beschmutzen oder zu beschéadigen,

. das Waschverbot von Kraftfahrzeugen auf allgemein genUGizten Teilen der Wohnhausanlage zu beachten und

zu befolgen,

. das Rauchen, Hantieren mit offenem Feuer und Licht, sowie die Vornahme jedweder Arbeiten, und die Lage-

rung jedweder, insbesondere brennbarer Gegenstdnde im Stellplatzbereich strikt zu unterlassen.

2. Die Vermieterin haftet nicht fUr voribergehende Stérungen in der BenUtzbarkeit (z.B. bei voribergehender
Unmoglichkeit der Zu- und Abfahrt z.B. wegen Bauarbeiten, etc.). Eine Bewachung und Verwahrung des Fahr-
zeugs, seines Zubehdrs sowie dallfdlliger im Fahrzeug befindlicher Gegenstdnde oder mit dem Fahrzeug in die
Garage eingebrachter Sachen durch die Vermieterin erfolgt nicht und haftet diese daher auch nicht fir Dieb-
stahl, Einbruch, Beschdadigung durch Dritte, etc.. Die Vermieterin haftet vielmehr nur fir Schaden, die von ihr
oder von ihren Gehilfen vorsatzlich oder grob fahrl&ssig verursacht wurden.
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VIl. Rickstellung des Mietobjekts

1. BeiBeendigung des Mietverhdltnisses ist der Stellplatz der Vermieterin in gutem und brauchbarem Zustand,
mit allen Schlusseln und Handsendern, sowie gerdumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin zuriGckzustellen.

2. Eine, Uber das NormalmaB - also eine bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende -
hinausgehende AbnUtzung oder Besch&digung ist von der Mieterin auf eigene Kosten wiederum zu beheben.
Verloren gegangene EinfahristorschlUssel und Handsender werden auf Kosten der Mieterin wieder beschafft.

3.  Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung fur zurGckgelassene Ge-

gensténde Gbernommen wird.
VIll. Allgemeine Vertragsbestimmungen

1. Soweit dieser Vertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Ehegatten) abgeschlossen wird, haften
diese fUr die Einhaltung sémtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand.

2.  Zustellungen erfolgen an die, auf Seite 1 dieses Vertrags genannte Adresse. Die Mieterin ist verpflichteft,
Anderungen ihrer Anschrift unverziglich schriftlich bekanntzugeben, anderenfalls Schriftsticke auch dann als -
rechtswirksam im Sinne des gegenstandlichen Vertrags - zugestellt gelten, wenn sie an die, zuletzt bekanntge-
gebene Anschrift der Mieterin zugestellt wurden.

Anldsslich Beendigung des Mietverhdlinisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin ihre Zustelladresse be-
kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, kdnnen Zustellungen aller Art weiterhin an die
zuletzt bekannt gegebene Adresse der Mieterin erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen
gelten.

3. Die RechtsgeschdaftsgebUhr gemdB § 33 TP 5 GebUhrengesetz hat die Mieterin zu fragen. Die Mieterin hat
diese RechtsgeschdaftsgebUhr in Hohe von € 28,44 vor Unterfertigung des Vertrags erlegt.

4. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, fUr die beiden Vertrags-
parteien bestimmtf ist.

Wien,

heimbau

Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

die Vermieterin die Mieterin
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mietvertrag

Die gemeinnutzige Bauvereinigung

heimbau;‘

Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

1150 Wien, Tannengasse 20

Firmenbuchgericht Wien

FN 974318
ATU 43900105

in der Folge kurz Vermieterin genannt, schlieBt mit

geboren am

in der Folge (auch bei ménnlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab.

. Mietobjekt und Mietvorgang

1. Die Vermieterin ist grundbicherliche Eigentimerin der Liegenschaft EZ 2748, Grundbuch 01305 Meidling,
mit der vorldufigen Adresse

1120 Wien, EichenstraBe 2 / Hermann-Glick-Weg é

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Férderungsmitteln des Landes
Wien gemdaB den Bestimmungen des Wiener Wohnbaufdrderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG)
1989, LGBI 18/1989, und der Férderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 12.11.2019,
24.06.2021 und 24.08.2021, MA 50 - NF 971550/2018 - 162 Standard-Wohnungen, 82 Smart-Wohnungen, ein Ge-
schdaftslokal, 13 Smart-Offices und 139 Garagenpldtze. Weiters werden von der Vermieterin auf dieser Liegen-
schaft ein Geschdftslokal ohne Zuhilfenahme von Férdermitteln (kurz freifinanziertes Geschdéftslokal), zwei BUros
ohne Zuhilfenahme von Fordermitteln (kurz freifinanzierte Buros) und 18 Garagenpldtze ohne Zuhilfenahme von
Férdermitteln (kurz freifinanzierte Garagenplatze) errichtet.

Das vertragsgegenstandliche Mietobjekt wurde im Rahmen der Férderungszusicherung MA 50 - NF 971550/2018
mit einem Darlehen gemdaB § 12 WWFSG 1989 i.V.m. § 3, § 6 und § 6aNeubauverordnung (Neubau-VO) 2007
sowie mit einem Zuschuss nach § 6a und § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 geférdert.



2. Die vorlaufigen Nutzwerte (und Nutzfldchen) der, von der Vermieterin errichteten Einheiten betragen:

Wohnungen  Geschdftslokale Garagenplatze insgesamt

. Standard (vorl. 12.037,37 m?) 11.115 - 588 11.703
e Smart (vorl. 4.285,14 m?) 4.009 - 222 4.231
o Geford. Geschdaftslokal (vorl. 206,41 m2) - 157 6 163
e Gefdrd. Smart-Offices (vorl. 329,83 m?) - 362 18 380
o Freifin. Geschdftslokal (vorl. 1.072,38 m?) - 1.054 42 1.096
. Freifin. BOros (vorl. 2.293,47 m?) - 2.229 66 2.295
insgesamt sohin 15.124 3.802 942 19.868

Die vorlaufigen Nutzwerte wurden mit Gutachten vom 12.05.2021 des Ziviltechnikers Arch. Mag. Georg Friedler,
1010 Wien, Salvatorgasse 10/5/17, ermittelt. Die Nutzwerte werden nach Baufertigstellung auf Basis der Bestands-
pldne gegebenenfalls neuerlich zu ermitteln sein.

3. Die Vermieterin vermietet und die Mieterin mietet von ihr das, auf der zuvor angefUhrten Liegenschaft be-
findliche Mietobjekt, mit der Adresse , mit nachfolgenden, gemdaB dem derzeitigen Planungsstand, vorldufigen
Fl&chen:

. Wohnnutzfldche

Das Mietobjekt samt vorgenanntem Zubehdr hat - gemdB dem unter 1.2. genannten vorléufigen Nutzwertgut-
achten - einen vorléufigen Nutzwert von .

4. Grundlage dieses Mietvertrags sind die nachstehenden, der Mieterin zumindest eine Woche vor Vertrags-

unterzeichnung Ubergebenen Unterlagen:

o Férderungszusicherungen des Landes Wien,

o ein Info-Kostenblatt, auf dem das laufende Entgelt, die Finanzierungsbeitrédge und die Zahlungsfristen aus-
gewiesen sind (Beilage ./A),

o Plan des vertragsgegenstandlichen Mietobjekts (Beilage ./B),

o Pléine der gewdhnlich nutzbaren Teile der Gesamtanlage (Allgemeinrdume und -fldchen),

o Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Grundausstattung) vom 05.10.2021,

o Vertrag ,,Dienstleistungspaket zur Versorgung des Einzelkunden mit Wéarme fir Raumheizung, Wérme fir
Warmwasser, Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie Verrechnung von Abwasser" vom 22.06.2021

o Servitutsvertrdge vom 26.08.2021 (Wiener Netze) und vom 01.02.2022 (Gesiba, Wigeba)

o Energieausweis,

Die Ausstattung des Mietobjekts erfolgt gemdB den Bestimmungen des WWFSG 1989 (§ 3, normale Ausstattung).

5. Der Vermieterin bleibt das Recht vorbehalten, die Baupldne, BauausfUhrung und sonstige Ausgestaltung
des Gebdudes und der Wohnhausanlage sowie der AuBenanlagen aus bautechnischen oder bauabwicklungs-
technischen Grinden zu dndern, sofern

. die &ffentlich-rechtlichen, sohin insbesondere die baurechtlichen Erfordernisse eingehalten werden,

o betreffend das Mietobjekt und die fUr die Mieterin nutzbaren Teile der Gesamtanlage weder die Zugdnge,
noch die Nutzung unzumutbar beeintréchtigt werden und die zugesagten Qualitéten und Funktionen er-
halten bleiben,

. die Gesamtcharakteristik des Projektes gewahrt bleibt und

o die Anderungen der Mieterin auch sonst zumutbar sind, besonders weil sie geringfigig und sachlich ge-
rechtfertigt sind.
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6. Die BenUtzung des, auf diesem Grundstick befindlichen Kinder- und Jugendspielplatzes (Bauplatz 1C) steht
ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlagen der GESIBA GemeinnuUtzige Sied-
lungs- und Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) und der WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft
m.b.H. (Bauplatz 1B) zu. Dies gilt ebenso fUr die BenUtzung (Geh- und Fahrrechte) der, auf diesem Grundstick

befindlichen Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage.

In diesem Zusammenhang wird klarstellend festgehalten, dass die BenUtzung jener Teilfléiche des Kinder- und
Jugendspielplatzes auf dem benachbarten Grundstick der GESIBA GemeinnUtzige Siedlungs- und Bauaktien-
gesellschaft (Bauplatz 1A) ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der Wohnhausanlage der "Heimbau" Gemein-
nUtzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschrdnkter Haftung

(Bauplatz 1C) zusteht.

Die BenUtzung der, auf diesem Grundstick befindlichen Kindergartenfldche (Bauplatz 1C) steht ausschlieBlich
den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlage der GESIBA Gemeinnutzige Siedlungs- und

Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) zu.

7. Durch den o6ffentlichen Verkehr kann es zu Immissionen kommen. Wir weisen darauf hin, dass Immissionen
(Schallimmissionen, ErschUtterung, etfc.), die der Bahn- und StraBenverkehr Ublicherweise mit sich bringt (auch
nach sténdiger Rechtsprechung) als ortsUblich gelten und daher von der Mieterin zu dulden sind.

8. Die Mieterin hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die vertragsgegensténdliche Wohnhausanlage
als ,offene"” Wohnhausanlage konzipiert wurde. Insbesondere wird keine Einfriedung zwischen den allgemeinen
Teilen der Wohnhausanlage und dem 6ffentlichen Gut errichtet.

Il. Mietzweck und Nutzung

1. Die Vermietung erfolgt zur Befriedigung des WohnbeduUrfnisses der Mieterin und ihrer allfdligen naheste-
henden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989), d.h. nicht zu geschdaftlichen Zwecken. Nahestehende
Personen im Sinne der vorgenannten Bestimmung sind: der Ehegatte, der eingetragene Partner, Verwandte in
gerader Linie einschlieBlich der Wahlkinder, Verwandte im zweiten und dritten Grad der Seitenlinie und Ver-
schwagerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Mieterin in einer in wirtschaftlicher Hinsicht &hnlich einer
Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebt. Jede Anderung des Verwendungszwecks ist verboten.

Jede Anderung dieses Verwendungszwecks bedarf aufgrund der Auflagen der Wohnbauférderung auch der
vorherigen ausdricklichen Zustimmung der Férderungsstelle (MA 50) sowie gegebenenfalls auch der Genehmi-
gung der Baubehdrde (MA 37).

Die Mieterin hat der Vermieterin weiters séimtliche Vorsteuernachteile (Vorsteuerberichtigung sowie Verlust des
laufenden Vorsteuerabzugs) zu ersetzen, die der Vermieterin aus einer nicht genehmigten Widmungs&nderung
erwachsen, und haftet fir sdmtliche AnsprUche Dritter (wie etwa Mieter der vertragsgegensténdlichen Wohn-
hausanlage), die gegenUber der Vermieterin infolge einer nicht genehmigten Widmungsdnderung geltend ge-

macht werden.

2. Jegliche (auch nur teilweise) Weitergabe des Mietobjekts - in welcher Form auch immer - ist verboten.
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Dieses Weitergabeverbot bezieht sich auch auf eine etwaige Untervermietung und ist nur beschrénkt durch die
zugunsten der Mieterin zwingenden Regelungsgehalte der §§ 11 und 12 Mietrechtsgesetz (MRG). Nicht als Wei-
tergabe gilt allerdings die Mitbenutzung des Mietobjekts durch die im gemeinsamen Haushalt mit der Mieterin
lebenden nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989) oder eine Abtretung der Mietrechte
gemdB § 12 MRG.

Die Mieterin hat, auch aufgrund férderungsrechtlicher Auflagen kein Recht, das Mietobjekt an Dritte weiter zu
geben, sondern ist verpflichtet, das Mietobjekt bei Beendigung des Mietverhdltnisses an die Vermieterin zurick-

zustellen.

3. Neben dem mietvertragsgegenstandlichen Mietobjekt samt Zubehdr ist die Mieterin berechtigt, all jene
Teile bzw. Einrichtungen der gegensténdlichen Anlage, die zur gemeinsamen BenUtzung aller Mieter vorgese-
hen sind, mitzubenUtzen. Die Hausverwaltung ist berechtigt fir Gemeinschaftsrdume bzw. -einrichtungen, an-

gemessene BenUfzungszeiten festzusetzen.

4. Die Mieterin hat dafUr zu sorgen, dass durch sie oder sonstige Personen, denen sie den Zutritt zum Mietobjekt
gestattet oder ermoglicht, keine ungebUhrliche, die sonstigen Bewohner der Anlage oder von Nachbarobjekten
stérende Larmentwicklung erfolgt und alles Zumutbare zu unternehmen, um eine derartige Ladrmentwicklung zu
verhindern bzw. gegebenenfalls zu beseitigen.

5. Die BenUtzung eines KFZ-Stellplatzes setzt den vorherigen Abschluss eines gesonderten Garagenmietver-
frags voraus.

lll. Mietdauer und Kindigung

1. Das Mietverhdlinis beginnt mit Ubergabe des Mietobjekts bzw. mit NichtUbernahme trotz bestehender
Ubernahmeverpflichtung gemadB IV.1. und IV.5. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer dreimonatigen Kindigungsfrist jeweils zum Letzten
eines Kalendermonats aufgekindigt werden, jedoch durch die Vermieterin nur aus den im MRG genannten
wichtigen Grinden.

2. Als weiterer wichtiger Kindigungsgrund gemaB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG wird die Nichtzahlung des vereinbar-
ten Finanzierungsbeitrages trotz Falligkeit, Mahnung und Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen vereinbart.

3.  GemdB § 28 Wohnbauférderungsgesetz (WFG) 1984 liegt auch ein KUndigungsgrund vor, wenn die Mieterin
inre bisher zur Befriedigung ihres WohnbedUrfnisses regelmdaBig verwendete Wohnung nicht binnen sechs Mo-
naten nach Bezug der gefdérderten Wohnung aufgegeben hat, es sei denn es liegt ausnahmsweise eine Zustim-
mung des Land Wien vor (eine derartige Zustimmung ist gemadB § 21 Abs. 3 WFG 1984 nur dann zuldssig, wenn
der Mieter die Wohnung aus beruflichen Grinden fUr sich selbst dringend bendtigt oder wenn Verwandte in
gerader Linie die Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden WohnbeduUrfnisses regelmdBig verwenden und
eine Abtretung des Mietrechts an diese Personen gemdaB § 12 MRG nicht in Betracht kommt).

4. Die Vermieterin ist weiters (wichfige Kindigungsgrunde gemaB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG aufgrund drohender
Nachteile fUr die Vertragsparteien, wie insbesondere Verlust der Férderung infolge von VerstéBen gegen die
Bestimmungen des WWFSG 1989 bzw. gegen die Bedingungen der Férderungszusicherung der MA 50) berech-
tigt das Mietverhdltnis aufzukUndigen:
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) Wenn die Mieterin Rechte an einer anderen geférderten Wohnung erwirbt, die Kindigung der Mieterin
schriftfich angedroht wurde und innerhalb von 6 Monaten ab Androhung die Mieterin das Recht an der
anderen gefdrderten Wohnung nicht aufgegeben hat. Eigentums- oder Mietrechte an ungeférderten oder
geférdert sanierten Wohnungen, die auf Grund ihrer Entfernung zur Wiener Arbeitsstétte der Mieterin auf
Dauer gesehen ungeeignet sind, zur Befriedigung des dringenden WohnbeduUrfnisses regelmdaBig verwen-
det zu werden, mussen nicht aufgegeben werden.

o Wenn das Mietobjekt weder von der Mieterin noch von den ihr nahestehenden Personen (im Sinne des § 2
Z 1 WWESG 1989) oder von ihren Dienstnehmern zur Befriedigung ihres dringenden WohnbedUrfnisses regel-
maBig verwendet wird, es sei denn, es handelt sich um eine voribergehende Abwesenheit wegen Krank-
heit, zu Erholungs-, Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Grinden.

o Wenn die Mieterin betreffend den Nachweis ihrer Férderungswurdigkeit unvollstdndige oder unrichtige An-
gaben Uber ihr Einkommen, ihre persdnlichen Verhdltnisse und/oder die Anzahl der einziehenden Personen
gemacht hat und sie nach den wahren Verhdltnissen die Férderung nicht erhalten hétte bzw. nicht férde-

rungswUrdig gewesen wdre.

IV. Ubergabe und Ubernahme

1. Die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.03.2023 erfolgen. Der genaue
Tag der Ubergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet
das Mietobjekt zu Ubernehmen. Liegen Mangel vor, die der vertragsgemdaBen Nutzung des Mietobjekts entge-
genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Ubernahme zu verweigern. Geringfiigige und unbehebbare Méngel,
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur
Verweigerung der Ubernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spétester Ubergabetermin im Sinne
von § 4 Abs. 1 Z 5 Bautr@gervertragsgesetz (BTVG) der 30.06.2023.

2. Die Ubergabe setzt die génzliche Bezahlung sémtlicher félligen Zahlungen, insbesondere des vereinbarten
Finanzierungsbeitrags voraus.

3. Uber die Ubergabe des Mietobjekis ist ein Protokoll anzufertigen. In diesem Protokoll sind etwaige Mé&ngel
der, von der Vermieterin zu erbringenden AusfGhrung bzw. Ausstattung festzuhalten. Die Behebung dieser Man-
gel wird die Vermieterin baldmaoglichst veranlassen.

4.  Die Mieterin wird anl@sslich Ubergabe finf idente WohnungsschlUssel und zwei Chipkarten erhalten (séimt-
liche in der Folge kurz SchlUssel genannt). Die Anfertigung weiterer SchlUssel (auch als Ersatz fur etwaige verlo-
rengegangene SchlUssel) bedarf der ausdricklichen Zustimmung der Vermieterin. SGmtliche (auch weitere an-
gefertigte) SchlUssel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurUckzustellen. Die exakte Anzahl an ausgege-
benen Schiisseln wird anhand eines Ubernahmeprotokolls festgehalten.

5. FUhrt die Mieterin die Ubernahme des Mietobjekts trotz schrifticher Aufforderung aus einem, von ihr zu ver-
tretenden Grund nicht durch oder ist die Ubergabe mangels Bezahlung des Finanzierungsbeitrages nicht durch-
fOhrbar, so gilt sie dennoch mit Ablauf des Tages der angebotenen Ubergabe durch die Vermieterin als erfolgt
und beginnt das Mietverhdltnis mit dem auf den, der angebotenen Ubergabe folgenden Tag und nicht erst mit
dem Tag der tatséchlichen Ubergabe (Punkt il 1.).
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V. Aufteilungsschlussel, Finanzierungsbeitrag und laufendes Entgelt

1. Zu den vorlaufigen Nutzwerten auf Basis des Vorgutachtens vgl. unter 1.2. und I.3..

2. Die Mieterin hat die Herstellungskosten des Mietobjekts zu tragen, welche nach den Bestimmungen des
WohnungsgemeinnuUtzigkeitsgesetzes (WGG) und des WWFSG 1989 zu ermitteln sind und sich aus den, auf das
gegenstandliche Mietobjekt entfallenden anteiligen Grund- und Grundnebenkosten inkl. AufschlieBungskosten
(in der Folge kurz Grundkosten genannt) sowie den Baukosten inklusive den sonstigen Kosten, soweit diese fur
die Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulichkeit erforderlich waren (wie z.B. auch den Bauverwaltungs-
und Finanzierungskosten - in der Folge kurz Baukosten genannt), errechnet haben. Weiters hat die Mieterin die
Aufwendungen fur die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie, unter BerUcksichtigung ordnungsmdaBiger Wirt-
schaftsfGhrung, auf Basis der Grundséitze des WGG (insbesondere dessen § 23), einen Beitrag zur Deckung deren

Kosten und zur Bildung von RUcklagen zu fragen.

3. Die auf die geférderten Einheiten entfallenden Grundkosten werden im Verhdlinis des Nutzwerts des ein-
zelnen geférderten Mietgegenstands zu den Nutzwerten sdmtlicher, von der Vermieterin auf der Liegenschaft
errichteten gefdérderten Einheiten (Wohnungen, geférderte Geschdaftslokale und Smart-Offices sowie zugehd-
rige Garagenplatze - vgl. dazu I. 2.) aufgeteilt. Die anteiligen Grundkosten wurden auf Basis der Berechnungs-
grundlagen vom 28.09.2021 ermittelt und werden, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und
einer gegebenenfalls notwendigen neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein. Die
Mieterin hat keinen Finanzierungsbeitrag fur Grundkosten zu leisten - der Kapitaldienst gemaB § 14 Abs. 1 Z 3
WGG fUr die anteiligen Grundkosten ist im laufenden Entgelt enthalten.

Die Baukosten wurden auf Basis der seinerzeitigen Einreichgrundlagen bzw. der vorgenannten Berechnungs-

grundlagen ermittelt und werden nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und einer gegebe-

nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzfldchenermittlung und endgultigen Nutzwertberechnung noch entspre-

chend zu korrigieren sein. Die Aufteilung der Baukosten erfolgt - abgesehen von den Sonderkosten einzelner

Einheiten - wiederum im Verhdltnis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten sémtlicher,

von der Vermieterin auf der Liegenschaft errichteten Einheiten. FUr die Aufteilung der Finanzierungsmittel gelten

folgende Ausnahmen von diesem AufteilungsschlUssel:

o die geleisteten Baukostenbeitrédge kommen den jeweiligen Mietobjekten zu Gute, fir die diese Finanzie-
rungsbeitrdge auch geleistet wurden,

o das Darlehen des Landes Wien gemdB § 6 Neubau-VO 2007 (Superférderung) dient ausschlieBlich der Fi-
nanzierung von Smart-Wohnungen,

o das Darlehen des Landes Wien gemdaB § 6a Neubau-VO 2007 dienst ausschlieBlich der Finanzierung von
Smart-Wohnungen,

o der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemdadB § éa Neubau-VO 2007 wird nur auf die Smart-Wohnungen
aufgeteilt,

. der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemdaB § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 wird nur auf die Wohnungen

(Standard und Smart) aufgeteilt.
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Die Mieterin hat vor Ubernahme des Mietobjekts entsprechend den im Info-Kostenblatt (vgl. I.4., Beilage ./A)
bekanntgegebenen Zahlungsfristen einen Finanzierungsbeitrag zu leisten. Aufgrund der Vorschriften des WGG
werden folgende Daten festgehalten:

o Datum des Erstbezugs: Dieser wird mittels gesondertem Schreiben festgehalten (vgl. IV.1.).

o Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des vertragsgegenstdndlichen Mietobjekts sind zu leisten:

e ein vorlaufiger Grundkostenbeitragi.H.v. €
e ein vorlaufiger Baukostenbeitrag i.H.v. €
e insgesamt daher fir das Mietobjekt €

Der anteilige Finanzierungsbeitrag wurde auf Basis der bereits genannten Berechnungsgrundlagen ermittelt und
wird, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und einer gegebenenfalls notwendigen neuerli-
chen Nutzwertermittlung - wie vorstehend beschrieben - noch entsprechend zu korrigieren sein. Eine diesbezlig-
liche Nach- oder RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags hat sodann binnen 1 Monat nach Legung

der Endabrechnung an die Mieterin zu erfolgen.

Im Falle der Aufldsung dieses Mietvertrags erfolgt eine RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags nach
MaBgabe und der Berechnungsmethodik des § 17 WGG.

4. Die Berechnung des Mietzinses fUr das Mietobjekt samt Zubehor erfolgt nach den Bestimmungen des WGG
unter BerUcksichtigung der ERVO zum WGG in der jeweils gUltigen Fassung und es gelten die nach diesen Best-
immungen jeweils zuldssigen Hochstsétze hiermit als vereinbart. Dies inklusive einer 2 %-igen RUcklagenkompo-
nente gemaB § 14 Abs. 1 Z 8 WGG sowie eines hiermit ebenfalls vereinbarten Erhaltungs- und Verbesserungsbei-
frags gemdaB § 14 Abs. 1 Z5i.V.m. § 14d Abs. 2 WGG (wertgesichert gemdB § 14d Abs. 2 WGG), abgesenkt auf
€ 0,24578 je Nutzwert und Monat fir die ersten 36 Monate ab Erstbezug der Wohnhausanlage (danach - spates-
tens ab 01.07.2026 - wird auf den wertgesicherten, gesetzlichen Héchstwert angehoben). FUr die Berechnung
des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags gilt, dass zunéchst die Summe der Erhaltungs- und Verbesserungs-
beitfr&ge fUr die gesamte Wohnhausanlage auf Basis der Nutzfldchen sémilicher Wohnungen, Buros und Ge-
schdaftslokale ermittelt und dann auf diese Mietobjekte im Verhdltnis deren Nutzwerte aufgeteilt wird.

Der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der Darlehen und eines allfdlligen Eigenmitteleinsatzes der
Vermieterin gemaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG betragt fir den Zeitpunkt des Bezugs monatlich € 4,20 je m? Wohn-
nutzfl&che fUr die Smart-Wohnungen. Der auf diese Wohnungen entfallende Anteil wird sodann in weiterer Folge
im Verhdltnis der Nutzwerte dieser Mietobjekte aufgeteilt. Dieser Betrag erhéht sich, ab Erstbezug der Wohn-
hausanlage jahrlich, jeweils um 2,5 % - jeweils ab 01.01. eines jeden Jahres, erstmals zum 01.01.2024. Sollte aller-
dings die Erhéhung des von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 (VPI) oder des an
seine Stelle tretenden Index, jahrlich jeweils fUr den Indexwert des Monats Juni (Ausgangsbasis hierfUr ist die
zuletzt fOr Juni des Jahres der Ubergabe verlautbarte Indexzahl), mehr als 2,5 % betragen, so gelangt die Stei-
gerung des VPI zur Vorschreibung. Der jeweils zum 01.01. jedes Jahres ermittelfe Wert bildet die Ausgangsbasis
fUr die weitere Erhbhung zum 01.01. des jeweils folgenden Jahres. Sollte der vorerwdhnte Index (VPI) nicht mehr
verlautbart werden, so ist ein gleichartiger oder dhnlicher Nachfolgeindex als Vergleichsgrundlage heranzuzie-
hen.

Die Zinsen der eingesetzten Eigenmittel der Vermieterin gemdaB § 14 Abs. 1 Z 3 WGG fUr Grundkosten werden
derzeit lediglich mit einer Verzinsung von 1,95588 % eingehoben. Die Vermieterin ist allerdings in weiterer Folge

berechtigt die Zinsenvorschreibung auf den gesetzlichen Héchstwert gemdaB § 14 Abs. 1 Z 3 WGG (derzeit 3,5 %)
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- in der jeweils aktuell geltenden Fassung des WGG - anzuheben (dies sowohl sukzessive (z.B. auch durch lau-
fende, jahrliche Anhebungen) bis der Hochstwert erreicht ist als auch durch eine einmalige Anhebung auf den

Hochstwert).

Aufgrund der Bestimmungen des WGG (Kostendeckungsprinzip gemdaB § 14 WGG ) kann es, abweichend von
der Bindung des Betrags fur die Abstattung der Finanzierungsmittel an eine Indexierung (entsprechend der zuvor
gemachten Definition), auch wéhrend des aufrechten Mietverhdltnisses zu Verdnderungen des zuletzt genann-
ten Betrags kommen, wenn sich die rechtlichen und/oder wirtschaftichen Rahmenbedingungen derart &ndern,
dass die Verzinsung und/oder Tilgung der Finanzierungsmittel nicht mehr gewd&hrleistet oder die Finanzierung
nicht mehr aufrechterhalten werden kann oder die Wohnbauférderung eine andere als die hier vereinbarte
Abstattung der Finanzierungsmittel bestimmt.

Nach génzlicher oder teilweiser Tilgung der, zur Finanzierung der Baulichkeit in Anspruch genommenen Mittel,
ist die Vermieterin berechtigt, die bisher im laufenden Entgelf verrechneten Betrdge gemdaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3
WGG weiterhin einzuheben, wobei die Bestimmungen und Beschrdnkungen des WGG in der dann jeweils gel-
tenden Fassung (derzeit § 14 Abs. 7 WGG und § 14 Abs. 7a WGG) zu berUicksichtigen sind.

Der Betrag fUr die RUckzahlung (Tilgung) des Darlehens gemdB § 6 Neubau-VO 2007 gelangt zusatzlich zur Vor-

schreibung und wird nicht auf sémfiliche Mietgegenstdnde aufgeteilt, sondern lediglich auf die Smart-Wohnun-

gen im Verhdlinis deren Nutzwerte. Die Einhebung erfolgt in Hohe der, von der Forderungswurdigkeit der jeweils

betroffenen Mieter, abhdngigen Abstattungsbetréige:

e FUr die Tilgung des Darlehens ist ein RUckzahlungsbetrag von € 0,70 je Nutzwert und Monat vorgesehen.

¢ Werden die Einkommensgrenzen nach der Verordnung der Wiener Landesregierung Uber die Gewdhrung
von Eigenmittelersatzdarlehen, LGBI 22/1998 fUr ein Eigenmittelersatzdarlehen im AusmaB von 7,5 % der an-
gemessenen Gesamtbaukosten nicht Uberschritten, reduziert sich dieser RUckzahlungsbetrag fur die be-
froffenen Mieter auf die Halfte und betrégt dem gemdaB € 0,35 je Nutzwert und Monat.

¢ Der RUckzahlungsbetrag entfdllt, solange die betroffenen Mieter die Einkommensgrenzen fir ein Eigenmit-
telersatzdarlehen im AusmaB von 12,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten nicht Uberschreiten.

Die Férderungswirdigkeit (Familieneinkommen und HaushaltsgréBe) sind alle 5 Jahre ab Gewdhrung des Darle-

hens zu Uberprifen. Die Mieterin verpflichtet sich zur Erbringung der notwendigen Nachweise nach Aufforde-

rung durch die Vermieterin bzw. durch das Amt der Wiener Landesregierung (MA 50). Die Mieterin nimmt zustim-

mend zur Kenntnis, dass sich im Falle einer Anderung des Einkommens der Betrag fUr die Abstattung entspre-

chend den férderungsrechtlichen Bestimmungen verdndert. Die Zinsen fur den aushaftenden Darlehensbetrag

sind zusatzlich zum RUckzahlungsbetrag zu leisten.

Ergeben sich anlésslich der Kosten- und Fldchenprifung der MA 25 und der endgultigen Nufzwertberechnung
fUr die Wohnhausanlage Abweichungen von den vorgenannten vorldufigen Berechnungsdaten wie vorstehend
ausgefihrt, so wird gemeinsam mit der Endabrechnung des Finanzierungsbeitrages (V. 3. vorletzter Absatz) auch
der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung. Verzinsung) der eingesetzten Darlehen und eines allféligen Eigenmitte-
leinsatzes der Vermieterin gemdaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG (V.4. zweiter Absatz) entsprechend neu berechnet
bzw. berichtigt. Allfallige - fUr den Zeitraum zwischen Beginn des Mietverhdltnisses und Endabrechnung - daraus
resultierende Nachzahlungen durch die Mieterin bzw. RUckzahlungen an die Mieterin haben innerhalb von 1
Monat ab der diesbeziglichen Rechnungslegung zu erfolgen.

Zum laufenden Entgelt gehdren auch die anteiligen - zunéchst von der Vermieterin zu zahlenden - laufenden
Betriebskosten im Sinne des MRG (wozu auch die Kosten angemessener Versicherungen des Hauses gegen
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Haftpflicht, Feuer und Leitungswasser zahlen), die Verwaltungskosten in Hohe des jeweils hochstzuldssigen Be-
frags gemdaB § 6 ERVO zum WGG und die anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie
anteilige &ffentliche Abgaben gemdaB § 14 Abs. 1 Z 6und 7i.V.m. § 20 Abs. 1 Z 1 WGG . FUr diese Kosten wird
eine Aufteilung im Verhdltnis des Nutzwerts des vertragsgegensténdlichen Mietobjekts zu den Nutzwerten séimt-
licher Wohnungen, BUros, Geschdaftslokale und Garagenpldtze vereinbart. Zur Deckung dieser Kosten werden
monatliche Akonti gegen jahrliche Abrechnung (Jahrespauschalverrechnung gemdéB § 21 Abs. 3 MRG) vorge-
schrieben.

Sofern sich die Nutzwerte fUr die Verrechnung der laufenden Betfriebskosten, die Verwaltungskosten und die
anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie anteilige &éffentliche Abgaben nach Baufertig-
stellung noch gemd&B der endgultigen, auf den bauordnungsgemdaBen Bestandspldnen basierenden Nutzwert-
berechnung verdndern, ist die Verrechnung sodann ab der folgenden Abrechnungsperiode auf diesen neuen
NutzwertschlUssel umzustellen. Die Abrechnung der Vorperioden bleibt jedoch von dieser Umstellung unberhrt.

Die Mieterin stimmt zu, dass von der Vermieterin Uber die oben erwdhnten Versicherungen (Brandschaden (Feu-
erversicherung), gesetzliche Haftpflicht des HauseigentUmers (Haftpflichtversicherung) und die Versicherung
gegen Leitungswasserschdden einschlieBlich Korrosionsschédden) hinausgehende angemessene Versicherun-
gen des Hauses gegen Sturmschdden abgeschlossen und die diesbezUglichen Versicherungsprdmien der Mie-
terin anteilig als Betriebskosten verrechnet werden, sofern die Mehrheit der Hauptmieter der Liegenschaft - be-
rechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstéinde - dem zustimmt bzw. zugestimmt hat. Entspre-
chende Schadensfélle werden sohin aus diesen Versicherungen gedeckt. Festgehalten wird, dass die Mieterin
aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 Z 6 MRG auch dann, den auf ihr Mietobjekt entfallenden
Anteil der verkehrsUblichen Prémienvorschreibungen fUr die letztgenannten Versicherungen gegen Sturmsché-
den als Nebenkosten zu tragen hat, falls zwar nicht sie, wohl aber die Mehrheit der Hauptmieter des Hauses -
berechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstdnde - dem Abschluss zustimmt bzw. zugestimmt hat.

Die Beheizung und Wassererwdrmung erfolgt durch eine im Objekt befindliche, zentrale Fernwdrmestation. Die
Vermieterin gliedert die Verrechnung und Bezahlung der Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser),
sowie der anfallenden Mess- und Verrechnungskosten an die Wien Energie GmbH (in der Folge kurz Wien Energie
genannt) aus. Die Aufteilung der vorgenannten Kosten, deren Verrechenbarkeit und Verrechnung sowie die
Regelung der in diesem Zusammenhang stehenden Rechte, Pflichten, Art der Messung, etc. erfolgen gemans
der Vereinbarung mit dem Einzelkunden betreffend die Verrechnung von Raumheizung und Warmwasser sowie
die Verbrauchsaufteilung und Verrechnung von Kalt-/Abwasser jeweils der Wien Energie zwischen der Mieterin
und der Wien Energie. FUr gegebenenfalls von der Wien Energie nicht direkt mit der Mieterin, sondern - direkt
oder indirekt - an die Vermieterin verrechnete Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser) fur Gemein-
schaftseinrichtungen und Allgemeinbereiche erfolgt die Verrechnung und Aufteilung dieser Kosten an bzw. auf
die Mieterim Verhdiltnis der Nutzwerte der, von der Vermieterin errichteten Wohnungen und des Geschdaftslokals.

5. Zum laufenden Entgelt gehért Uberdies die, auf die Betrdige gemdaB V.3. und V.4. entfallende Umsatzsteuer
in der jeweiligen gesetzlichen Hoéhe.
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6. Das laufende Entgelt fUr das Mietobjekt samt Zubehdr betfragt auf Basis der, derzeitig der Berechnung des
Entgelts zugrunde liegenden Betrége, bis zu einer Anderung dieser Berechnungsgrundlage, inklusive eines Akon-
tos auf die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten sowie die &ffentlichen Abgaben und der Umsatzsteuer:

Betrag fUr die Abstattung (Tilgung und

Verzinsung) der eingesetzten Darlehen/Eigenmittel der GBV
(§ 14 Abs. 1Z 1 bis 3 WGG)

Tilgung Landesdarlehen Superférderung

Verzinsung Landesdarlehen Superférderung

Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (§ 14 Abs. 175 WGG)

m A M AN N

2 % RUcklage (§ 14 Abs. 178 WGG)
Beftriebskosten inkl. Gemeinschaftsanlagen
und offentliche Abgaben (§14 Abs. 177 WGG)
Verwaltungskosten (§ 14 Abs. 17 6 WGG)

Umsaftzsteuer

m oA M N

monatliches Gesamtentgelt bei Bezug:

Andern sich die, der Berechnung des laufenden Entgelts zugrunde gelegten Betréige, so &ndert sich unter Be-
rGcksichtigung der vorstehenden Bestimmungen dementsprechend auch das laufende Entgelt. Das laufende
Entgelt wurde auf Basis der genannten Berechnungsgrundlagen vor Fertigstellung ermittelt und werden diese -
und damit einhergehend auch das laufende Entgelt - nach Baufertigstellung gegebenenfalls auf Basis der Be-
standpldne oder einer neuerlichen Nutzwertermittiung noch entsprechend zu korrigieren sein.

Die Mieterin wird darGber informiert, dass es sowohl aufgrund der Bestimmungen des WGG als auch der Wohn-
bauférderung wéhrend des Nutzungsverhdltnisses zu Ver@nderungen des laufenden Entgelts (sowohl nach
oben als auch nach unten) kommen kann. Diese Schwankungen kdnnen sich beispielsweise ergeben aus:

. Anderungen der Zinss&tze der Finanzierungsdarlehen oder des Eigenmittelzinssatzes
. Steigerung der Annuitét

. Anderungen des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags

. Anderungen der Betriebs- oder Verwaltungskosten

»  Anderung der gesetzlichen Umsatzsteuer

»  Anderung von Gesetzen oder Verordnungen

. Anderung der Nutzfldchen oder der Nutzwerte

7. Das laufende Entgelt ist von der Mieterin ab Beginn des Mietverhdltnisses (lll. dieses Vertrags), jeweils am
FUnften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gege-
bene Konto einzuzahlen. Die verspdtete Zahlung der Miete berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Ge-
bUhr von einem Zwoélftel des Verwaltungskostensatzes gemdB § 6 Abs. 1 ERVO zum WGG, (in der jeweils gelten-
den Fassung) sowie Verzugszinsen in Hohe von 6 % p.a. einzuheben.

8. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erkl&rungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-
neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfdllige derartige Mitteilungen sind daher nicht

auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten.

Eine Aufrechnung etwaiger Gegenforderungen der Mieterin gegen das laufende Entgelt wird - ausgenommen
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die Vermieterin ist zahlungsunfahig, die Gegenforderungen der Mieterin stehen im rechtlichen Zusammenhang
mit dem Entgelt oder die Gegenforderungen der Mieterin wurden gerichtlich festgestellt oder von der Vermie-
terin anerkannt - ausdrucklich ausgeschlossen.

VI. Zustand, Erhaltung und Veranderungen des Mietobjekis

1. Das Mietobjekt wird anldsslich Ubergabe im Zuge einer gemeinsamen Begehung besichtigt und allfallige
von der Vermieterin noch zu behebende sichtbare Méngel werden in einem Ubergabeprotokoll festgehalten.

Der Mieterin ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht barrierefrei (im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungs-
gesetztes - BGStG) zugdinglich bzw. ausgestaltet ist. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die
fehlende Barrierefreiheit keine (auch keine teilweise) Unbrauchbarkeit des Mietobjektes darstellt. Die Barriere-
freineit des Mietobjektes gemdaB BGStG wird somit seitens der Vermieterin nicht zugesichert.

2. Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt samt mitvermieteten Einrichtungen (insbesondere auch die im
Objektinneren gelegenen Licht-, Wasser- und Beheizungsleitungen sowie Sanitér- und (Be-)LUftungsanlagen ver-
fragsgemas und schonend zu benutzen sowie auf Vertragsdauer und auf ihre eigenen Kosten so zu warten und,
soweit es sich nicht um die Behebung ernster Schéden des Hauses oder um die Beseitigung einer vom Mietge-
genstand ausgehenden erheblichen Gesundheitsgefdhrdung handelt, so instand zu halten, dass der Vermiete-
rin und den anderen Mietern der Anlage kein Nachteil erwéchst.

Die Instandhaltungsverpflichtung der Vermieterin ist auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen (§ 14a Abs.
2 WGG) beschrankt. Schéaden, deren Behebung der Vermieterin obliegen, sind dieser unverziglich anzuzeigen.
Sofern deshalb die Vornahme von Arbeiten zur Behebung derartiger Schéden notwendig wird, ist die Mieterin
bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, die Vermieterin Uber diesbezUgliche Sch&den unverziglich in Kenntnis

zZuU setzen.

Das Mietobjekt ist regelmdBig zu [Uffen und in der kalten Jahreszeit zu beheizen. Die Mieterin haftet ferner fUr alle
Schéden, die aus einem unsachgemdaBen oder vertragswidrigen Gebrauch des Mietobjekts oder aus mangeln-
der Wartung durch schuldhaftes Verhalten der Mieterin, ihrer Mitbewohner oder inr sonst zurechenbarer Perso-
nen entstehen. Behebt die Mieterin derartige Besch&digungen trotz Aufforderung innerhalb gesetzter Frist nicht,
ist die Vermieterin berechtigt, die erforderlichen Arbeiten unter BerUcksichtigung der berechtigten Interessen
der Mieterin gemdB § 8 Abs. 2 MRG auf deren Kosten im Wege einer Ersatzvornahme durchfUhren zu lassen.

Die Mieterin ist verpflichtet, Ausbesserungen und bauliche MaBnahmen der Vermieterin am Mietobjekt o-
der - unter Benutzung des Mietobjekts - an den sonstigen Gebdudebereichen zu dulden, sofern durch die Vor-
nahme dieser MaBnahmen ihre Interessen nicht unzumutbar beeinfréchtigt werden (z.B. wesentliche Erschwe-
rung der AusUbung der Mietrechte). Die Vermieterin verpflichtet sich, die DurchfGhrung derartiger Arbeiten der
Mieterin - ausgenommen bei Gefahr im Verzug - rechtzeitig vorher schriftich anzuzeigen.

3. Alifallige, von der Mieterin beabsichtigte wesentliche bauliche Veré&nderungen des Mietobjekts bzw. An-
derungen oder Ergénzungen der Ausstattung hat die Mieterin der Vermieterin vorab anzuzeigen und deren
Zustimmung (dies gilt auch fUr allfélige Anderungen der beheizbaren Nutzfléiche) abzuwarten. Lehnt die Ver-
mieterin nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige ab, so gilt die Zustimmung als erteilt. Un-
wesentlich und daher nicht zustimmungsbedurftig sind Anderungen, die geringfigig, nicht erheblich und leicht
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wieder zu beseitigen, schutzwUrdigen Interessen der Vermieterin, wie insbesondere die Substanz oder das du-
Bere Erscheinungsbild des Hauses oder die Interessen der anderen Mieter der Wohnhausanlage, nicht wider-
sprechen und Bestand und Wert des Mietobjekts nicht beeinfrchtigen kdnnen (wie etwa das Ausmalen der
Wande in Ublichen Farben (somit z.B. nicht in schwarz), die Anderung der Boden- oder Wandbeldge oder die
Montage von handelsiblichen Regalen, Handtuch- oder Seifenhaltern).

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfUllt sind, sind s&mtliche Veré&nde-
rungen durch die Mieterin immer an dessen Verpflichtung zur Wiederherstellung des frUheren Zustands bei Be-
endigung des Mietverhdltnisses gebunden.

Ist die DurchfGhrung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden muss, bzw. von der
Baubehdrde eine Baubewiligung einzuholen ist, darf vor Erstattung der Anzeige bzw. Erteilung der Bewilligung
nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den baubehérdlichen Auflagen aus-
zufGhren bzw. durfen diese nicht durchgefuhrt werden, wenn die Baubehdrde eine bauliche Verédnderung un-
tersagt. Die Bauanzeige ist von der Mieterin bei der Baubehdrde zu erstatten bzw. ist die Baubewilligung von der
Mieterin bei der Baubehdrde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten ist von der Mieterin bei der Baubehérde

anzuzeigen, und der Vermieterin bekannt zu geben.

FUr die Einhaltung der baubehérdlichen Auflagen sowie fur sémtliche Schdden, die durch nicht fach- und sach-
gerechte Abdnderungen entstehen sollten, haftet die Mieterin und verpflichtet sich, die Vermieterin gegen
Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten. Mit der DurchfUhrung der Arbeiten sind befugte Gewer-
betreibende auf Kosten der Mieterin zu betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt der Mie-
terin.

4. Die BenUtzung der AuBenseitfe des Mietobjekts (beispielsweise durch die Montage einer Satellitenemp-
fangsanlage) bzw. die Beeintrdchtigung des duBeren Erscheinungsbilds des Hauses (beispielsweise durch die
Anbringung von Werbeaufschriffen oder -vorrichtungen) ist - unbeschadet der Rechte der Mieterin gemaB § 9
MRG - nicht gestattet.

FUr den Fall der Zustimmung der Vermieterin, welche fur jeden Einzelfall einzuholen ist, sind auch hier mit der
DurchfUhrung der Arbeiten befugte Gewerbetreibende auf Kosten und Gefahr der Mieterin zu beauftragen
und, sofern an eine behdérdliche Bewiligung gebunden, diesbezigliche Bewiligungen vor Beginn der Arbeiten
einzuholen und die darin aufgetragenen behordlichen Auflagen einzuhalten. Die Betreuung, Wartung und In-
standhaltung obliegt der Mieterin. Bei notwendigen Instandhaltungsarbeiten und bei nitzlichen Verbesserun-
gen, sofern die Vermieterin zu letzteren verpflichtet ist, hat die Mieterin angebrachte GegenstGnde auf eigene
Kosten und ohne Schéadigung der Substanz des Gebdudes zu entfernen, wobei auch eine Wiederherstellung
bzw. Montage auf eigene Kosten der Mieterin zu erfolgen hat.

5. Vorhandene Regensinkkdsten bzw. Regenwassereinléufe sind von der Mieterin regelmdaBig zu reinigen bzw.

zZu warten.
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VIl. Rickstellung des Mietobjekts

1. BeiBeendigung des Mietverhdltnisses ist das Mietobjekt der Vermieterin in gutem und brauchbarem, ledig-
lich durch die bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende AbnUtzung verschlechterten,
gereinigtem Zustand sowie besenrein (sohin insbesondere gerdumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin) mit
allen SchlUsseln zurUckzustellen. Die Mieterin hat weiters auf eigene Kosten allenfalls verunreinigte Teile des Mie-
fobjekts so zu reinigen, dass eine gefahrlose Folgenutzung méglich ist.

Sollte die Mieterin das Mietobjekt nicht in entsprechendem Zustand Ubergeben bzw. sollten auch an den sons-
figen Ausstattungsgegenstédnden (WC-Schale, Waschtisch, etc.) Schéaden festgestellt werden, ist die Vermieterin
berechtigt, die zur Herstellung erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchfUhren zu lassen. Die Kosten
werden von dem zu leistenden RUckzahlungsbetrag gemdaB § 17 WGG in Abzug gebracht, der bzw. die fUr die
notwendige Dauer der Arbeiten vorerst zurGckbehalten wird. Ebenso von diesem RUckzahlungsbetrag in Abzug
gebracht werden allenfalls ausstdndige Mietzinse und / oder BenUtzungsentgelte.

Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung fUr zurGckgelassene Gegen-
stéinde Ubernommen wird und erklért die Mieterin, dass bei Beschddigung oder Wegnahme der Gegenstdnde
gegenuber der Vermieterin keinerlei Ersatzanspriche geltend gemacht werden und verpflichtet sich die Miete-
rin weiters, die Vermieterin gegen Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten.

Bis zur vollstandigen ErfUllung dieser Verpflichtung der RUckstellung des Mietobjekts im vertfragsgemdaBen Zustand
bzw. bis zur Herstellung des vertragsgemdBen Zustands hat die Mieterin ein BenUtzungsentgelt in der Hohe des
ansonsten auflaufenden monatlichen Entgelts zu bezahlen.

2. Von der Mieterin allenfalls vorgenommene Ausbauten, Adaptierungen, zusdtzliche Ausstattungen oder An-
derungen der urspringlichen Ausstattung des Mietobjekts (wie z.B. Boden- oder Wandbel&ge, Karniesen, Jalou-
sien, Einbaukichen, etc.) werden, wenn die Vermieterin nicht gemaB § 20 Abs. 5 WGG hierzu verpflichtet ist, bei
Beendigung des Mietverhdltnisses von der Vermieterin nicht abgeldst.

VIII.Rucktritt vor Bezug

Der Mieterin steht ein gesetzliches RUcktrittsrecht gemdaBs § 5 BTVG zu, wenn die Vermieterin nicht eine Woche
vor Abgabe der Verfragserkldrung der Mieterin schriftlich alle wesentlichen Informationen Uber den Vertragsin-
halt (§ 4 Abs. 1 BTVG) mitgeteilt hat. Der RUcktritt ist binnen 14 Tagen zu erkl@ren. Die RUcktrittsfrist beginnt mit
dem Tag, an dem die Mieterin eine Kopie ihrer Vertragserkldrung mit den wesentlichen Informationen und die
Belehrung Uber das RUckfrittsrecht schriftlich ernélt. Das RUckirittsrecht erlischt jedoch unabhé&ngig davon spaé-
testens sechs Wochen nach Abgabe der Vertragserkldrung der Mieterin.

Unabhdangig von diesem gesetzlichen Rucktrittsrecht gilt folgendes:

1. Die Mieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag bis zum Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich

des Mietobjekts zurlckzutreten, wenn

. das FldchenmaB des Mietobjekts um mehr als 3 % gegenUber der in 1.3. dieses Vertrags genannten Wohn-
nutzfldche abweicht, was sich die Vermieterin insbesondere aus bau- und bauabwicklungstechnischen
Grinden vorbehalten muss, oder

. sich die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin um mehr als ein Monat Uber den gemdB IV.1. dieses
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Vertrags garantierten, spatesten Termin hinaus verzégen sollte.

2. Die Vermieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag zurickzutreten, wenn

o die Mieterin, vor Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich des Mietobjekts, den vereinbarten -
entsprechend den Bestimmungen gemadB 1.4.i.V.m. V.3. fdlligen - Finanzierungsbeitrag trotz Mahnung und
Setzung einer einmonatigen Nachfrist nicht fristgerecht bezahlt,

o die Mieterin trotz schriftlicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht
Ubernimmt,

. die Mieterin die Voraussetzungen fur die Wohnbaufdrderung nicht erfullf.

o die Mieterin die fUr die Wohnbauférderung (MA 50) allenfalls notwendigen Erkl&rungen (inslbesondere Uber
die Aufgabe ihrer bisherigen Wohnung), Urkunden und Einkommensnachweise nicht fristgerecht und voll-
sténdig oder nicht den Tatsachen entsprechend abgibt oder erbringt.

3. Die RUckfrittserklarung ist dem Vertragspartner schriftlich zu Ubermitteln. Mit Einlangen dieses Schreibens gilt
das Vertragsverhdltnis als aufgeldst.

4.  Falls eine Vertragspartei vor Ubergabe oder Ubernahme des Mietobjekts vom Mietvertrag zurlckiritt, ist die

Mieterin verpflichtet,

. unverziglich bereits erteilte, aber noch nicht ausgefUhrte Ausstattungssonderwunschauftrédge wiederum
zu stornieren und

o so ferne der RUcktritt aus Grinden erfolgt, die in der Sphére der Mieterin liegen, auf ihre Kosten bereits
ausgeflhrte Ausstattungssonderwinsche durch dieselben Professionisten wiederum entfernen und den ur-
springlichen, von der Vermieterin vorgesehenen Zustand der Wohnung wiederherstellen zu lassen.

5. Im Falle eines von der Mieterin zu vertretenden RUckiritts hat diese an die Vermieterin als Ersatz deren Auf-
wands, einen einmaligen Verwaltungskostenersatz in Hohe von derzeit € 241,56 zzgl. Umsatzsteuer zu bezahlen.
Dieser Verwaltungskostensatz verdoppeltf sich, wenn die Mieterin, aus von ihr zu vertretenden Grinden, das Mie-
tobjekt nach Bekanntgabe des genauen Tages der Ubergabe vom Vertrag zurickiritt bzw. wenn die Mieterin
trotz schrifflicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht Obernimmt.

6. Im Falle des RUckiritts sind die von der Mieterin geleisteten Zahlungen fUr den Finanzierungsbeitrag nach
den Bestimmungen des § 17 WGG zurlckzuzahlen. Im Falle eines RUcktritts von einem von zwei Personen unter-
fertigten Mietvertrag erfolgt die RUckzahlung von bereits geleisteten Finanzierungsbeitrdgen nur dann, wenn
dieser RUckiritt von beiden Mietern gleichzeitig erfolgt. Bei RUckiritt nur eines Mieters verbleiben die Finanzie-
rungsbeitrége bis zu einem etwaigen Ruckiritt auch des zweiten Mieters bei der Vermieterin und werden sodann
an den zweiten Mieter ausbezahlf.
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IX. Allgemeine Vertragsbestimmungen

1. Soweit dieser Mietvertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Enegatten) abgeschlossen wird, haf-
ten diese fUr die Einhaltung sémtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. Im Falle der Aufkin-
digung des von zwei Personen unterfertigten Mietvertrags erfolgt die RUckzahlung von Beitrdgen gemdaB § 17
WGG nur dann, wenn die KUindigung von Beiden gleichzeitig erfolgt. Bei AufkUndigung nur eines Mieters, die
ausschlieBlich mit Zustimmung der Vermieterin und des verbleibenden Mieters erfolgen kann, verbleibt der Fi-
nanzierungsbeitrag bis zu einer etwaigen Auflésung des Mietverhdlinisses mit dem verbleibenden Mieter bei der
Vermieterin und wird sodann an Lefzteren ausbezahlt.

2. Die Mieterin erklart ausdricklich, eine férderungswirdige Person im Sinne des WWFSG 1989 zu sein und sich
den Bestimmungen und Auflagen des WWFSG 1989 sowie. der Férderungszusicherungen des Landes Wien (siehe
I.1.), zu unterwerfen. Hierzu gehdrt auch die Verpflichtung nach Bezug des geférderten Mietobjekts samtliche
Rechte an Vorwohnungen innerhalb von sechs Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus
beruflichen Grinden dringend bendtigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedigung ihres
dringenden Wohnbedurfnisses regelmdaBig verwendet werden und eine Abfretung des Mietrechts an diese Per-
sonen nicht in Betracht kommt. Uber diese Vorwohnungsaufgabe verpflichtet sich die Mieterin der Vermieterin

einen Nachweis in der, von der MA 50 jeweils geforderten Form zu Gbermitteln.

3. Soweit durch diesen Vertrag nicht abweichend geregelt, gelten fUr dieses Mietverhdlinis die gesetzlichen
Bestimmungen des WGG, des MRG und des WWFSG 1989.

4. Ab dem Zeitpunkt der Ubergabe des Mietobjekts gilt dieses ausschlieBlich als Zustelladresse.

Anl@sslich Beendigung des Mietverhdltnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin inre Zustelladresse be-
kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, kdnnen Zustellungen aller Art weiterhin an die
Adresse des Mietobjekts erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen gelten.

5. Dem Mieter ist die Haltung von Haustieren untersagt. Unter dieses Verbot fallen nicht artgerecht in Be-
hdltnissen gehaltene wohnungsubliche ungefdhrliche Kleintiere (wie etwa Ziervégel, Zierfische, Hamster, Meer-
schweinchen und kleine Schildkréten) und solche Tiere, auf die die Bewohner aus medizinischen Grinden an-

gewiesen sind (wie etwa Blinden-, Behindertenbegleit- oder Therapiehunde).

Dem Mieter ist es nicht gestattet, in gemeinschaftlich genutzten RGumen (wie etwa Stiegenhdusern, WaschkU-

chen, Aufzigen oder Garagen) zu rauchen.

6. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, fUr die beiden Vertrags-
parteien bestimmt ist.

7. Ium Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bestehen keine mindlichen Nebenabreden.

8. Festgehalten wird, dass nach den derzeitigen Regelungen des WGG kein Anspruch des Mieters auf nach-
trégliche Ubertfragung in das Wohnungseigentum geméB § 15c¢ lit a) WGG besteht.
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X. Mitgliedschaft

Die Vermieterin kann Wohnungen, Reihen- oder Siedlungshduser, Geschdaftsrumlichkeiten und Heime nur Mit-
gliedern Uberlassen. Die Mieterin verpflichtet sich daher, der Vermieterin als Mitglied beizutreten und die nach
der Satzung vorgeschriebenen vier Geschdaftsanteile & € 21,80 bei Unterfertigung der Beitrittserkl@rung zu erwer-
ben und zu bezahlen. AuBerdem ist eine einmalige BeitrittsgebUhr, welche derzeit € 87,20 betrégt, anldsslich des
Beitritts zu bezahlen. Nach Beendigung der Mitgliedschaft sind die Geschdaftsanteile nach den Bestimmungen
der Satzung zurUckzuzahlen, nicht jedoch die BeitrittsgebUhr.

Eine Safzung (Stand: Juni 2018) wurde der Mieterin Ubergeben.

Wien,

heimbau

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

die Vermieterin die Mieterin
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mietvertrag

Die gemeinnutzige Bauvereinigung

heimbau;‘

Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

1150 Wien, Tannengasse 20

Firmenbuchgericht Wien

FN 974318
ATU 43900105

in der Folge kurz Vermieterin genannt, schlieBt mit

geboren am

in der Folge (auch bei ménnlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab.

. Mietobjekt und Mietvorgang

1. Die Vermieterin ist grundbicherliche Eigentimerin der Liegenschaft EZ 2748, Grundbuch 01305 Meidling,
mit der vorldufigen Adresse

1120 Wien, EichenstraBe 2 / Hermann-Glick-Weg é

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Férderungsmitteln des Landes
Wien gemdaB den Bestimmungen des Wiener Wohnbaufdrderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG)
1989, LGBI 18/1989, und der Férderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 12.11.2019,
24.06.2021 und 24.08.2021, MA 50 - NF 971550/2018 - 162 Standard-Wohnungen, 82 Smart-Wohnungen, ein Ge-
schdaftslokal, 13 Smart-Offices und 139 Garagenpldtze. Weiters werden von der Vermieterin auf dieser Liegen-
schaft ein Geschdftslokal ohne Zuhilfenahme von Férdermitteln (kurz freifinanziertes Geschdéftslokal), zwei BUros
ohne Zuhilfenahme von Fordermitteln (kurz freifinanzierte Buros) und 18 Garagenpldtze ohne Zuhilfenahme von
Férdermitteln (kurz freifinanzierte Garagenplatze) errichtet.

Das vertragsgegenstandliche Mietobjekt wurde im Rahmen der Férderungszusicherung MA 50 - NF 971550/2018
mit einem Darlehen gemdaB § 12 WWFSG 1989 i.V.m. § 3 Neubauverordnung (Neubau-VO) 2007 sowie mit einem
Zuschuss nach § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 geférdert.



2. Die vorlaufigen Nutzwerte (und Nutzfldchen) der, von der Vermieterin errichteten Einheiten betragen:

Wohnungen  Geschdftslokale Garagenplatze insgesamt

. Standard (vorl. 12.037,37 m?) 11.115 - 588 11.703
e Smart (vorl. 4.285,14 m?) 4.009 - 222 4.231
o Geford. Geschdaftslokal (vorl. 206,41 m2) - 157 6 163
. Geford. Smart-Offices (vorl. 329,83 m?) - 362 18 380
o Freifin. Geschdaftslokal (vorl. 1.072,38 m?) - 1.054 42 1.096
. Freifin. BOros (vorl. 2.293,47 m?) - 2.229 66 2.295
insgesamt sohin 15.124 3.802 942 19.868

Die vorlaufigen Nutzwerte wurden mit Gutachten vom 12.05.2021 des Ziviltechnikers Arch. Mag. Georg Friedler,
1010 Wien, Salvatorgasse 10/5/17, ermittelt. Die Nutzwerte werden nach Baufertigstellung auf Basis der Bestands-
pldne gegebenenfalls neuerlich zu ermitteln sein.

3. Die Vermieterin vermietet und die Mieterin mietet von ihr das, auf der zuvor angefUhrten Liegenschaft be-
findliche Mietobjekt, mit der Adresse , mit nachfolgenden, gemdaB dem derzeitigen Planungsstand, vorldufigen
Fl&chen:

. Wohnnutzfldche

Das Mietobjekt samt vorgenanntem Zubehdr hat - gemdB dem unter 1.2. genannten vorléufigen Nutzwertgut-
achten - einen vorléufigen Nutzwert von .

4. Grundlage dieses Mietvertrags sind die nachstehenden, der Mieterin zumindest eine Woche vor Vertrags-

unterzeichnung Ubergebenen Unterlagen:

o Férderungszusicherungen des Landes Wien,

o Bescheinigung des Revisionsverbandes,

o ein Info-Kostenblatt, auf dem das laufende Entgelt, die Finanzierungsbeitrége und die Zahlungsfristen aus-
gewiesen sind (Beilage ./A),

o Plan des vertragsgegensténdlichen Mietobjekts (Beilage ./B).,

o Pladne der gewohnlich nutzbaren Teile der Gesamtanlage (Allgemeinrdume und -fldchen),

o Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Grundausstattung) vom 05.10.2021,

o Vertrag ,,Dienstleistungspaket zur Versorgung des Einzelkunden mit Wéarme fir Raumheizung, Wérme fUr
Warmwasser, Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie Verrechnung von Abwasser* vom 22.06.2021

o Servitutsvertrdge vom 26.08.2021 (Wiener Netze) und vom 01.02.2022 (Gesiba, Wigeba)

o Energieausweis,

Die Ausstattung des Mietobjekts erfolgt gemdB den Bestimmungen des WWFSG 1989 (§ 3, normale Ausstattung).

5. Der Vermieterin bleibt das Recht vorbehalten, die Baupléne, BauausfGhrung und sonstige Ausgestaltung
des Gebdudes und der Wohnhausanlage sowie der AuBenanlagen aus bautechnischen oder bauabwicklungs-
technischen Grinden zu dndern, sofern

o die &ffentlich-rechtlichen, sohin insbesondere die baurechtlichen Erfordernisse eingehalten werden,

. betreffend das Mietobjekt und die fUr die Mieterin nutzbaren Teile der Gesamtanlage weder die Zugdnge,
noch die Nutzung unzumutbar beeintrachtigt werden und die zugesagten Qualitdten und Funktfionen er-
halten bleiben,

. die Gesamtcharakteristik des Projektes gewahrt bleibt und
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. die Anderungen der Mieterin auch sonst zumutbar sind, besonders weil sie geringfigig und sachlich ge-
rechtfertigt sind.

6. Die BenUtzung des, auf diesem Grundstuck befindlichen Kinder- und Jugendspielplatzes (Bauplatz 1C) steht
ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlagen der GESIBA GemeinnUtzige Sied-
lungs- und Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) und der WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft
m.b.H. (Bauplatz 1B) zu. Dies gilt ebenso fUr die BenUtzung (Geh- und Fahrrechte) der, auf diesem Grundstick

befindlichen Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage.

In diesem Zusammenhang wird klarstellend festgehalten, dass die Benutzung jener Teilfléche des Kinder- und
Jugendspielplatzes auf dem benachbarten Grundstick der GESIBA GemeinnUtzige Siedlungs- und Bauaktien-
gesellschaft (Bauplatz 1A) ebenso den Nutfzerinnen und Nutzern der Wohnhausanlage der "Heimbau" Gemein-
nUfzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschrdnkter Haftung

(Bauplatz 1C) zusteht.

Die BenUtzung der, auf diesem Grundstick befindlichen Kindergartenfldche (Bauplatz 1C) steht ausschlieBlich
den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlage der GESIBA Gemeinnutzige Siedlungs- und

Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) zu.

7. Durch den o6ffentlichen Verkehr kann es zu Immissionen kommen. Wir weisen darauf hin, dass Immissionen
(Schallimmissionen, ErschiUtterung, etc.), die der Bahn- und StraBenverkehr Ublicherweise mit sich bringt (auch
nach stédndiger Rechtsprechung) als ortsUblich gelten und daher von der Mieterin zu dulden sind.

8. Die Mieterin hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die vertragsgegensténdliche Wohnhausanlage
als ,offene"” Wohnhausanlage konzipiert wurde. Insbesondere wird keine Einfriedung zwischen den allgemeinen
Teilen der Wohnhausanlage und dem o6ffentlichen Gut errichtet.

Il. Mietzweck und Nutzung

1. Die Vermietung erfolgt zur Befriedigung des WohnbeduUrfnisses der Mieterin und ihrer allfdligen naheste-
henden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989), d.h. nicht zu geschdftlichen Zwecken. Nahestehende
Personen im Sinne der vorgenannten Bestimmung sind: der Ehegatte, der eingetragene Partner, Verwandte in
gerader Linie einschlieBlich der Wahlkinder, Verwandte im zweiten und dritten Grad der Seitenlinie und Ver-
schwdégerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Mieterin in einer in wirtschaftlicher Hinsicht &hnlich einer
Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebt. Jede Anderung des Verwendungszwecks ist verboten.

Jede Anderung dieses Verwendungszwecks bedarf aufgrund der Auflagen der Wohnbauférderung auch der
vorherigen ausdrucklichen Zustimmung der Forderungsstelle (MA 50) sowie gegebenenfalls auch der Genehmi-
gung der Baubehérde (MA 37).

Die Mieterin hat der Vermieterin weiters sémtliche Vorsteuernachteile (Vorsteuerberichtigung sowie Verlust des
laufenden Vorsteuerabzugs) zu ersetzen, die der Vermieterin aus einer nicht genehmigten Widmungsé&nderung
erwachsen, und haftet fir sdmtliche AnsprUche Dritter (wie etwa Mieter der vertragsgegensté&ndlichen Wohn-
hausanlage), die gegenUber der Vermieterin infolge einer nicht genehmigten Widmungsdnderung geltend ge-
macht werden.
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2. Jegliche (auch nur teilweise) Weitergabe des Mietobjekts - in welcher Form auch immer - ist verboten.
Dieses Weitergabeverbot bezieht sich auch auf eine etwaige Untervermietung und ist nur beschrénkt durch die
zugunsten der Mieterin zwingenden Regelungsgehalte der §§ 11 und 12 Mietrechtsgesetz (MRG). Nicht als Wei-
tergabe gilt allerdings die Mitbenutzung des Mietobjekts durch die im gemeinsamen Haushalt mit der Mieterin
lebenden nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989) oder eine Abfretung der Mietrechte
gemdaB § 12 MRG.

Die Mieterin hat, auch aufgrund férderungsrechtlicher Auflagen kein Recht, das Mietobjekt an Dritte weiter zu
geben, sondern ist verpflichtet, das Mietobjekt bei Beendigung des Mietverhdltnisses an die Vermieterin zurlck-

zustellen.

3.  Neben dem mietvertragsgegenstdndlichen Mietobjekt samt Zubehér ist die Mieterin berechtigt, all jene
Teile bzw. Einrichtungen der gegenstandlichen Anlage, die zur gemeinsamen BenUtzung aller Mieter vorgese-
hen sind, mitzubenUtzen. Die Hausverwaltung ist berechtigt fiur Gemeinschaftsrdume bzw. -einrichtungen, an-

gemessene BenUtfzungszeiten festzusetzen.

4. Die Mieterin hat dafUr zu sorgen, dass durch sie oder sonstige Personen, denen sie den Zutritt zum Mietobjekt
gestattet oder ermoglicht, keine ungebUhrliche, die sonstigen Bewohner der Anlage oder von Nachbarobjekten
stérende Larmentwicklung erfolgt und alles Zumutbare zu unternehmen, um eine derartige Ladrmentwicklung zu
verhindern bzw. gegebenenfalls zu beseitigen.

5. Die BenUtzung eines KFZ-Stellplatzes setzt den vorherigen Abschluss eines gesonderten Garagenmietver-
frags voraus.

lll. Mietdauer und Kindigung

1. Das Mietverhdlinis beginnt mit Ubergabe des Mietobjekts bzw. mit NichtUbernahme trotz bestehender
Ubernahmeverpflichtung gemdB IV.1. und IV.5. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer dreimonatigen Kindigungsfrist jeweils zum Letzten
eines Kalendermonats aufgekindigt werden, jedoch durch die Vermieterin nur aus den im MRG genannten
wichtigen Grinden.

2. Als weiterer wichtiger Kindigungsgrund gemaB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG wird die Nichtzahlung des vereinbar-
ten Finanzierungsbeitrages trotz Falligkeit, Mahnung und Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen vereinbart.
Ebenso wird die Nichtzahlung einer vereinbarten Kaution als wichtiger Kindigungsgrund gemaB § 30 Abs. 27 13
MRG vereinbart.

3. GemdB § 28 Wohnbauférderungsgesetz (WFG) 1984 liegt auch ein KUndigungsgrund vor, wenn die Mieterin
inre bisher zur Befriedigung ihres WohnbedUrfnisses regelmdaBig verwendete Wohnung nicht binnen sechs Mo-
naten nach Bezug der geférderten Wohnung aufgegeben hat, es sei denn es liegt ausnahmsweise eine Zustim-
mung des Land Wien vor (eine derartige Zustimmung ist gemdB § 21 Abs. 3 WFG 1984 nur dann zuldssig, wenn
der Mieter die Wohnung aus beruflichen Grinden fUr sich selbst dringend bendtigt oder wenn Verwandte in
gerader Linie die Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden WohnbeduUrfnisses regelmdBig verwenden und
eine Abtretung des Mietrechts an diese Personen gemdaB § 12 MRG nicht in Betracht kommt).
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4. Die Vermieterin ist weiters (wichfige Kindigungsgrunde gemaB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG aufgrund drohender
Nachteile fUr die Vertragsparteien, wie insbesondere Verlust der Férderung infolge von VerstéBen gegen die
Bestimmungen des WWFSG 1989 bzw. gegen die Bedingungen der Férderungszusicherung der MA 50) berech-
tigt das Mietverhdltnis aufzukUndigen:

o Wenn die Mieterin Rechte an einer anderen geférderten Wohnung erwirbt, die Kindigung der Mieterin
schriftich angedroht wurde und innerhalb von 6 Monaten ab Androhung die Mieterin das Recht an der
anderen geférderten Wohnung nicht aufgegeben hat. Eigentums- oder Mietrechte an ungeférderten oder
gefordert sanierten Wohnungen, die auf Grund ihrer Entfernung zur Wiener ArbeitsstGtte der Mieterin auf
Dauer gesehen ungeeignet sind, zur Befriedigung des dringenden Wohnbedurfnisses regelmaBig verwen-
det zu werden, mUssen nicht aufgegeben werden.

. Wenn das Mietobjekt weder von der Mieterin noch von den ihr nahestehenden Personen (im Sinne des § 2
Z 1 WWESG 1989) oder von inren Dienstnehmern zur Befriedigung ihres dringenden WohnbedUrfnisses regel-
mdaBig verwendet wird, es sei denn, es handelt sich um eine vorUbergehende Abwesenheit wegen Krank-
heit, zu Erholungs-, Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Grinden.

o Wenn die Mieterin betreffend den Nachweis inrer Férderungswrdigkeit unvollstéindige oder unrichtige An-
gaben Uber ihr Enkommen, ihre persdnlichen Verhdltnisse und/oder die Anzahl der einziehenden Personen
gemacht hat und sie nach den wahren Verhdlinissen die Férderung nicht erhalten hatte bzw. nicht forde-

rungswirdig gewesen wdre.

IV. Ubergabe und Ubernahme

1. Die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.03.2023 erfolgen. Der genaue
Tag der Ubergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet
das Mietobjekt zu Ubernehmen. Liegen Mangel vor, die der vertragsgemdBen Nutzung des Mietobjekts entge-
genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Ubemahme zu verweigern. Geringfigige und unbehebbare Méngel,
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur
Verweigerung der Ubernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spétester Ubergabetermin im Sinne
von § 4 Abs. 1 Z 5 BautrGgervertragsgesetz (BTVG) der 30.06.2023.

2. Die Ubergabe setzt die génzliche Bezahlung sémtlicher falligen Zahlungen, insbesondere des vereinbarten

Finanzierungsbeitrags sowie einer gegebenenfalls vereinbarten Kaution voraus.

3. Uber die Ubergabe des Mietobjekts ist ein Protokoll anzufertigen. In diesem Protokoll sind etwaige Méngel
der, von der Vermieterin zu erbringenden AusfUhrung bzw. Ausstattung festzuhalten. Die Behebung dieser Man-
gel wird die Vermieterin baldmdéglichst veranlassen.

4.  Die Mieterin wird anlésslich Ubergabe finf idente Wohnungsschlissel und zwei Chipkarten erhalten (sémt-
liche in der Folge kurz SchlUssel genannt). Die Anfertigung weiterer SchlUssel (auch als Ersatz fUr etwaige verlo-
rengegangene Schlussel) bedarf der ausdricklichen Zustimmung der Vermieterin. Sdmtliche (auch weitere an-
gefertigte) SchlUssel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurickzustellen. Die exakte Anzahl an ausgege-
benen Schlisseln wird anhand eines Ubernahmeprotokolls festgehalten.

5. FOhrt die Mieterin die Ubernahme des Mietobjekts trotz schriftlicher Aufforderung aus einem, von ihr zu ver-
tretenden Grund nicht durch oder ist die Ubergabe mangels Bezahlung des Finanzierungsbeitrages und/oder
der Kaution nicht durchfhrbar, so gilt sie dennoch mit Ablauf des Tages der angebotenen Ubergabe durch die
Vermieterin als erfolgt und beginnt das Mietverhdltnis mit dem auf den, der angebotenen Ubergabe folgenden
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Tag und nicht erst mit dem Tag der tatséchlichen Ubergabe (Punkt Il 1.).

V. Aufteilungsschlussel, Finanzierungsbeitrag, laufendes Entgelt und Kaution
1. Zu den vorlaufigen Nutzwerten auf Basis des Vorgutachtens vgl. unter 1.2. und I.3..

2. Die Mieterin hat die Herstellungskosten des Mietobjekts zu tragen, welche nach den Bestimmungen des
WohnungsgemeinnuUtzigkeitsgesetzes (WGG) und des WWFSG 1989 zu ermitteln sind und sich aus den, auf das
gegenstandliche Mietobjekt entfallenden anteiligen Grund- und Grundnebenkosten inkl. AufschlieBungskosten
(in der Folge kurz Grundkosten genannt) sowie den Baukosten inklusive den sonstigen Kosten, soweit diese fur
die Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulichkeit erforderlich waren (wie z.B. auch den Bauverwaltungs-
und Finanzierungskosten - in der Folge kurz Baukosten genannt), errechnet haben. Weiters hat die Mieterin die
Aufwendungen fUr die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie, unter Berlcksichtigung ordnungsmaBiger Wirt-
schaftsfGhrung, auf Basis der Grundsatze des WGG (insbesondere dessen § 23), einen Beitrag zur Deckung deren

Kosten und zur Bildung von RUcklagen zu fragen.

3. Die auf die geforderten Einheiten entfallenden Grundkosten werden im Verhdlinis des Nutzwerts des ein-
zelnen geférderten Mietgegenstands zu den Nutzwerten samtlicher, von der Vermieterin auf der Liegenschaft
errichteten gefdérderten Einheiten (Wohnungen, geférderte Geschdaftslokale und Smart-Offices sowie zugehd-
rige Garagenplatze - vgl. dazu I. 2.) aufgeteilt. Die anteiligen Grundkosten wurden auf Basis der Berechnungs-
grundlagen vom 28.09.2021 ermittelt und werden, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und
einer gegebenenfalls notwendigen neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein.

Die Baukosten wurden auf Basis der seinerzeitigen Einreichgrundlagen bzw. der vorgenannten Berechnungs-

grundlagen ermittelt und werden nach Baufertigstellung aufgrund der endgulfigen Kosten und einer gegebe-

nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzfldchenermittlung und endgultigen Nutzwertberechnung noch entspre-

chend zu korrigieren sein. Die Aufteilung der Baukosten erfolgt - abgesehen von den Sonderkosten einzelner

Einheiten - wiederum im Verhdlinis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten samtlicher,

von der Vermieterin auf der Liegenschaft errichteten Einheiten. FUr die Aufteilung der Finanzierungsmittel gelten

folgende Ausnahmen von diesem AufteilungsschlUssel:

. die geleisteten Baukostenbeitrdge kommen den jeweiligen Mietobjekten zu Gute, fUr die diese Finanzie-
rungsbeitréige auch geleistet wurden,

. das Darlehen des Landes Wien gemdB § 6 Neubau-VO 2007 (Superférderung) dient ausschlieBlich der Fi-
nanzierung von Smart-Wohnungen,

. das Darlehen des Landes Wien gemdaB § 6a Neubau-VO 2007 dienst ausschlieBlich der Finanzierung von
Smart-Wohnungen,

. der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemadB § éa Neubau-VO 2007 wird nur auf die Smart-Wohnungen
aufgeteilt,

. der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemdaB § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 wird nur auf die Wohnungen
(Standard und Smart) aufgeteilt.
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Die Mieterin hat vor Ubernahme des Mietobjekts entsprechend den im Info-Kostenblatt (vgl. I.4., Beilage ./A)
bekanntgegebenen Zahlungsfristen einen Finanzierungsbeitrag zu leisten. Aufgrund der Vorschriften des WGG
werden folgende Daten festgehalten:
o Datum des Erstbezugs: Dieser wird mittels gesondertem Schreiben festgehalten (vgl. IV.1.).
o Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des vertragsgegenstdndlichen Mietobjekts sind zu leisten:
e ein vorlaufiger Grundkostenbeitragi.H.v.
e ein vorlaufiger Baukostenbeitrag i.H.v.
e insgesamt daher fir das Mietobjekt

e davon gestundeter vorlaufiger Grundkostenbeitrag

M M oM MM

e vor Bezug entrichteter vorléufiger Finanzierungsbeitrag

Vom Grundkostenbeitrag wird ein Betrag von € unter Verrechnung von 2,25 % Zinsen p.a. gestundet. Der dies-
bezUgliche Betrag i.H.v. € gelangt monatlich zur Vorschreibung. Der gestundete Grundkostenbeitrag ist end-
féllig 60 Monate nach Erstbezug der Wohnhausanlage zu bezahlen. Die Mieterin hat den gegenstdndlichen Be-
trag innerhalb von 14 Tagen ab dem letztgenannten Datum an die Vermieterin auf das von inr bekannt gege-

bene Konto einzubezahlen.

Der anteilige Finanzierungsbeitrag wurde auf Basis der bereits genannten Berechnungsgrundlagen ermittelt und
wird, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und einer gegebenenfalls notwendigen neuerli-
chen Nutzwertermittlung - wie vorstehend beschrieben - noch entsprechend zu korrigieren sein. Eine diesbezlig-
liche Nach- oder RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags hat sodann binnen 1 Monat nach Legung
der Endabrechnung an die Mieterin zu erfolgen.

Im Falle der Aufldsung dieses Mietvertrags erfolgt eine RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags nach
MaBgabe und der Berechnungsmethodik des § 17 WGG.

4. Die Berechnung des Mietzinses fUr das Mietobjekt samt Zubehor erfolgt nach den Bestimmungen des WGG
unter BerUcksichtigung der ERVO zum WGG in der jeweils gUltigen Fassung und es gelten die nach diesen Best-
immungen jeweils zuldssigen Hochstsétze hiermit als vereinbart. Dies inklusive einer 2 %-igen RUcklagenkompo-
nente gemaB § 14 Abs. 1 Z 8 WGG sowie eines hiermit ebenfalls vereinbarten Erhaltungs- und Verbesserungsbei-
frags geman § 14 Abs. 1 Z5i.V.m. § 14d Abs. 2 WGG (wertgesichert gemdB § 14d Abs. 2 WGG), abgesenkt auf
€ 0,24578 je Nutzwert und Monat fir die ersten 36 Monate ab Erstbezug der Wohnhausanlage (danach - spdates-
tens ab 01.07.2026 - wird auf den wertgesicherten, gesetzlichen Héchstwert angehoben). FUr die Berechnung
des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags gilt, dass zunéchst die Summe der Erhaltungs- und Verbesserungs-
beitrGge fir die gesamte Wohnhausanlage auf Basis der Nutzfldchen sémilicher Wohnungen, Buros und Ge-
schaftslokale ermittelt und dann auf diese Mietobjekte im Verhdltnis deren Nutzwerte aufgeteilt wird.

Der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der Darlehen und eines allfdlligen Eigenmitteleinsatzes der
Vermieterin gemdaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG betragt fUr den Zeitpunkt des Bezugs monatlich € 4.68 je m?
(Wohn-)Nutzflache fur die Standard-Wohnungen, BUros und Geschdftslokale. Der auf diese Wohnungen, sowie
die BUros und Geschdftslokale entfallende Anteil wird sodann in weiterer Folge im Verhdlinis der Nutzwerte dieser
Mietobjekte aufgeteilt. Dieser Betrag erndht sich, ab Erstbezug der Wohnhausanlage jahrlich, jeweils um 2,5 % -
jeweils ab 01.01. eines jeden Jahres, erstmals zum 01.01.2024. Sollte allerdings die Erhdhung des von der Statistik
Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 (VPI) oder des an seine Stelle fretenden Index, jahrlich jeweils
fOr den Indexwert des Monats Juni (Ausgangsbasis hierfUr ist die zuletzt fir Juni des Jahres der Ubergabe verlaut-
barte Indexzahl), mehr als 2,5 % befragen, so gelangt die Steigerung des VPI zur Vorschreibung. Der jeweils zum
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01.01. jedes Jahres ermittelte Wert bildet die Ausgangsbasis fUr die weitere Erhdhung zum 01.01. des jeweils fol-
genden Jahres. Sollte der vorerwé&hnte Index (VPI) nicht mehr verlautbart werden, so ist ein gleichartiger oder
ahnlicher Nachfolgeindex als Vergleichsgrundlage heranzuziehen.

Aufgrund der Bestimmungen des WGG (Kostendeckungsprinzip gemdaB § 14 WGG ) kann es, abweichend von
der Bindung des Betrags fur die Abstattung der Finanzierungsmittel an eine Indexierung (entsprechend der zuvor
gemachten Definition), auch wéhrend des aufrechten Mietverhdltnisses zu Verdnderungen des zuletzt genann-
ten Betrags kommen, wenn sich die rechtlichen und/oder wirtschaftlichen Raohmenbedingungen derart &ndern,
dass die Verzinsung und/oder Tilgung der Finanzierungsmittel nicht mehr gewd&hrleistet oder die Finanzierung
nicht mehr aufrechterhalten werden kann oder die Wohnbauférderung eine andere als die hier vereinbarte
Abstattung der Finanzierungsmittel bestimmt.

Nach génzlicher oder teilweiser Tilgung der, zur Finanzierung der Baulichkeit in Anspruch genommenen Mittel,
ist die Vermieterin berechtigt, die bisher im laufenden Entgelf verrechneten Betrdge gemdaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3
WGG weiterhin einzuheben, wobei die Bestimmungen und Beschrénkungen des WGG in der dann jeweils gel-
tenden Fassung (derzeit § 14 Abs. 7 WGG und § 14 Abs. 7a WGG) zu berUcksichtigen sind.

Ergeben sich anlésslich der Kosten- und Fl&ichenprifung der MA 25 und der endgultigen Nutzwertberechnung
fUr die Wohnhausanlage Abweichungen von den vorgenannten vorldufigen Berechnungsdaten wie vorstehend
ausgefihrt, so wird gemeinsam mit der Endabrechnung des Finanzierungsbeitrages (V. 3. vorletzter Absatz) auch
der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der eingesetzten Darlehen und eines allfalligen Eigenmitte-
leinsatzes der Vermieterin gemaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG (V.4. zweiter Absatz) entsprechend neu berechnet
bzw. berichtigt. Allfallige - fUr den Zeitraum zwischen Beginn des Mietverhdltnisses und Endabrechnung - daraus
resultierende Nachzahlungen durch die Mieterin bzw. Rickzahlungen an die Mieterin haben innerhalb von 1
Monat ab der diesbeziglichen Rechnungslegung zu erfolgen.

Zum laufenden Entgelt gehdren auch die anteiligen - zundchst von der Vermieterin zu zahlenden - laufenden
Befriebskosten im Sinne des MRG (wozu auch die Kosten angemessener Versicherungen des Hauses gegen
Haftpflicht, Feuer und Leitungswasser zahlen), die Verwaltungskosten in Hohe des jeweils hdchstzuldssigen Be-
frags gemdaB § 6 ERVO zum WGG und die anteiligen Kosten des Befriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie
anteilige &ffentliche Abgaben gemdaB § 14 Abs. 1Z 6und 7i.V.m. § 20 Abs. 1 Z 1 WGG . FUr diese Kosten wird
eine Aufteilung im Verhdltnis des Nutzwerts des vertragsgegensténdlichen Mietobjekts zu den Nutzwerten séimt-
licher Wohnungen, Buros, Geschdaftslokale und Garagenplatze vereinbart. Zur Deckung dieser Kosten werden
monatliche Akonti gegen jahrliche Abrechnung (Jahrespauschalverrechnung gemaéB § 21 Abs. 3 MRG) vorge-
schrieben.

Sofern sich die Nutzwerte fUr die Verrechnung der laufenden Betriebskosten, die Verwaltungskosten und die
anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie anteilige &ffentliche Abgaben nach Baufertig-
stellung noch gemd&B der endgultigen, auf den bauordnungsgemdBen Bestandspldnen basierenden Nutzwert-
berechnung verdndern, ist die Verrechnung sodann ab der folgenden Abrechnungsperiode auf diesen neuen
NutzwertschlUssel umzustellen. Die Abrechnung der Vorperioden bleibt jedoch von dieser Umstellung unberUhrt.

Die Mieterin stimmt zu, dass von der Vermieterin Uber die oben erwdhnten Versicherungen (Brandschaden (Feu-
erversicherung), gesetzliche Haftpflicht des HauseigentUmers (Haftpflichtversicherung) und die Versicherung
gegen Leitungswasserschdden einschlieBlich Korrosionsschdden) hinausgehende angemessene Versicherun-
gen des Hauses gegen Sturmschdden abgeschlossen und die diesbeziUglichen Versicherungsprémien der Mie-
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terin anteilig als Betriebskosten verrechnet werden, sofern die Mehrheit der Hauptmieter der Liegenschaft - be-
rechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstéinde - dem zustimmt bzw. zugestimmt hat. Entspre-
chende Schadensfdlle werden sohin aus diesen Versicherungen gedeckt. Festgehalten wird, dass die Mieterin
aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 Z 6 MRG auch dann, den auf ihr Mietobjekt entfallenden
Anteil der verkehrsUblichen Prémienvorschreibungen fUr die letztgenannten Versicherungen gegen Sturmsché-
den als Nebenkosten zu tragen hat, falls zwar nicht sie, wohl aber die Mehrheit der Hauptmieter des Hauses -
berechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstéinde - dem Abschluss zustimmt bzw. zugestimmt hat.

Die Beheizung und Wassererwdrmung erfolgt durch eine im Objekt befindliche, zentrale Fernwdrmestation. Die
Vermieterin gliedert die Verrechnung und Bezahlung der Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser),
sowie der anfallenden Mess- und Verrechnungskosten an die Wien Energie GmbH (in der Folge kurz Wien Energie
genannt) aus. Die Aufteilung der vorgenannten Kosten, deren Verrechenbarkeit und Verrechnung sowie die
Regelung der in diesem Zusammenhang stehenden Rechte, Pflichten, Art der Messung, etc. erfolgen geman
der Vereinbarung mit dem Einzelkunden befreffend die Verrechnung von Raumheizung und Warmwasser sowie
die Verbrauchsaufteilung und Verrechnung von Kalt-/Abwasser jeweils der Wien Energie zwischen der Mieterin
und der Wien Energie. FUr gegebenenfalls von der Wien Energie nicht direkt mit der Mieterin, sondern - direkt
oder indirekt - an die Vermieterin verrechnete Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser) fur Gemein-
schaftseinrichtungen und Allgemeinbereiche erfolgt die Verrechnung und Aufteilung dieser Kosten an bzw. auf
die Mieterim Verhdltinis der Nutzwerte der, von der Vermieterin errichteten Wohnungen und des Geschdaftslokals.

5. Zum laufenden Entgelt gehdrt Uberdies die, auf die Betrdge gemdaB V.3. und V.4. entfallende Umsatzsteuer
in der jeweiligen gesetzlichen Héhe.

6. Das laufende Entgelt fUr das Mietobjekt samt Zubehér betrégt auf Basis der, derzeitig der Berechnung des
Entgelts zugrunde liegenden Betrége, bis zu einer Anderung dieser Berechnungsgrundlage, inklusive eines Akon-
tos auf die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten sowie die &ffentlichen Abgaben und der Umsatzsteuer:

Befrag fur die Abstattung (Tilgung und
Verzinsung) der eingesetzten Darlehen/Eigenmittel der GBV
(§ 14 Abs. 1Z 1 bis 3 WGG)

Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (§ 14 Abs. 175 WGG)

M

2 % RUcklage (§ 14 Abs. 178 WGG)
Beftriebskosten inkl. Gemeinschaftsanlagen
und offentliche Abgaben (§14 Abs. 177 WGG)
Verwaltungskosten (§ 14 Abs. 17 6 WGG)

Umsaftzsteuer

m oA M N

monatliches Gesamtentgelt bei Bezug:

Die Stundungszinsen fUr den gestundeten Grundkostenbeitrag (vgl. V.3.) gelangen zusatzlich zur Vorschreibung.

Andern sich die, der Berechnung des laufenden Entgelts zugrunde gelegten Betréige, so &ndert sich unter Be-
rGcksichtigung der vorstehenden Bestimmungen dementsprechend auch das laufende Entgelt. Das laufende
Entgelt wurde auf Basis der genannten Berechnungsgrundlagen vor Fertigstellung ermittelt und werden diese -
und damit einhergehend auch das laufende Entgelt - nach Baufertigstellung gegebenenfalls auf Basis der Be-
standpldne oder einer neuerlichen Nutzwertermittiung noch entsprechend zu korrigieren sein.
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Die Mieterin wird darGber informiert, dass es sowohl aufgrund der Bestimmungen des WGG als auch der Wohn-
bauférderung wéhrend des Nutzungsverhdltnisses zu Ver@nderungen des laufenden Entgelts (sowohl nach
oben als auch nach unten) kommen kann. Diese Schwankungen kénnen sich beispielsweise ergeben aus:

. Anderungen der Zinsséitze der Finanzierungsdarlehen oder des Eigenmittelzinssatzes
*  Steigerung der Annuitat

. Anderungen des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags

. Anderungen der Betriebs- oder Verwaltungskosten

»  Anderung der gesetzlichen Umsatzsteuer

. Anderung von Gesetzen oder Verordnungen

. Anderung der Nutzfldchen oder der Nutzwerte

7. Das laufende Entgelt ist von der Mieterin ab Beginn des Mietverhdlinisses (lll. dieses Vertrags), jeweils am
FUnften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gege-
bene Konto einzuzahlen. Die verspdtete Zahlung der Miete berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Ge-
bUhr von einem Zwélftel des Verwaltungskostensatzes gemdaB § 6 Abs. 1 ERVO zum WGG, (in der jeweils gelten-
den Fassung) sowie Verzugszinsen in Hohe von 6 % p.a. einzuheben.

8. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erkl&rungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-
neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfdllige derartige Mitteilungen sind daher nicht
auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten.

Eine Aufrechnung etwaiger Gegenforderungen der Mieterin gegen das laufende Entgelt wird - ausgenommen
die Vermieterin ist zahlungsunfahig, die Gegenforderungen der Mieterin stehen im rechtlichen Zusammenhang
mit dem Entgelt oder die Gegenforderungen der Mieterin wurden gerichtlich festgestellt oder von der Vermie-
terin anerkannt - ausdricklich ausgeschlossen.

9. Sollte ein zu geringes monatliches Einkommen nachgewiesen werden (Mindesteinkommen entspricht den
Richtsétzen fUr Ausgleichszulagen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), vermindert um
den Krankenversicherungsbeitrag von 5,1 %), ist die Vermieterin berechtigt, von der Mieterin eine Barkaution in
H&he von sechs laufenden monatlichen Gesamtentgelten gemdaB V.6. erster Absatz abgerundet auf ganze 10
EURO zu verlangen.

Ebenso ist die Vermieterin berechtigt, vom Mieter Zug um Zug mit Bezahlung des Finanzierungsbeitrages eine
Barkaution in Hohe von sechs Monatsmieten gemdaB V.é. erster Absatz abgerundet auf ganze 10 EURO zu ver-
langen, sofern der Finanzierungsbeitrag gemdaB V.3. von der Mieterin zum Uberwiegenden Teil oder zur Ganze
durch Eigenmittelersatzdarlehen finanziert wird.

Diese Kaution ist einen Monat nach Mietvertragsunterzeichnung (sollte der Mietvertragsbeginn jedoch bereits
davor liegen, spdtestens vor Mietvertragsbeginn) zu zahlen. Die Vermieterin ist berechtigt, aber wdhrend des
aufrechten Mietverhdltnisses nicht verpflichtet, den Kautionsbetrag zur Abdeckung der aus dem Mietverhdltnis
entstehenden Anspriche gegenUiber der Mieterin zu verwenden. Der Kautionsbetrag ist an die Mieterin nach
Beendigung des Mietverhdltnisses und ErfUllung séimtlicher Verpflichtungen aus diesem Mietvertrag samt Zinsen
auszufolgen.
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VI. Sicherung von Zahlungen der Mieterin

1. Die Sicherung der Zahlungen der Mieterin auf den Finanzierungsbeitrag gemdaB Punkt V. dieses Mietvertrags
samt Zahlungen fUr Sonderleistungen (Sonderausstattungen) gem. § 1 Abs. 1 BautrGgervertragsgesetz (BTVG)
und Zinsen fur allfdlige Ruckforderungsansproche gem. § 8 Abs. 1i.V.m. § 14 BTVG erfolgt in Entsprechung der
Bestimmungen des BTVG nach dem so genannten Sondersicherungsmodell ,,geférderter Wohnbau". Die Vo-
raussetzungen zur Anwendung dieses Sondersicherungsmodells sind erfUllt, und zwar:

. Es liegt sowohl eine rechtskréftige Baubewiligung (Bescheid Zahl: MA 37/690824-2019-1 vom 25.08.2020) als
auch eine schriftliche Zusicherung der Férderung (siehe Punkt I.1.) vor.

. Die Finanzierung der gesamten Herstellungskosten des Bauvorhabens ist gesichert und ist aufgrund der Ver-
pflichtung aus der vorgenannten Zusicherung auch gewdahrleistet, dass auBer der Sicherstellung der Finan-
zierungsmittel nach dem Finanzierungsplan der Wohnbaufdrderungszusicherung keine weiteren geldwer-
fen Lasten vor Ende der Sicherstellungspflicht ohne Zustimmung des Landes Wien verbUchert werden.

o Es liegt eine am 01.12.2021 ausgestellte Bescheinigung des Revisionsverbands der Vermieterin fir das ge-
genstdndliche Bauvorhaben vor, dass fUr den fristgerecht erstellten Jahresabschluss des Geschdftsjahres
2020 ein uneingeschrankter Bestatigungsvermerk erteilt wurde und allféllige RUckforderungsanspriche der
Erwerber - sohin auch der Mieterin - aufgrund der sich aus der geprUften Bilanz ergelbbenden Eigenkapital-
ausstattung des Bautrégers ausreichend gedeckt werden kdnnen; die Vermieterin verpflichtet sich, solche
Bescheinigungen bis zu dem vereinbarten Bezugstermin jahrlich beizubringen.

o Die vorgenannte Bescheinigung wurde vom Revisionsverband der Wohnbauférderungsstelle des Landes
Wien (MA 50) vorgelegt. Die Vermieterin verpflichtet sich dafir zu sorgen, dass allfallige Folgebescheinigun-
gen ebenfalls unverziglich nach Ausstellung der MA 50 vorgelegt werden.

o Die vorgenannte Bescheinigung wurde vom Revisionsverband sowohl der Vermieterin als auch dem Amt
der Wiener Landesregierung als Aufsichtsbehdrde vorgelegt, wobei unter sinngemdaBer Anwendung der
§§ 28 Abs. 8 und 29 Abs. 6 WGG  bei letzterer Stelle des Amts der Wiener Landesregierung die Einsicht-
nahme in diese Bescheinigung fur jedermann gewdhrleistet ist. Die Vermieterin verpflichtet sich dafur zu
sorgen, dass die allfalligen Folgebescheinigungen ebenfalls unverziglich dem Amt der Wiener Landesre-
gierung als Aufsichtsbehdérde vorgelegt werden.

Der Mieterin wurden spétestens eine Woche vor Unterfertigung dieses Mietvertrags Kopien sowohl der Zusiche-
rung der MA 50 (siehe Punkt I.1.), als auch der Bescheinigung des Revisionsverbands Ubergeben.

2. Die Vermieterin errichtet das vertragsgegenstdndliche Mietobjekt in Entsprechung der, der Mieterin Uber-
gebenen Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Winscht die Mieterin Anderungen oder Ergéinzungen der Grundausstattung (Sonder- oder Zusatzleistungen) und
sollen diese Anderungen oder Ergéinzungen der Grundausstattung noch vor Ubergabe des Mietobjekts durch-
gefUhrt werden, so sind enfsprechende Auftrage fur die DurchfUhrung dieser Sonder- oder Zusatzleistungen ins-
besondere aus bauorganisatorischen Grinden direkt und ausschlieBlich dem Generalunternehmer, das ist die
Firma SWIETELSKY AG, 1130 Wien, Hietzinger Kai 133, bzw. bei den, von diesem beauftragten Professionisten (ge-
mdaB Ubergebener Liste) zu erteilen. Die Mieterin Ubernimmt es, die Vermieterin von einer solchen allfélligen Be-
auftragung zu versténdigen und im Rahmen der gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen deren Zustim-

mung einzuholen.
3. Soliten Anderungen oder Ergénzungen dieser Grundausstattung - unter Einhaltung der diesbeziglichen Re-

gelungen des Mietvertrags - jedoch erst nach Fertigstellung und Ubergabe des Mietobjekts von Mieterin durch-
gefUhrt werden, verpflichtet sich die Mieterin zwar hiezu befugte Gewerbsleute zu beauftragen, ist aberin deren
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Auswahl frei (hinsichtlich baulicher Verdnderungen des Mietobjekts wird auf VII. und VIII. dieses Vertfrags verwie-
sen).

VII. Zustand, Erhaltung und Veranderungen des Mietobjekts

1. Das Mietobjekt wird anlasslich Ubergabe im Zuge einer gemeinsamen Begehung besichtigt und allfallige
von der Vermieterin noch zu behebende sichtbare Méngel werden in einem Ubergabeprotokoll festgehalten.

Der Mieterin ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht barrierefrei (im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungs-
geseftztes - BGStG) zugdnglich bzw. ausgestaltet ist. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die
fehlende Barrierefreineit keine (auch keine teilweise) Unbrauchbarkeit des Mietobjektes darstellt. Die Barriere-
freiheit des Mietobjektes gemdaB BGSIG wird somit seitens der Vermieterin nicht zugesichert.

2. Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt samt mitvermieteten Einrichtungen (insbesondere auch die im
Objektinneren gelegenen Licht-, Wasser- und Beheizungsleitungen sowie Sanitér- und (Be-)LUftungsanlagen ver-
tragsgemdaB und schonend zu benUtzen sowie auf Vertragsdauer und auf inre eigenen Kosten so zu warten und,
soweit es sich nicht um die Behebung ernster Schdden des Hauses oder um die Beseitigung einer vom Mietge-
genstand ausgehenden erheblichen Gesundheitsgefdhrdung handelt, so instand zu halten, dass der Vermiete-
rin und den anderen Mietern der Anlage kein Nachteil erwéchst.

Die Instandhaltungsverpflichtung der Vermieterin ist auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen (§ 14a Abs.
2 WGG) beschrdnkt. Schéden, deren Behebung der Vermieterin obliegen, sind dieser unverziglich anzuzeigen.
Sofern deshalb die Vornahme von Arbeiten zur Behebung derartiger Schaden notwendig wird, ist die Mieterin
bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, die Vermieterin Uber diesbezUgliche Sché&den unverziglich in Kenntnis

zZU setzen.

Das Mietobjekt ist regelmdaBig zu [Uften und in der kalten Jahreszeit zu beheizen. Die Mieterin haftet ferner fUr alle
Schéden, die aus einem unsachgemdaBen oder vertragswidrigen Gebrauch des Mietobjekts oder aus mangeln-
der Wartung durch schuldhaftes Verhalten der Mieterin, inrer Mitbewohner oder ihr sonst zurechenbarer Perso-
nen entstehen. Behebt die Mieterin derartige Beschddigungen trotz Aufforderung innerhallb gesetzter Frist nicht,
ist die Vermieterin berechtigt, die erforderlichen Arbeiten unter BerUcksichtigung der berechtigten Interessen
der Mieterin gemdB § 8 Abs. 2 MRG auf deren Kosten im Wege einer Ersatzvornahme durchfUhren zu lassen.

Die Mieterin ist verpflichtet, Ausbesserungen und bauliche MaBnahmen der Vermieterin am Mietobjekt o-
der - unter Benutzung des Mietobjekts - an den sonstigen Gebdudebereichen zu dulden, sofern durch die Vor-
nahme dieser MaBnahmen ihre Interessen nicht unzumutbar beeinfr&chtigt werden (z.B. wesentliche Erschwe-
rung der AusUbung der Mietrechte). Die Vermieterin verpflichtet sich, die DurchfUhrung derartiger Arbeiten der
Mieterin - ausgenommen bei Gefahr im Verzug - rechtzeitig vorher schriftich anzuzeigen.

3.  Alifallige, von der Mieterin beabsichtigte wesentliche bauliche Veré&nderungen des Mietobjekts bzw. An-
derungen oder Ergé&nzungen der Ausstattung hat die Mieterin der Vermieterin vorab anzuzeigen und deren
Zustimmung (dies gilt auch fir allfélige Anderungen der beheizbaren Nutzfldche) abzuwarten. Lehnt die Ver-
mieterin nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige ab, so gilt die Zustimmung als erteilt. Un-
wesentlich und daher nicht zustimmungsbedurftig sind Anderungen, die geringfigig, nicht erheblich und leicht
wieder zu beseitigen, schutzwuirdigen Interessen der Vermieterin, wie insbesondere die Substanz oder das &u-
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Bere Erscheinungsbild des Hauses oder die Interessen der anderen Mieter der Wohnhausanlage, nicht wider-
sprechen und Bestand und Wert des Mietobjekts nicht beeintréchtigen kénnen (wie etwa das Ausmalen der
wande in Ublichen Farben (somit z.B. nicht in schwarz), die Anderung der Boden- oder Wandbelédge oder die
Montage von handelsUblichen Regalen, Handtuch- oder Seifenhaltern).

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfUllt sind, sind sémtliche Veré&nde-
rungen durch die Mieterin immer an dessen Verpflichtung zur Wiederherstellung des frUheren Zustands bei Be-

endigung des Mietverhdltnisses gebunden.

Ist die DurchfUhrung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden muss, bzw. von der
Baubehorde eine Baubewiligung einzuholen ist, darf vor Erstattung der Anzeige bzw. Erteilung der Bewiligung
nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den baubehérdlichen Auflagen aus-
zufUhren bzw. dUrfen diese nicht durchgefihrt werden, wenn die Baubehdrde eine bauliche Verdnderung un-
tersagt. Die Bauanzeige ist von der Mieterin bei der Baubehdrde zu erstatten bzw. ist die Baubewiligung von der
Mieterin bei der Baubehérde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten ist von der Mieterin bei der Baubehérde

anzuzeigen, und der Vermieterin bekannt zu geben.

FUr die Einhaltung der baubehérdlichen Auflagen sowie fUr séimtliche Schdden, die durch nicht fach- und sach-
gerechfe Abdnderungen entstehen sollten, haftet die Mieterin und verpflichtet sich, die Vermieterin gegen
Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten. Mit der DurchfUhrung der Arbeiten sind befugte Gewer-
betreibende auf Kosten der Mieterin zu betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt der Mie-

terin.

4. Die BenUtzung der AuBenseite des Mietobjekts (beispielsweise durch die Montage einer Satellitenemp-
fangsanlage) bzw. die Beeintrdchtigung des duBeren Erscheinungsbilds des Hauses (beispielsweise durch die
Anbringung von Werbeaufschriften oder -vorrichtungen) ist - unbeschadet der Rechte der Mieterin gemdaB § 9
MRG - nicht gestatteft.

FUr den Fall der Zustimmung der Vermieterin, welche fUr jeden Einzelfall einzuholen ist, sind auch hier mit der
DurchfUhrung der Arbeiten befugte Gewerbetreibende auf Kosten und Gefahr der Mieterin zu beauftragen
und, sofern an eine behdérdliche Bewiligung gebunden, diesbezigliche Bewiligungen vor Beginn der Arbeiten
einzuholen und die darin aufgetragenen behodrdlichen Auflagen einzuhalten. Die Betreuung, Wartung und In-
standhaltung obliegt der Mieterin. Bei notwendigen Instandhaltungsarbeiten und bei nutzlichen Verbesserun-
gen, sofern die Vermieterin zu letzteren verpflichtet ist, hat die Mieterin angebrachte Gegensténde auf eigene
Kosten und ohne Schédigung der Substanz des Gebdudes zu entfernen, wobei auch eine Wiederherstellung
bzw. Montage auf eigene Kosten der Mieterin zu erfolgen hat.

5. Vorhandene Regensinkkdsten bzw. Regenwassereinldufe sind von der Mieterin regelmaBig zu reinigen bzw.
zu warten.

VIIl.RUckstellung des Mietobjekts

1. BeiBeendigung des Mietverhdltnisses ist das Mietobjekt der Vermieterin in gutem und brauchbarem, ledig-

lich durch die bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende AbnUtzung verschlechterten,
gereinigtem Zustand sowie besenrein (sohin insbesondere gerdumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin) mit
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allen SchlUsseln zurGckzustellen. Die Mieterin hat weiters auf eigene Kosten allenfalls verunreinigte Teile des Mie-
tobjekts so zu reinigen, dass eine gefahrlose Folgenutzung moglich ist.

Sollte die Mieterin das Mietobjekt nicht in entsprechendem Zustand Ubergeben bzw. sollten auch an den sons-
figen Ausstattungsgegensténden (WC-Schale, Waschtisch, etc.) Schéden festgestellt werden, ist die Vermieterin
berechtigt, die zur Herstellung erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchfUhren zu lassen. Die Kosten
werden von dem zu leistenden RUckzahlungsbetrag gemdaB § 17 WGG bzw. einer allfdlligen Kaution in Abzug
gebracht, der bzw. die fUr die notwendige Dauer der Arbeiten vorerst zurickbehalten wird. Ebenso von diesem
RUckzahlungsbetrag in Abzug gebracht werden allenfalls ausstandige Mietzinse und / oder BenUfzungsentgelte.

Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung fUr zurGckgelassene Gegen-
st&nde Ubernommen wird und erkldrt die Mieterin, dass bei Beschddigung oder Wegnahme der Gegenstdnde
gegenUber der Vermieterin keinerlei Ersatzanspriche geltend gemacht werden und verpflichtet sich die Miete-
rin weiters, die Vermieterin gegen Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten.

Bis zur vollstandigen ErfUllung dieser Verpflichtung der RUckstellung des Mietobjekts im vertragsgemdBen Zustand
bzw. bis zur Herstellung des vertragsgemdaBen Zustands hat die Mieterin ein BenUtzungsentgelt in der Hohe des
ansonsten auflaufenden monatlichen Entgelts zu bezahlen.

2. Von der Mieterin allenfalls vorgenommene Ausbauten, Adaptierungen, zusétzliche Ausstattungen oder An-
derungen der urspringlichen Ausstattung des Mietobjekts (wie z.B. Boden- oder Wandbel&ge, Karniesen, Jalou-
sien, Einbaukichen, efc.) werden, wenn die Vermieterin nicht gemaB § 20 Abs. 5 WGG hierzu verpflichtet ist, bei
Beendigung des Mietverhdltnisses von der Vermieterin nicht abgeldst.

IX. Rucktritt vor Bezug

Der Mieterin steht ein gesetzliches RUcktrittsrecht gemdaB § 5 BTVG zu, wenn die Vermieterin nicht eine Woche
vor Abgabe der Vertragserkl&rung der Mieterin schriftlich alle wesentlichen Informationen Uber den Vertragsin-
halt (§ 4 Abs. 1 BTVG) mitgeteilt hat. Der RUcktritt ist binnen 14 Tagen zu erkléren. Die RUcktrittsfrist beginnt mit
dem Tag, an dem die Mieterin eine Kopie ihrer Vertragserkl@rung mit den wesentlichen Informationen und die
Belehrung Uber das RUckfrittsrecht schriftlich ernélt. Das RUckirittsrecht erlischt jedoch unabhé&ngig davon spaé-
testens sechs Wochen nach Abgabe der Vertragserkl@rung der Mieterin.

Unabhdangig von diesem gesetzlichen Ruckfrittsrecht gilt folgendes:

1. Die Mieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag bis zum Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich

des Mietobjekts zurickzutreten, wenn

. das FldchenmaB des Mietobjekts um mehr als 3 % gegenUber der in 1.3. dieses Vertrags genannten Wohn-
nutzfldche abweicht, was sich die Vermieterin insbesondere aus bau- und bauabwicklungstechnischen
Grinden vorbehalten muss, oder

. sich die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin um mehr als ein Monat Uber den gemdB IV.1. dieses
Vertrags garantierten, spatesten Termin hinaus verzégen sollte.

2. Die Vermieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag zurickzutreten, wenn

. die Mieterin, vor Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich des Mietobjekts, den vereinbarten -
entsprechend den Bestimmungen gemadsB 1.4.i.V.m. V.3. fdlligen - Finanzierungsbeitrag trotz Mahnung und
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Setzung einer einmonatigen Nachfrist nicht fristgerecht bezahlf,

o die Mieterin trotz schriftlicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht
Ubernimmt,

o die Mieterin die Voraussetzungen fUr die Wohnbauférderung nicht erfullt.

o die Mieterin die fUr die Wohnbauférderung (MA 50) allenfalls notwendigen Erkl&rungen (insbesondere Uber
die Aufgabe ihrer bisherigen Wohnung), Urkunden und Einkommensnachweise nicht fristgerecht und voll-
sténdig oder nicht den Tatsachen entsprechend abgibt oder erbringt.

3. Die RUckfrittserkl@rung ist dem Vertragspartner schriftlich zu Ubermitteln. Mit Einlangen dieses Schreibens gilt
das Vertragsverhdltnis als aufgeldst.

4. Falls eine Vertragspartei vor Ubergabe oder Ubernahme des Mietobjekts vom Mietvertrag zurlicktritt, ist die

Mieterin verpflichtet,

o unverziglich bereits erteilte, aber noch nicht ausgefUhrte Ausstattungssonderwunschauftrége wiederum
zu stornieren und

. so ferne der RUckiritt aus Grinden erfolgt, die in der Sphdre der Mieterin liegen, auf ihre Kosten bereits
ausgeflhrte Ausstattungssonderwinsche durch dieselben Professionisten wiederum entfernen und den ur-
springlichen, von der Vermieterin vorgesehenen Zustand der Wohnung wiederherstellen zu lassen.

5. Im Falle eines von der Mieterin zu vertretenden RUckiritts hat diese an die Vermieterin als Ersatz deren Auf-
wands, einen einmaligen Verwaltungskostenersatz in Hohe von derzeit € 241,56 zzgl. Umsatzsteuer zu bezahlen.
Dieser Verwaltungskostensatz verdoppelf sich, wenn die Mieterin, aus von ihr zu vertretenden Grinden, das Mie-
tobjekt nach Bekanntgabe des genauen Tages der Ubergabe vom Vertrag zurUcktritt bzw. wenn die Mieterin
trotz schrifflicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht Obernimmt.

6. Im Falle des RUcktritts sind die von der Mieterin geleisteten Zahlungen fUr den Finanzierungsbeitrag nach
den Bestimmungen des § 17 WGG zurickzuzahlen. Im Falle eines RUcktritts von einem von zwei Personen unter-
fertigten Mietvertrag erfolgt die RUckzahlung von bereits geleisteten Finanzierungsbeifrdgen nur dann, wenn
dieser RUckiritt von beiden Mietern gleichzeitig erfolgt. Bei RUckiritt nur eines Mieters verbleiben die Finanzie-
rungsbeifrdge bis zu einem etwaigen Rucktritt auch des zweiten Mieters bei der Vermieterin und werden sodann
an den zweiten Mieter ausbezahlt.
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X. Allgemeine Vertragsbestimmungen

1. Soweit dieser Mietvertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Enegatten) abgeschlossen wird, haf-
ten diese fUr die Einhaltung sémtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. Im Falle der Aufkin-
digung des von zwei Personen unterfertigten Mietvertrags erfolgt die RUckzahlung von Beitrdgen gemdaB § 17
WGG nur dann, wenn die KUindigung von Beiden gleichzeitig erfolgt. Bei AufkUndigung nur eines Mieters, die
ausschlieBlich mit Zustimmung der Vermieterin und des verbleibenden Mieters erfolgen kann, verbleibt der Fi-
nanzierungsbeitrag bis zu einer etwaigen Auflésung des Mietverhdlinisses mit dem verbleibenden Mieter bei der
Vermieterin und wird sodann an Lefzteren ausbezahlt.

2. Die Mieterin erklart ausdricklich, eine férderungswirdige Person im Sinne des WWFSG 1989 zu sein und sich
den Bestimmungen und Auflagen des WWFSG 1989 sowie. der Férderungszusicherungen des Landes Wien (siehe
I.1.), zu unterwerfen. Hierzu gehdrt auch die Verpflichtung nach Bezug des geférderten Mietobjekts samtliche
Rechte an Vorwohnungen innerhalb von sechs Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus
beruflichen Grinden dringend bendtigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedigung ihres
dringenden Wohnbedurfnisses regelmdaBig verwendet werden und eine Abtretung des Mietrechts an diese Per-
sonen nicht in Betracht kommt. Uber diese Vorwohnungsaufgabe verpflichtet sich die Mieterin der Vermieterin
einen Nachweis in der, von der MA 50 jeweils geforderten Form zu Gbermitteln.

3. Soweit durch diesen Vertrag nicht abweichend geregelt, gelten fUr dieses Mietverhdltnis die gesetzlichen
Bestimmungen des WGG, des MRG und des WWFSG 1989.

4. Ab dem Zeitpunkt der Ubergabe des Mietobjekts gilt dieses ausschlieBlich als Zustelladresse.

Anl@sslich Beendigung des Mietverhdltnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin inre Zustelladresse be-
kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, kdnnen Zustellungen aller Art weiterhin an die
Adresse des Mietobjekts erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen gelten.

5. Dem Mieter ist die Haltung von Haustieren untersagt. Unter dieses Verbot fallen nicht artgerecht in Be-
hdaltnissen gehaltene wohnungstbliche ungefahrliche Kleintiere (wie etwa Ziervogel, Zierfische, Hamster, Meer-
schweinchen und kleine Schildkréten) und solche Tiere, auf die die Bewohner aus medizinischen Grinden an-

gewiesen sind (wie etwa Blinden-, Behindertenbegleit- oder Therapiehunde).

Dem Mieter ist es nicht gestattet, in gemeinschaftlich genutzten RGumen (wie etwa Stiegenhdusern, WaschkU-

chen, Aufzigen oder Garagen) zu rauchen.

6. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, fUr die beiden Vertrags-
parteien bestimmt ist.

7. Ium Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bestehen keine mindlichen Nebenabreden.
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XI. Nachtrdgliche Ubertragung in das Wohnungseigentum

GemdB § 15f WGG weist die Vermieterin darauf hin, dass entsprechend der derzeitigen Gesetzeslage ein An-
spruch des Mieters gemdB § 15¢ lit a WGG auf nachtrégliche Ubertragung der Wohnung (des Geschéftsraums)
in das Wohnungseigentum nur fUr Personen gemdaB § 8 Abs. 4 WGG und ihnnen gemdnB § 8 Abs. 5 WGG gleich-
gestellte Personen besteht.

Die diesbezUglichen Bestimmungen des WGG lauten:

§ 8. Abs. 4:,,S&mtliche Tatigkeiten einer gemeinnUtzigen Bauvereinigung gemdaB Abs. 3 sind vorrangig zugunsten
einer Wohnversorgung von &sterreichischen Staatsblrgern, gemdaB Abs. 5 gleichgestellten Personen sowie Aus-
léndern auszurichten, die sich seit mehr als finf Jahren ununterbrochen und legal in Osterreich aufhalten und
ein Prifungszeugnis des Osterreichischen Integrationsfonds (OIF) nachweisen. *

§ 8. Abs. 5:,Osterreichischen Staatsbirgern sind gleichgestellt:

1. Auslénder, die die &sterreichische Staatsburgerschaft nach dem 6. Mérz 1933 verloren haben, aus politischen,
rassischen oder religiésen Griinden aus Osterreich auswandern mussten, wieder nach Osterreich zurickgekehrt
sind und beabsichtigen, sich stéindig in Osterreich niederzulassen;

2. Personen, die &sterreichischen StaatsbUrgern im Hinblick auf den Erhalt von Férderungen durch Staatsvertrége
gleichgestellt sind;

3. Personen, die durch das Abkommen Uber den Europd&ischen Wirtschaftsraum begunstigt sind. "

§ 8. Abs. é: ,Die Voraussetzung eines Priffungszeugnisses des Osterreichischen Integrationsfonds (OIF) Uber die
erfolgreiche Absolvierung einer Integrationsprifung gemdB Abs. 4 mUssen nicht erfUllt werden, wenn:

1. dies einer Person aufgrund eines physisch oder psychisch dauerhaft schlechten Gesundheitszustandes nicht
zugemutet werden kann, wobei der Nachweis durch ein amtsérztliches Gutachten zu erfolgen hat, oder

2. es sich um Personen handelt, die nach Vollendung des 60. Lebensjahres erstmals ihren Hauptwohnsitz in Os-
terreich begrindet haben."

Weiters weist die Vermieterin auf die, entsprechend der derzeitigen Gesetzeslage mit dem gesetzlichen An-
spruch auf nachtragliche Ubertragung in das Eigentum (Miteigentum, Wohnungseigentum) gemdaB § 15c lit a
WGG verbundenen, nachstehend wiedergegebenen Antragsrechte gemdB § 15e Abs. 1 WGG hin, welche die
Mieterin allerdings Idngstens bis zum Ablauf des 30. Jahres nach Erstbezug der Baulichkeit ausiben kann.

Die diesbezUgliche Bestimmung des WGG lautet:

§ 15e Abs. 1: ,Stellt ein Mieter oder sonstiger Nutzungsberechtigter gemaB § 15c¢ lit. a nach funf-, hGchstens aber
zwanzigjdhriger Dauer seines Miet- oder sonstigen Nutzungsvertrags einen Antrag auf Ubertragung in das Eigen-
tum (Miteigentum, Wohnungseigentum), hat die Bauvereinigung binnen drei Monaten eine Fixpreisvereinba-
rung gemdB § 15d schrifflich anzubieten. Die Vereinbarung einer I&ngeren Frist ist zuldssig, sofern deren Dauer
sechs Monate nicht Ubersteigt. Der Mieter oder sonstige Nutzungsberechtigte kann je einen Antrag vom sechs-
fen bis zum Ablauf des zehnten, vom elften bis zum Ablauf des finfzehnten und vom sechzehnten bis zum Ablauf
des zwanzigsten Jahres stellen.”

Die Vermieterin verweist noch einmal darauf, dass die vorgenannten Anfragsstellungsmaoglichkeiten in Abhan-
gigkeit von der individuellen Mietdauer der Mieterin nur dann gegeben sind, wenn seit Erstbezug der Wohnhaus-
anlage insgesamt noch keine 30 Jahre verstrichen sind.

Gleichzeitig wird von der Vermieterin ausdricklich festgehalten, dass mit dem gegensténdlichen Hinweis auf

die gesetzlichen Regelungen des WGG - wozu die Vermieterin gemdaB § 15f WGG verpflichtet ist - keine vertrag-
liche Kaufoption eingeréumt wird. Die Mieterin hat somit nur dann Anspruch auf nachtrégliche Ubertragung des
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Mietobjekts in das Wohnungseigentum, wenn zum Zeitpunkt ihrer Anfragstellung nach der dann geltenden
Rechtslage ein solcher, gesetzlicher Anspruch besteht.

GemdB § 15e Abs 1 WGG wird fir den Fall des Bestehens eines gesetzlichen Anspruchs auf nachtrégliche Uber-
tragung des Mietobjekts zum Zeitpunkt der Antragstellung der Mieterin - sofern dies nach den dann geltenden
gesetzlichen Bestimmungen zuldssig ist - eine Frist von sechs Monaten fUr eine diesbezigliche Angebotslegung
der Vermieterin vereinbart.

XIl. Mitgliedschaft

Die Vermieterin kann Wohnungen, Reihen- oder Siedlungshduser, Geschdaftsrumlichkeiten und Heime nur Mit-
gliedern Uberlassen. Die Mieterin verpflichtet sich daher, der Vermieterin als Mitglied beizutreten und die nach
der Satzung vorgeschriebenen vier Geschdaftsanteile & € 21,80 bei Unterfertigung der Beitrittserklérung zu erwer-
ben und zu bezahlen. AuBerdem ist eine einmalige BeitrittsgebUhr, welche derzeit € 87,20 betrégt, anldsslich des
Beitritts zu bezahlen. Nach Beendigung der Mitgliedschaft sind die Geschdaftsanteile nach den Bestimmungen
der Satzung zurUckzuzahlen, nicht jedoch die BeitrittsgebUhr.

Eine Safzung (Stand: Juni 2018) wurde der Mieterin Ubergeben.

Wien,

heimbau

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

die Vermieterin die Mieterin
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mietvertrag

Die gemeinnutzige Bauvereinigung

heimbau;‘

Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

1150 Wien, Tannengasse 20

Firmenbuchgericht Wien

FN 974318
ATU 43900105

in der Folge kurz Vermieterin genannt, schlieBt mit

geboren am

in der Folge (auch bei ménnlichen Mietern, Ehegatten oder sonstigen Partnern, welche eine einheitliche Miet-
partei bilden) kurz Mieterin genannt, den nachstehenden Mietvertrag ab.

. Mietobjekt und Mietvorgang

1. Die Vermieterin ist grundbicherliche Eigentimerin der Liegenschaft EZ 2748, Grundbuch 01305 Meidling,
mit der vorldufigen Adresse

1120 Wien, EichenstraBe 2 / Hermann-Glick-Weg é

und errichtet auf dieser nach derzeitigem Planungsstand unter Zuhilfenahme von Férderungsmitteln des Landes
Wien gemdaB den Bestimmungen des Wiener Wohnbaufdrderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes (WWFSG)
1989, LGBI 18/1989, und der Férderungszusicherungen des Amts der Wiener Landesregierung vom 12.11.2019,
24.06.2021 und 24.08.2021, MA 50 - NF 971550/2018 - 162 Standard-Wohnungen, 82 Smart-Wohnungen, ein Ge-
schdaftslokal, 13 Smart-Offices und 139 Garagenpldtze. Weiters werden von der Vermieterin auf dieser Liegen-
schaft ein Geschdftslokal ohne Zuhilfenahme von Férdermitteln (kurz freifinanziertes Geschdéftslokal), zwei BUros
ohne Zuhilfenahme von Fordermitteln (kurz freifinanzierte Buros) und 18 Garagenpldtze ohne Zuhilfenahme von
Férdermitteln (kurz freifinanzierte Garagenplatze) errichtet.

Das vertragsgegenstandliche Mietobjekt wurde im Rahmen der Férderungszusicherung MA 50 - NF 971550/2018
mit einem Darlehen gemdaB § 12 WWFSG 1989 i.V.m. § 3 Neubauverordnung (Neubau-VO) 2007 sowie mit einem
Zuschuss nach § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 geférdert.



2. Die vorlaufigen Nutzwerte (und Nutzfldchen) der, von der Vermieterin errichteten Einheiten betragen:

Wohnungen  Geschdftslokale Garagenplatze insgesamt

. Standard (vorl. 12.037,37 m?) 11.115 - 588 11.703
e Smart (vorl. 4.285,14 m?) 4.009 - 222 4.231
o Geford. Geschdaftslokal (vorl. 206,41 m2) - 157 6 163
. Geford. Smart-Offices (vorl. 329,83 m?) - 362 18 380
o Freifin. Geschdaftslokal (vorl. 1.072,38 m?) - 1.054 42 1.096
. Freifin. BOros (vorl. 2.293,47 m?) - 2.229 66 2.295
insgesamt sohin 15.124 3.802 942 19.868

Die vorlaufigen Nutzwerte wurden mit Gutachten vom 12.05.2021 des Ziviltechnikers Arch. Mag. Georg Friedler,
1010 Wien, Salvatorgasse 10/5/17, ermittelt. Die Nutzwerte werden nach Baufertigstellung auf Basis der Bestands-
pldne gegebenenfalls neuerlich zu ermitteln sein.

3. Die Vermieterin vermietet und die Mieterin mietet von ihr das, auf der zuvor angefUhrten Liegenschaft be-
findliche Mietobjekt, mit der Adresse , mit nachfolgenden, gemdaB dem derzeitigen Planungsstand, vorldufigen
Fl&chen:

. Wohnnutzfldche

Das Mietobjekt samt vorgenanntem Zubehdr hat - gemdB dem unter 1.2. genannten vorléufigen Nutzwertgut-
achten - einen vorléufigen Nutzwert von .

4. Grundlage dieses Mietvertrags sind die nachstehenden, der Mieterin zumindest eine Woche vor Vertrags-

unterzeichnung Ubergebenen Unterlagen:

o Férderungszusicherungen des Landes Wien,

o Bescheinigung des Revisionsverbandes,

o ein Info-Kostenblatt, auf dem das laufende Entgelt, die Finanzierungsbeitrége und die Zahlungsfristen aus-
gewiesen sind (Beilage ./A),

o Plan des vertragsgegensténdlichen Mietobjekts (Beilage ./B).,

o Pladne der gewohnlich nutzbaren Teile der Gesamtanlage (Allgemeinrdume und -fldchen),

o Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Grundausstattung) vom 05.10.2021,

o Vertrag ,,Dienstleistungspaket zur Versorgung des Einzelkunden mit Wéarme fir Raumheizung, Wérme fOr
Warmwasser, Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie Verrechnung von Abwasser* vom 22.06.2021

o Servitutsvertrdge vom 26.08.2021 (Wiener Netze) und vom 01.02.2022 (Gesiba, Wigeba)

o Energieausweis,

Die Ausstattung des Mietobjekts erfolgt gemdB den Bestimmungen des WWFSG 1989 (§ 3, normale Ausstattung).

5. Der Vermieterin bleibt das Recht vorbehalten, die Baupléne, BauausfGhrung und sonstige Ausgestaltung
des Gebdudes und der Wohnhausanlage sowie der AuBenanlagen aus bautechnischen oder bauabwicklungs-
technischen Grinden zu dndern, sofern

o die &ffentlich-rechtlichen, sohin insbesondere die baurechtlichen Erfordernisse eingehalten werden,

. betreffend das Mietobjekt und die fUr die Mieterin nutzbaren Teile der Gesamtanlage weder die Zugdnge,
noch die Nutzung unzumutbar beeintrachtigt werden und die zugesagten Qualitdten und Funktionen er-
halten bleiben,

o die Gesamtcharakteristik des Projektes gewahrt bleibt und
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. die Anderungen der Mieterin auch sonst zumutbar sind, besonders weil sie geringfigig und sachlich ge-
rechtfertigt sind.

6. Die BenUtzung des, auf diesem Grundstuck befindlichen Kinder- und Jugendspielplatzes (Bauplatz 1C) steht
ebenso den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlagen der GESIBA GemeinnUtzige Sied-
lungs- und Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) und der WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft
m.b.H. (Bauplatz 1B) zu. Dies gilt ebenso fUr die BenUtzung (Geh- und Fahrrechte) der, auf diesem Grundstick

befindlichen Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage.

In diesem Zusammenhang wird klarstellend festgehalten, dass die Benutzung jener Teilfléche des Kinder- und
Jugendspielplatzes auf dem benachbarten Grundstick der GESIBA GemeinnUtzige Siedlungs- und Bauaktien-
gesellschaft (Bauplatz 1A) ebenso den Nufzerinnen und Nufzern der Wohnhausanlage der "Heimbau" Gemein-
nUfzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschrdnkter Haftung

(Bauplatz 1C) zusteht.

Die BenUtzung der, auf diesem Grundstick befindlichen Kindergartenfldche (Bauplatz 1C) steht ausschlieBlich
den Nutzerinnen und Nutzern der benachbarten Wohnhausanlage der GESIBA Gemeinnutzige Siedlungs- und

Bauaktiengesellschaft (Bauplatz 1A) zu.

7. Durch den o6ffentlichen Verkehr kann es zu Immissionen kommen. Wir weisen darauf hin, dass Immissionen
(Schallimmissionen, ErschiUtterung, etc.), die der Bahn- und StraBenverkehr Ublicherweise mit sich bringt (auch
nach sténdiger Rechtsprechung) als ortsUblich gelten und daher von der Mieterin zu dulden sind.

8. Die Mieterin hat zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die vertragsgegensténdliche Wohnhausanlage
als ,offene"” Wohnhausanlage konzipiert wurde. Insbesondere wird keine Einfriedung zwischen den allgemeinen
Teilen der Wohnhausanlage und dem o6ffentlichen Gut errichtet.

Il. Mietzweck und Nutzung

1. Die Vermietung erfolgt zur Befriedigung des WohnbeduUrfnisses der Mieterin und ihrer allfdligen naheste-
henden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989), d.h. nicht zu geschdftlichen Zwecken. Nahestehende
Personen im Sinne der vorgenannten Bestimmung sind: der Ehegatte, der eingetragene Partner, Verwandte in
gerader Linie einschlieBlich der Wahlkinder, Verwandte im zweiten und dritten Grad der Seitenlinie und Ver-
schwdgerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Mieterin in einer in wirtschaftlicher Hinsicht &hnlich einer
Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebt. Jede Anderung des Verwendungszwecks ist verboten.

Jede Anderung dieses Verwendungszwecks bedarf aufgrund der Auflagen der Wohnbauférderung auch der
vorherigen ausdrucklichen Zustimmung der Forderungsstelle (MA 50) sowie gegebenenfalls auch der Genehmi-
gung der Baubehérde (MA 37).

Die Mieterin hat der Vermieterin weiters sémtliche Vorsteuernachteile (Vorsteuerberichtigung sowie Verlust des
laufenden Vorsteuerabzugs) zu ersetzen, die der Vermieterin aus einer nicht genehmigten Widmungsé&nderung
erwachsen, und haftet fir sdmtliche AnsprUche Dritter (wie etwa Mieter der vertragsgegensténdlichen Wohn-
hausanlage), die gegenUber der Vermieterin infolge einer nicht genehmigten Widmungsdnderung geltend ge-
macht werden.
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2. Jegliche (auch nur teilweise) Weitergabe des Mietobjekts - in welcher Form auch immer - ist verboten.
Dieses Weitergabeverbot bezieht sich auch auf eine etwaige Untervermietung und ist nur beschrénkt durch die
zugunsten der Mieterin zwingenden Regelungsgehalte der §§ 11 und 12 Mietrechtsgesetz (MRG). Nicht als Wei-
tergabe gilt allerdings die Mitbenutzung des Mietobjekts durch die im gemeinsamen Haushalt mit der Mieterin
lebenden nahestehenden Personen (im Sinne des § 2 Z 11 WWFSG 1989) oder eine Abfretung der Mietrechte
gemdB § 12 MRG.

Die Mieterin hat, auch aufgrund férderungsrechtlicher Auflagen kein Recht, das Mietobjekt an Dritte weiter zu
geben, sondern ist verpflichtet, das Mietobjekt bei Beendigung des Mietverhdltnisses an die Vermieterin zurick-

zustellen.

3.  Neben dem mietvertragsgegenstdndlichen Mietobjekt samt Zubehor ist die Mieterin berechtigt, all jene
Teile bzw. Einrichtungen der gegenstdndlichen Anlage, die zur gemeinsamen BenUtzung aller Mieter vorgese-
hen sind, mitzubenUtzen. Die Hausverwaltung ist berechtigt fir Gemeinschaftsrdume bzw. -einrichtungen, an-

gemessene BenUtzungszeiten festzusetzen.

4. Die Mieterin hat dafir zu sorgen, dass durch sie oder sonstige Personen, denen sie den Zutritt zum Mietobjekt
gestattet oder ermoglicht, keine ungebUhrliche, die sonstigen Bewohner der Anlage oder von Nachbarobjekten
stérende Larmentwicklung erfolgt und alles Zumutbare zu unternehmen, um eine derartige Ladrmentwicklung zu
verhindern bzw. gegebenenfalls zu beseitigen.

5. Die BenUtzung eines KFZ-Stellplatzes setzt den vorherigen Abschluss eines gesonderten Garagenmietver-
frags voraus.

lll. Mietdauer und Kindigung

1. Das Mietverhdlinis beginnt mit Ubergabe des Mietobjekts bzw. mit NichtUbernahme trotz bestehender
Ubernahmeverpflichtung gemdB IV.1. und IV.5. dieses Vertrags und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer dreimonatigen Kindigungsfrist jeweils zum Letzten
eines Kalendermonats aufgekindigt werden, jedoch durch die Vermieterin nur aus den im MRG genannten
wichtigen Grinden.

2. Als weiterer wichtiger Kindigungsgrund gemaB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG wird die Nichtzahlung des vereinbar-
ten Finanzierungsbeitrages trotz Falligkeit, Mahnung und Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen vereinbart.
Ebenso wird die Nichtzahlung einer vereinbarten Kaution als wichtiger Kindigungsgrund gemaB § 30 Abs. 27 13
MRG vereinbart.

3. GemdB § 28 Wohnbauférderungsgesetz (WFG) 1984 liegt auch ein KUndigungsgrund vor, wenn die Mieterin
inre bisher zur Befriedigung ihres WohnbedUrfnisses regelmdaBig verwendete Wohnung nicht binnen sechs Mo-
naten nach Bezug der geférderten Wohnung aufgegeben hat, es sei denn es liegt ausnahmsweise eine Zustim-
mung des Land Wien vor (eine derartige Zustimmung ist gemdB § 21 Abs. 3 WFG 1984 nur dann zuldssig, wenn
der Mieter die Wohnung aus beruflichen Grinden fUr sich selbst dringend bendtigt oder wenn Verwandte in
gerader Linie die Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden WohnbeduUrfnisses regelmdBig verwenden und
eine Abtretung des Mietrechts an diese Personen gemdaB § 12 MRG nicht in Betracht kommt).
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4. Die Vermieterin ist weiters (wichfige Kindigungsgrunde gemaB § 30 Abs. 2 Z 13 MRG aufgrund drohender
Nachteile fUr die Vertragsparteien, wie insbesondere Verlust der Férderung infolge von VerstéBen gegen die
Bestimmungen des WWFSG 1989 bzw. gegen die Bedingungen der Férderungszusicherung der MA 50) berech-
tigt das Mietverhdltnis aufzukUndigen:

o Wenn die Mieterin Rechte an einer anderen geférderten Wohnung erwirbt, die Kindigung der Mieterin
schriftich angedroht wurde und innerhalb von 6 Monaten ab Androhung die Mieterin das Recht an der
anderen geférderten Wohnung nicht aufgegeben hat. Eigentums- oder Mietrechte an ungeférderten oder
gefordert sanierten Wohnungen, die auf Grund ihrer Entfernung zur Wiener ArbeitsstGtte der Mieterin auf
Dauer gesehen ungeeignet sind, zur Befriedigung des dringenden Wohnbedurfnisses regelmaBig verwen-
det zu werden, mUssen nicht aufgegeben werden.

. Wenn das Mietobjekt weder von der Mieterin noch von den ihr nahestehenden Personen (im Sinne des § 2
Z 1 WWESG 1989) oder von inren Dienstnehmern zur Befriedigung ihres dringenden WohnbedUrfnisses regel-
mdaBig verwendet wird, es sei denn, es handelt sich um eine vorUbergehende Abwesenheit wegen Krank-
heit, zu Erholungs-, Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Grinden.

o Wenn die Mieterin betreffend den Nachweis ihrer Férderungswurdigkeit unvollstindige oder unrichtige An-
gaben Uber ihr Einkommen, ihre persdnlichen Verhdltnisse und/oder die Anzahl der einziehenden Personen
gemacht hat und sie nach den wahren Verhdlinissen die Férderung nicht erhalten hatte bzw. nicht forde-

rungswirdig gewesen wdre.

IV. Ubergabe und Ubernahme

1. Die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin wird voraussichtlich bis zum 31.03.2023 erfolgen. Der genaue
Tag der Ubergabe ist der Mieterin sechs Wochen vorher bekannt zu geben. Die Mieterin ist sodann verpflichtet
das Mietobjekt zu Ubernehmen. Liegen Mangel vor, die der vertragsgemdBen Nutzung des Mietobjekts entge-
genstehen, ist die Mieterin berechtigt, die Ubemahme zu verweigern. Geringfigige und unbehebbare Méngel,
die einer Nutzung zum vereinbarten Vertragszweck nicht entgegenstehen, berechtigen die Mieterin nicht zur
Verweigerung der Ubernahme. Garantiert wird seitens der Vermieterin als spétester Ubergabetermin im Sinne
von § 4 Abs. 1 Z 5 BautrGgervertragsgesetz (BTVG) der 30.06.2023.

2. Die Ubergabe setzt die génzliche Bezahlung sémtlicher falligen Zahlungen, insbesondere des vereinbarten

Finanzierungsbeitrags sowie einer gegebenenfalls vereinbarten Kaution voraus.

3. Uber die Ubergabe des Mietobjekts ist ein Protokoll anzufertigen. In diesem Protokoll sind etwaige Méngel
der, von der Vermieterin zu erbringenden AusfUhrung bzw. Ausstattung festzuhalten. Die Behebung dieser Man-
gel wird die Vermieterin baldméglichst veranlassen.

4.  Die Mieterin wird anldsslich Ubergabe finf idente Wohnungsschlssel und zwei Chipkarten erhalten (sémt-
liche in der Folge kurz SchlUssel genannt). Die Anfertigung weiterer SchlUssel (auch als Ersatz fUr etwaige verlo-
rengegangene Schlussel) bedarf der ausdricklichen Zustimmung der Vermieterin. Sdmtliche (auch weitere an-
gefertigte) SchlUssel sind bei Vertragsende an die Vermieterin zurickzustellen. Die exakte Anzahl an ausgege-
benen Schlisseln wird anhand eines Ubernahmeprotokolls festgehalten.

5. FOhrt die Mieterin die Ubernahme des Mietobjekts trotz schriftlicher Aufforderung aus einem, von ihr zu ver-
tretenden Grund nicht durch oder ist die Ubergabe mangels Bezahlung des Finanzierungsbeitrages und/oder
der Kaution nicht durchfhrbar, so gilt sie dennoch mit Ablauf des Tages der angebotenen Ubergabe durch die
Vermieterin als erfolgt und beginnt das Mietverhdltnis mit dem auf den, der angebotenen Ubergabe folgenden
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Tag und nicht erst mit dem Tag der tatséchlichen Ubergabe (Punkt Il 1.).

V. Aufteilungsschlussel, Finanzierungsbeitrag, laufendes Entgelt und Kaution
1. Zu den vorlaufigen Nutzwerten auf Basis des Vorgutachtens vgl. unter 1.2. und I.3..

2. Die Mieterin hat die Herstellungskosten des Mietobjekts zu tragen, welche nach den Bestimmungen des
WohnungsgemeinnuUtzigkeitsgesetzes (WGG) und des WWFSG 1989 zu ermitteln sind und sich aus den, auf das
gegenstandliche Mietobjekt entfallenden anteiligen Grund- und Grundnebenkosten inkl. AufschlieBungskosten
(in der Folge kurz Grundkosten genannt) sowie den Baukosten inklusive den sonstigen Kosten, soweit diese fur
die Errichtung und Bewohnbarmachung der Baulichkeit erforderlich waren (wie z.B. auch den Bauverwaltungs-
und Finanzierungskosten - in der Folge kurz Baukosten genannt), errechnet haben. Weiters hat die Mieterin die
Aufwendungen fUr die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie, unter Berlcksichtigung ordnungsmaBiger Wirt-
schaftsfGhrung, auf Basis der Grundsétze des WGG (insbesondere dessen § 23), einen Beitrag zur Deckung deren
Kosten und zur Bildung von RUcklagen zu fragen.

3. Die auf die geférderten Einheiten entfallenden Grundkosten werden im Verhdlinis des Nutzwerts des ein-
zelnen geférderten Mietgegenstands zu den Nutzwerten sdmtlicher, von der Vermieterin auf der Liegenschaft
errichteten gefdrderten Einheiten (Wohnungen, geférderte Geschdaftslokale und Smart-Offices sowie zugehd-
rige Garagenplatze - vgl. dazu I. 2.) aufgeteilt. Die anteiligen Grundkosten wurden auf Basis der Berechnungs-
grundlagen vom 28.09.2021 ermittelt und werden, nach Baufertigstellung aufgrund der endgUltigen Kosten und
einer gegebenenfalls notwendigen neuerlichen Nutzwertermittlung noch entsprechend zu korrigieren sein.

Die Baukosten wurden auf Basis der seinerzeitigen Einreichgrundlagen bzw. der vorgenannten Berechnungs-

grundlagen ermittelt und werden nach Baufertigstellung aufgrund der endgulfigen Kosten und einer gegebe-

nenfalls notwendigen neuerlichen Nutzfldchenermittlung und endgultigen Nutzwertberechnung noch entspre-

chend zu korrigieren sein. Die Aufteilung der Baukosten erfolgt - abgesehen von den Sonderkosten einzelner

Einheiten - wiederum im Verhdlinis des Nutzwerts des einzelnen Mietgegenstands zu den Nutzwerten sémtlicher,

von der Vermieterin auf der Liegenschaft errichteten Einheiten. FUr die Aufteilung der Finanzierungsmittel gelten

folgende Ausnahmen von diesem AufteilungsschlUssel:

o die geleisteten Baukostenbeitrdge kommen den jeweiligen Mietobjekten zu Gute, fUr die diese Finanzie-
rungsbeitrge auch geleistet wurden,

o das Darlehen des Landes Wien gemd&B § 6 Neubau-VO 2007 (Superférderung) dient ausschlieBlich der Fi-
nanzierung von Smart-Wohnungen,

o das Darlehen des Landes Wien gemdB § 6a Neubau-VO 2007 dienst ausschlieBlich der Finanzierung von
Smart-Wohnungen,

o der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemadB § éa Neubau-VO 2007 wird nur auf die Smart-Wohnungen
aufgeteilt,

o der Baukostenzuschuss des Landes Wien gemdaB § 7 Abs. 2 Neubau-VO 2007 wird nur auf die Wohnungen
(Standard und Smart) aufgeteilt.
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Die Mieterin hat vor Ubernahme des Mietobjekts entsprechend den im Info-Kostenblatt (vgl. I.4., Beilage ./A)
bekanntgegebenen Zahlungsfristen einen Finanzierungsbeitrag zu leisten. Aufgrund der Vorschriften des WGG
werden folgende Daten festgehalten:
o Datum des Erstbezugs: Dieser wird mittels gesondertem Schreiben festgehalten (vgl. IV.1.).
o Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Bezug des vertragsgegenstdndlichen Mietobjekts sind zu leisten:
e ein vorlaufiger Grundkostenbeitragi.H.v.
e ein vorlaufiger Baukostenbeitrag i.H.v.
e insgesamt daher fir das Mietobjekt

e davon gestundeter vorlaufiger Grundkostenbeitrag

M M oM MM

e vor Bezug entrichteter vorléufiger Finanzierungsbeitrag

Vom Grundkostenbeitrag wird ein Betrag von € unter Verrechnung von 2,25 % Zinsen p.a. gestundet. Der dies-
bezUgliche Betrag i.H.v. € gelangt monatlich zur Vorschreibung. Der gestundete Grundkostenbeitrag ist end-
féllig 60 Monate nach Erstbezug der Wohnhausanlage zu bezahlen. Die Mieterin hat den gegenstdndlichen Be-
trag innerhalb von 14 Tagen ab dem letztgenannten Datum an die Vermieterin auf das von inr bekannt gege-

bene Konto einzubezahlen.

Der anteilige Finanzierungsbeitrag wurde auf Basis der bereits genannten Berechnungsgrundliagen ermittelt und
wird, nach Baufertigstellung aufgrund der endgultigen Kosten und einer gegebenenfalls notwendigen neuerli-
chen Nutzwertermittlung - wie vorstehend beschrieben - noch entsprechend zu korrigieren sein. Eine diesbezlig-
liche Nach- oder RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags hat sodann binnen 1 Monat nach Legung
der Endabrechnung an die Mieterin zu erfolgen.

Im Falle der Aufldsung dieses Mietvertrags erfolgt eine RUckzahlung des geleisteten Finanzierungsbeitrags nach
MaBgabe und der Berechnungsmethodik des § 17 WGG.

4. Die Berechnung des Mietzinses fUr das Mietobjekt samt Zubehor erfolgt nach den Bestimmungen des WGG
unter BerUcksichtigung der ERVO zum WGG in der jeweils gUltigen Fassung und es gelten die nach diesen Best-
immungen jeweils zuldssigen Hochstsétze hiermit als vereinbart. Dies inklusive einer 2 %-igen RUcklagenkompo-
nente gemaB § 14 Abs. 1 Z 8 WGG sowie eines hiermit ebenfalls vereinbarten Erhaltungs- und Verbesserungsbei-
frags geman § 14 Abs. 1 Z5i.V.m. § 14d Abs. 2 WGG (wertgesichert gemdB § 14d Abs. 2 WGG), abgesenkt auf
€ 0,24578 je Nutzwert und Monat fir die ersten 36 Monate ab Erstbezug der Wohnhausanlage (danach - spdates-
tens ab 01.07.2026 - wird auf den wertgesicherten, gesetzlichen Héchstwert angehoben). FUr die Berechnung
des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags gilt, dass zunéchst die Summe der Erhaltungs- und Verbesserungs-
beifrdge fir die gesamte Wohnhausanlage auf Basis der Nutzfldchen sémilicher Wohnungen, Buros und Ge-
schaftslokale ermittelt und dann auf diese Mietobjekte im Verhdltnis deren Nutzwerte aufgeteilt wird.

Der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der Darlehen und eines allfdlligen Eigenmitteleinsatzes der
Vermieterin gemdaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG betrégt fUr den Zeitpunkt des Bezugs monatlich € 4.68 je m?
(Wohn-)Nutzflache fur die Standard-Wohnungen, BUros und Geschdftslokale. Der auf diese Wohnungen, sowie
die BUros und Geschdftslokale entfallende Anteil wird sodann in weiterer Folge im Verhdlinis der Nutzwerte dieser
Mietobjekte aufgeteilt. Dieser Betrag erndht sich, ab Erstbezug der Wohnhausanlage jahrlich, jeweils um 2,5 % -
jeweils ab 01.01. eines jeden Jahres, erstmals zum 01.01.2024. Sollte allerdings die Erhdhung des von der Statistik
Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 (VPI) oder des an seine Stelle fretenden Index, jahrlich jeweils
fOr den Indexwert des Monats Juni (Ausgangsbasis hierfUr ist die zuletzt fir Juni des Jahres der Ubergabe verlaut-
barte Indexzahl), mehr als 2,5 % befragen, so gelangt die Steigerung des VPI zur Vorschreibung. Der jeweils zum
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01.01. jedes Jahres ermittelte Wert bildet die Ausgangsbasis fUr die weitere Erhdhung zum 01.01. des jeweils fol-
genden Jahres. Sollte der vorerw&hnte Index (VPI) nicht mehr verlautbart werden, so ist ein gleichartiger oder
ahnlicher Nachfolgeindex als Vergleichsgrundlage heranzuziehen.

Aufgrund der Bestimmungen des WGG (Kostendeckungsprinzip gemdaB § 14 WGG ) kann es, abweichend von
der Bindung des Betrags fur die Abstattung der Finanzierungsmittel an eine Indexierung (entsprechend der zuvor
gemachten Definition), auch wéhrend des aufrechten Mietverhdltnisses zu Verdnderungen des zuletzt genann-
ten Betrags kommen, wenn sich die rechtlichen und/oder wirtschaftlichen Raohmenbedingungen derart &ndern,
dass die Verzinsung und/oder Tilgung der Finanzierungsmittel nicht mehr gewdhrleistet oder die Finanzierung
nicht mehr aufrechterhalten werden kann oder die Wohnbauférderung eine andere als die hier vereinbarte
Abstattung der Finanzierungsmittel bestimmt.

Nach génzlicher oder teilweiser Tilgung der, zur Finanzierung der Baulichkeit in Anspruch genommenen Mittel,
ist die Vermieterin berechtigt, die bisher im laufenden Entgelf verrechneten Betrdge gemdaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3
WGG weiterhin einzuheben, wobei die Bestimmungen und Beschrénkungen des WGG in der dann jeweils gel-
tenden Fassung (derzeit § 14 Abs. 7 WGG und § 14 Abs. 7a WGG) zu berUcksichtigen sind.

Ergeben sich anlésslich der Kosten- und Fl&ichenprifung der MA 25 und der endgultigen Nutzwertberechnung
fUr die Wohnhausanlage Abweichungen von den vorgenannten vorldufigen Berechnungsdaten wie vorstehend
ausgefihrt, so wird gemeinsam mit der Endabrechnung des Finanzierungsbeitrages (V. 3. vorletzter Absatz) auch
der Betrag fUr die Abstattung (Tilgung, Verzinsung) der eingesetzten Darlehen und eines allfalligen Eigenmitte-
leinsatzes der Vermieterin gemaB § 14 Abs. 1 Z 1 bis 3 WGG (V.4. zweiter Absatz) entsprechend neu berechnet
bzw. berichtigt. Allfallige - fUr den Zeitraum zwischen Beginn des Mietverhdiltnisses und Endabrechnung - daraus
resultierende Nachzahlungen durch die Mieterin bzw. Rickzahlungen an die Mieterin haben innerhalb von 1
Monat ab der diesbeziglichen Rechnungslegung zu erfolgen.

Zum laufenden Entgelt gehdéren auch die anteiligen - zundchst von der Vermieterin zu zahlenden - laufenden
Befriebskosten im Sinne des MRG (wozu auch die Kosten angemessener Versicherungen des Hauses gegen
Haftpflicht, Feuer und Leitungswasser zahlen), die Verwaltungskosten in Hohe des jeweils hdchstzuldssigen Be-
frags gemdaB § 6 ERVO zum WGG und die anteiligen Kosten des Befriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie
anteilige &ffentliche Abgaben gemdaB § 14 Abs. 1 Z 6und 7i.V.m. § 20 Abs. 1 Z 1 WGG . FUr diese Kosten wird
eine Aufteilung im Verhdltnis des Nutzwerts des vertragsgegensténdlichen Mietobjekts zu den Nutzwerten séimt-
licher Wohnungen, Buros, Geschdaftslokale und Garagenplatze vereinbart. Zur Deckung dieser Kosten werden
monatliche Akonti gegen jahrliche Abrechnung (Jahrespauschalverrechnung gemdéB § 21 Abs. 3 MRG) vorge-
schrieben.

Sofern sich die Nutzwerte fUr die Verrechnung der laufenden Betriebskosten, die Verwaltungskosten und die
anteiligen Kosten des Betriebs der Gemeinschaftsanlagen sowie anteilige &ffentliche Abgaben nach Baufertig-
stellung noch gemd&B der endgultigen, auf den bauordnungsgemdBen Bestandspldnen basierenden Nutzwert-
berechnung verdndern, ist die Verrechnung sodann ab der folgenden Abrechnungsperiode auf diesen neuen
NutzwertschlUssel umzustellen. Die Abrechnung der Vorperioden bleibt jedoch von dieser Umstellung unberhrt.

Die Mieterin stimmt zu, dass von der Vermieterin Uber die oben erwdhnten Versicherungen (Brandschaden (Feu-
erversicherung), gesetzliche Haftpflicht des HauseigentUmers (Haftpflichtversicherung) und die Versicherung
gegen Leitungswasserschdden einschlieBlich Korrosionsschdden) hinausgehende angemessene Versicherun-
gen des Hauses gegen Sturmschdden abgeschlossen und die diesbezUglichen Versicherungsprémien der Mie-
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terin anteilig als Betriebskosten verrechnet werden, sofern die Mehrheit der Hauptmieter der Liegenschaft - be-
rechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstéinde - dem zustimmt bzw. zugestimmt hat. Entspre-
chende Schadensfdlle werden sohin aus diesen Versicherungen gedeckt. Festgehalten wird, dass die Mieterin
aufgrund der gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 Z 6 MRG auch dann, den auf ihr Mietobjekt entfallenden
Anteil der verkehrsUblichen Prémienvorschreibungen fUr die letztgenannten Versicherungen gegen Sturmsché-
den als Nebenkosten zu tragen hat, falls zwar nicht sie, wohl aber die Mehrheit der Hauptmieter des Hauses -
berechnet nach der Anzahl der vermieteten Mietgegenstéinde - dem Abschluss zustimmt bzw. zugestimmt hat.

Die Beheizung und Wassererwdrmung erfolgt durch eine im Objekt befindliche, zentrale Fernwdrmestation. Die
Vermieterin gliedert die Verrechnung und Bezahlung der Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser),
sowie der anfallenden Mess- und Verrechnungskosten an die Wien Energie GmbH (in der Folge kurz Wien Energie
genannt) aus. Die Aufteilung der vorgenannten Kosten, deren Verrechenbarkeit und Verrechnung sowie die
Regelung der in diesem Zusammenhang stehenden Rechte, Pflichten, Art der Messung, etc. erfolgen geman
der Vereinbarung mit dem Einzelkunden befreffend die Verrechnung von Raumheizung und Warmwasser sowie
die Verbrauchsaufteilung und Verrechnung von Kalt-/Abwasser jeweils der Wien Energie zwischen der Mieterin
und der Wien Energie. FUr gegebenenfalls von der Wien Energie nicht direkt mit der Mieterin, sondern - direkt
oder indirekt - an die Vermieterin verrechnete Heiz- und Wasserkosten (Warm-, Kalt- und Abwasser) fur Gemein-
schaftseinrichtungen und Allgemeinbereiche erfolgt die Verrechnung und Aufteilung dieser Kosten an bzw. auf
die Mieterim Verhdlinis der Nutzwerte der, von der Vermieterin errichteten Wohnungen und des Geschaftslokals.

5. Zum laufenden Entgelt gehdrt Uberdies die, auf die Betrdige gemdaB V.3. und V.4. entfallende Umsatzsteuer
in der jeweiligen gesetzlichen Héhe.

6. Das laufende Entgelt fUr das Mietobjekt samt Zubehér betrégt auf Basis der, derzeitig der Berechnung des
Entgelts zugrunde liegenden Betrége, bis zu einer Anderung dieser Berechnungsgrundlage, inklusive eines Akon-
fos auf die laufenden Betriebs- und Verwaltungskosten sowie die 6ffentlichen Abgaben und der Umsatzsteuer:

Befrag fur die Abstattung (Tilgung und
Verzinsung) der eingesetzten Darlehen/Eigenmittel der GBV
(§ 14 Abs. 1Z 1 bis 3 WGG)

Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (§ 14 Abs. 175 WGG)

M

2 % RUcklage (§ 14 Abs. 178 WGG)
Beftriebskosten inkl. Gemeinschaftsanlagen
und offentliche Abgaben (§14 Abs. 177 WGG)
Verwaltungskosten (§ 14 Abs. 17 6 WGG)

Umsaftzsteuer

m oA M N

monatliches Gesamtentgelt bei Bezug:

Die Stundungszinsen fUr den gestundeten Grundkostenbeitrag (vgl. V.3.) gelangen zusatzlich zur Vorschreibung.

Andern sich die, der Berechnung des laufenden Entgelts zugrunde gelegten Betréige, so &ndert sich unter Be-
rGcksichtigung der vorstehenden Bestimmungen dementsprechend auch das laufende Entgelt. Das laufende
Entgelt wurde auf Basis der genannten Berechnungsgrundlagen vor Fertigstellung ermittelt und werden diese -
und damit einhergehend auch das laufende Entgelt - nach Baufertigstellung gegebenenfalls auf Basis der Be-
standpldne oder einer neuerlichen Nutzwertermittiung noch entsprechend zu korrigieren sein.
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Die Mieterin wird darGber informiert, dass es sowohl aufgrund der Bestimmungen des WGG als auch der Wohn-
bauférderung wéhrend des Nutzungsverhdltnisses zu Ver@nderungen des laufenden Entgelts (sowohl nach
oben als auch nach unten) kommen kann. Diese Schwankungen kénnen sich beispielsweise ergeben aus:

. Anderungen der Zinsséitze der Finanzierungsdarlehen oder des Eigenmittelzinssatzes
. Steigerung der Annuitat

. Anderungen des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags

»  Anderungen der Betriebs- oder Verwaltungskosten

»  Anderung der gesetzlichen Umsatzsteuer

. Anderung von Gesetzen oder Verordnungen

. Anderung der Nutzfldchen oder der Nutzwerte

7. Das laufende Entgelt ist von der Mieterin ab Beginn des Mietverhdlinisses (lll. dieses Vertrags), jeweils am
FUnften eines jeden Monats im vor hinein, abzugs- und kostenfrei auf das, von der Vermieterin bekannt gege-
bene Konto einzuzahlen. Die verspdtete Zahlung der Miete berechtigt die Vermieterin, pro Mahnung eine Ge-
bUhr von einem Zwélftel des Verwaltungskostensatzes gemdaB § 6 Abs. 1 ERVO zum WGG, (in der jeweils gelten-
den Fassung) sowie Verzugszinsen in Hohe von 6 % p.a. einzuheben.

8. Festgehalten wird, dass Mitteilungen oder Erkl&rungen der Mieterin auf Zahlscheinen wegen deren maschi-
neller Bearbeitung nicht zur Kenntnis der Vermieterin gelangen. Allfdllige derartige Mitteilungen sind daher nicht
auf Zahlscheinen anzubringen, sondern gesondert an die Vermieterin zu richten.

Eine Aufrechnung etwaiger Gegenforderungen der Mieterin gegen das laufende Entgelt wird - ausgenommen
die Vermieterin ist zahlungsunfahig, die Gegenforderungen der Mieterin stehen im rechtlichen Zusammenhang
mit dem Entgelt oder die Gegenforderungen der Mieterin wurden gerichtlich festgestellt oder von der Vermie-
terin anerkannt - ausdricklich ausgeschlossen.

9. Sollte ein zu geringes monatliches Einkommen nachgewiesen werden (Mindesteinkommen entspricht den
Richtsétzen fUr Ausgleichszulagen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), vermindert um
den Krankenversicherungsbeitrag von 5,1 %), ist die Vermieterin berechtigt, von der Mieterin eine Barkaution in
H&he von sechs laufenden monatlichen Gesamtentgelten gemdaB V.6. erster Absatz abgerundet auf ganze 10
EURO zu verlangen.

Ebenso ist die Vermieterin berechtigt, vom Mieter Zug um Zug mit Bezahlung des Finanzierungsbeitrages eine
Barkaution in Hohe von sechs Monatsmieten gemdaB V.é. erster Absatz abgerundet auf ganze 10 EURO zu ver-
langen, sofern der Finanzierungsbeitrag gemdaB V.3. von der Mieterin zum Uberwiegenden Teil oder zur Ganze
durch Eigenmittelersatzdarlehen finanziert wird.

Diese Kaution ist einen Monat nach Mietvertragsunterzeichnung (sollte der Mietvertragsbeginn jedoch bereits
davor liegen, spdtestens vor Mietvertragsbeginn) zu zahlen. Die Vermieterin ist berechtigt, aber wdhrend des
aufrechten Mietverhdltnisses nicht verpflichtet, den Kautionsbetrag zur Abdeckung der aus dem Mietverhdltnis
entstehenden Anspriche gegenUiber der Mieterin zu verwenden. Der Kautionsbetrag ist an die Mieterin nach
Beendigung des Mietverhdltnisses und ErfUllung sémtlicher Verpflichtungen aus diesem Mietvertrag samt Zinsen
auszufolgen.
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VI. Sicherung von Zahlungen der Mieterin

1. Die Sicherung der Zahlungen der Mieterin auf den Finanzierungsbeitrag gemdaB Punkt V. dieses Mietvertrags
samt Zahlungen fUr Sonderleistungen (Sonderausstattungen) gem. § 1 Abs. 1 BautrGgervertragsgesetz (BTVG)
und Zinsen fUr allfallige Ruckforderungsanspriche gem. § 8 Abs. 1i.V.m. § 14 BTVG erfolgt in Entsprechung der
Bestimmungen des BTVG nach dem so genannten Sondersicherungsmodell ,,geférderter Wohnbau”. Die Vo-
raussetzungen zur Anwendung dieses Sondersicherungsmodells sind erfullt, und zwar:

. Es liegt sowohl eine rechtskréftige Baubewiligung (Bescheid Zahl: MA 37/690824-2019-1 vom 25.08.2020) als
auch eine schriftliche Zusicherung der Férderung (siehe Punkt I.1.) vor.

. Die Finanzierung der gesamten Herstellungskosten des Bauvorhabens ist gesichert und ist aufgrund der Ver-
pflichtung aus der vorgenannten Zusicherung auch gewdahrleistet, dass auBer der Sicherstellung der Finan-
zierungsmittel nach dem Finanzierungsplan der Wohnbaufdérderungszusicherung keine weiteren geldwer-
fen Lasten vor Ende der Sicherstellungspflicht ohne Zustimmung des Landes Wien verbUchert werden.

o Es liegt eine am 01.12.2021 ausgestellte Bescheinigung des Revisionsverbands der Vermieterin fir das ge-
gensténdliche Bauvorhaben vor, dass fUr den fristgerecht erstellten Jahresabschluss des Geschdftsjahres
2020 ein uneingeschrankter Bestatigungsvermerk erteilt wurde und allféllige RUckforderungsanspriche der
Erwerber - sohin auch der Mieterin - aufgrund der sich aus der geprUften Bilanz ergelbbenden Eigenkapital-
ausstattung des Bautrdgers ausreichend gedeckt werden kdnnen; die Vermieterin verpflichtet sich, solche
Bescheinigungen bis zu dem vereinbarten Bezugstermin jahrlich beizubringen.

o Die vorgenannte Bescheinigung wurde vom Revisionsverband der Wohnbauférderungsstelle des Landes
Wien (MA 50) vorgelegt. Die Vermieterin verpflichtet sich dafir zu sorgen, dass allfallige Folgebescheinigun-
gen ebenfalls unverzUglich nach Ausstellung der MA 50 vorgelegt werden.

o Die vorgenannte Bescheinigung wurde vom Revisionsverband sowohl der Vermieterin als auch dem Amt
der Wiener Landesregierung als Aufsichtsbehdrde vorgelegt, wobei unter sinngemdaBer Anwendung der
§§ 28 Abs. 8 und 29 Abs. 6 WGG  bei letzterer Stelle des Amts der Wiener Landesregierung die Einsicht-
nahme in diese Bescheinigung fur jedermann gewdhrleistet ist. Die Vermieterin verpflichtet sich dafur zu
sorgen, dass die allfalligen Folgebescheinigungen ebenfalls unverziglich dem Amt der Wiener Landesre-
gierung als Aufsichtsbehdérde vorgelegt werden.

Der Mieterin wurden spétestens eine Woche vor Unterfertigung dieses Mietvertrags Kopien sowohl der Zusiche-
rung der MA 50 (siehe Punkt I.1.), als auch der Bescheinigung des Revisionsverbands Ubergeben.

2. Die Vermieterin errichtet das vertragsgegenstdndliche Mietobjekt in Entsprechung der, der Mieterin Uber-
gebenen Bau- und Ausstattungsbeschreibung.

Winscht die Mieterin Anderungen oder Ergéinzungen der Grundausstattung (Sonder- oder Zusatzleistungen) und
sollen diese Anderungen oder Ergéinzungen der Grundausstattung noch vor Ubergabe des Mietobjekts durch-
gefUhrt werden, so sind enfsprechende Auftrage fur die DurchfUhrung dieser Sonder- oder Zusatzleistungen ins-
besondere aus bauorganisatorischen Grinden direkt und ausschlieBlich dem Generalunternehmer, das ist die
Firma SWIETELSKY AG, 1130 Wien, Hietzinger Kai 133, bzw. bei den, von diesem beauftragten Professionisten (ge-
mdaB Ubergebener Liste) zu erteilen. Die Mieterin Ubernimmt es, die Vermieterin von einer solchen allfélligen Be-
auftragung zu versténdigen und im Rahmen der gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen deren Zustim-

mung einzuholen.
3. Soliten Anderungen oder Ergénzungen dieser Grundausstattung - unter Einhaltung der diesbeziglichen Re-

gelungen des Mietvertrags - jedoch erst nach Fertigstellung und Ubergabe des Mietobjekts von Mieterin durch-
gefUhrt werden, verpflichtet sich die Mieterin zwar hiezu befugte Gewerbsleute zu beauftragen, ist aberin deren
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Auswahl frei (hinsichtlich baulicher Verdnderungen des Mietobjekts wird auf VII. und VIII. dieses Vertfrags verwie-
sen).

VII. Zustand, Erhaltung und Veranderungen des Mietobjekts

1. Das Mietobjekt wird anlasslich Ubergabe im Zuge einer gemeinsamen Begehung besichtigt und allfallige
von der Vermieterin noch zu behebende sichtbare Méngel werden in einem Ubergabeprotokoll festgehalten.

Der Mieterin ist bekannt, dass das Mietobjekt nicht barrierefrei (im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungs-
geseftztes - BGStG) zugdnglich bzw. ausgestaltet ist. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass die
fehlende Barrierefreineit keine (auch keine teilweise) Unbrauchbarkeit des Mietobjektes darstellt. Die Barriere-
freiheit des Mietobjektes gemdaB BGSIG wird somit seitens der Vermieterin nicht zugesichert.

2. Die Mieterin verpflichtet sich, das Mietobjekt samt mitvermieteten Einrichtungen (insbesondere auch die im
Objektinneren gelegenen Licht-, Wasser- und Beheizungsleitungen sowie Sanitér- und (Be-)LUftungsanlagen ver-
tragsgemdaB und schonend zu benUtzen sowie auf Vertragsdauer und auf inre eigenen Kosten so zu warten und,
soweit es sich nicht um die Behebung ernster Schdden des Hauses oder um die Beseitigung einer vom Mietge-
genstand ausgehenden erheblichen Gesundheitsgefdhrdung handelt, so instand zu halten, dass der Vermiete-
rin und den anderen Mietern der Anlage kein Nachteil erwéchst.

Die Instandhaltungsverpflichtung der Vermieterin ist auf die zwingenden gesetzlichen Bestimmungen (§ 14a Abs.
2 WGG) beschrdnkt. Schéden, deren Behebung der Vermieterin obliegen, sind dieser unverziglich anzuzeigen.
Sofern deshalb die Vornahme von Arbeiten zur Behebung derartiger Schdden notwendig wird, ist die Mieterin
bei sonstigem Schadenersatz verpflichtet, die Vermieterin Uber diesbezUgliche Sché&den unverziglich in Kenntnis

zZuU setzen.

Das Mietobjekt ist regelmdaBig zu [Uften und in der kalten Jahreszeit zu beheizen. Die Mieterin haftet ferner fUr alle
Schéden, die aus einem unsachgemdaBen oder vertragswidrigen Gebrauch des Mietobjekts oder aus mangeln-
der Wartung durch schuldhaftes Verhalten der Mieterin, inrer Mitbewohner oder ihr sonst zurechenbarer Perso-
nen entstehen. Behebt die Mieterin derartige Beschddigungen trotz Aufforderung innerhallb gesetzter Frist nicht,
ist die Vermieterin berechtigt, die erforderlichen Arbeiten unter BerUcksichtigung der berechtigten Interessen
der Mieterin gemdB § 8 Abs. 2 MRG auf deren Kosten im Wege einer Ersatzvornahme durchfUhren zu lassen.

Die Mieterin ist verpflichtet, Ausbesserungen und bauliche MaBnahmen der Vermieterin am Mietobjekt o-
der - unter Benutzung des Mietobjekts - an den sonstigen Gebd&udebereichen zu dulden, sofern durch die Vor-
nahme dieser MaBnahmen ihre Interessen nicht unzumutbar beeinfréchtigt werden (z.B. wesentliche Erschwe-
rung der AusUbung der Mietrechte). Die Vermieterin verpflichtet sich, die DurchfUhrung derartiger Arbeiten der
Mieterin - ausgenommen bei Gefahr im Verzug - rechtzeitig vorher schriftich anzuzeigen.

3. Alifallige, von der Mieterin beabsichtigte wesentliche bauliche Veré&nderungen des Mietobjekts bzw. An-
derungen oder Ergénzungen der Ausstattung hat die Mieterin der Vermieterin vorab anzuzeigen und deren
Zustimmung (dies gilt auch fir allfélige Anderungen der beheizbaren Nutzfldche) abzuwarten. Lehnt die Ver-
mieterin nicht innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Anzeige ab, so gilt die Zustimmung als erteilt. Un-
wesentlich und daher nicht zustimmungsbedurftig sind Anderungen, die geringfigig. nicht erheblich und leicht
wieder zu beseitigen, schutzwuirdigen Interessen der Vermieterin, wie insbesondere die Substanz oder das du-
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Bere Erscheinungsbild des Hauses oder die Interessen der anderen Mieter der Wohnhausanlage, nicht wider-
sprechen und Bestand und Wert des Mietobjekts nicht beeintréchtigen kénnen (wie etwa das Ausmalen der
wande in Ublichen Farben (somit z.B. nicht in schwarz), die Anderung der Boden- oder Wandbelédge oder die
Montage von handelsUblichen Regalen, Handtuch- oder Seifenhaltern).

Ungeachtet dessen, so ferne nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 MRG erfUllt sind, sind sémtliche Veré&nde-
rungen durch die Mieterin immer an dessen Verpflichtung zur Wiederherstellung des frUheren Zustands bei Be-

endigung des Mietverhdltnisses gebunden.

Ist die DurchfUhrung der Arbeiten daran gebunden, dass eine Bauanzeige erstattet werden muss, bzw. von der
Baubehorde eine Baubewiligung einzuholen ist, darf vor Erstattung der Anzeige bzw. Erteilung der Bewiligung
nicht mit den Arbeiten begonnen werden. Die Arbeiten sind entsprechend den baubehérdlichen Auflagen aus-
zufUhren bzw. dUrfen diese nicht durchgefihrt werden, wenn die Baubehdrde eine bauliche Verdnderung un-
tersagt. Die Bauanzeige ist von der Mieterin bei der Baubehdrde zu erstatten bzw. ist die Baubewiligung von der
Mieterin bei der Baubehérde einzuholen. Die Fertigstellung der Arbeiten ist von der Mieterin bei der Baubehérde

anzuzeigen, und der Vermieterin bekannt zu geben.

FUr die Einhaltung der baubehérdlichen Auflagen sowie fUr séimtliche Schdden, die durch nicht fach- und sach-
gerechfe Abdnderungen entstehen sollten, haftet die Mieterin und verpflichtet sich, die Vermieterin gegen
Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten. Mit der DurchfUhrung der Arbeiten sind befugte Gewer-
betreibende auf Kosten der Mieterin zu betrauen. Die Betreuung, Wartung und Instandhaltung obliegt der Mie-

terin.

4. Die BenUtzung der AuBenseite des Mietobjekts (beispielsweise durch die Montage einer Satellitenemp-
fangsanlage) bzw. die Beeintrdchtigung des duBeren Erscheinungsbilds des Hauses (beispielsweise durch die
Anbringung von Werbeaufschriften oder -vorrichtungen) ist - unbeschadet der Rechte der Mieterin gemdaB § 9
MRG - nicht gestatteft.

FUr den Fall der Zustimmung der Vermieterin, welche fUr jeden Einzelfall einzuholen ist, sind auch hier mit der
DurchfUhrung der Arbeiten befugte Gewerbetreibende auf Kosten und Gefahr der Mieterin zu beauftragen
und, sofern an eine behdérdliche Bewiligung gebunden, diesbezigliche Bewiligungen vor Beginn der Arbeiten
einzuholen und die darin aufgetragenen behodrdlichen Auflagen einzuhalten. Die Betreuung, Wartung und In-
standhaltung obliegt der Mieterin. Bei notwendigen Instandhaltungsarbeiten und bei nutzlichen Verbesserun-
gen, sofern die Vermieterin zu letzteren verpflichtet ist, hat die Mieterin angebrachte Gegensténde auf eigene
Kosten und ohne Schédigung der Substanz des Gebdudes zu entfernen, wobei auch eine Wiederherstellung
bzw. Montage auf eigene Kosten der Mieterin zu erfolgen hat.

5. Vorhandene Regensinkkdsten bzw. Regenwassereinldufe sind von der Mieterin regelmaBig zu reinigen bzw.
zu warten.

VIIl.RUckstellung des Mietobjekts

1. BeiBeendigung des Mietverhdltnisses ist das Mietobjekt der Vermieterin in gutem und brauchbarem, ledig-

lich durch die bei schonendem, vertragskonformen Gebrauch sich ergebende AbnUtzung verschlechterten,
gereinigtem Zustand sowie besenrein (sohin insbesondere gerdumt von eigenen Fahrnissen der Mieterin) mit
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allen SchlUsseln zurGckzustellen. Die Mieterin hat weiters auf eigene Kosten allenfalls verunreinigte Teile des Mie-
tobjekts so zu reinigen, dass eine gefahrlose Folgenutzung moglich ist.

Sollte die Mieterin das Mietobjekt nicht in entsprechendem Zustand Ubergeben bzw. sollten auch an den sons-
figen Ausstattungsgegensténden (WC-Schale, Waschtisch, etc.) Schéden festgestellt werden, ist die Vermieterin
berechtigt, die zur Herstellung erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchfUhren zu lassen. Die Kosten
werden von dem zu leistenden RUckzahlungsbetrag gemdaB § 17 WGG bzw. einer allfdlligen Kaution in Abzug
gebracht, der bzw. die fUr die notwendige Dauer der Arbeiten vorerst zurickbehalten wird. Ebenso von diesem
RUckzahlungsbetrag in Abzug gebracht werden allenfalls ausstandige Mietzinse und / oder BenUfzungsentgelte.

Weiters nimmt die Mieterin zur Kenntnis, dass seitens der Vermieterin keine Haftung fUr zurGckgelassene Gegen-
st&nde Ubernommen wird und erkldrt die Mieterin, dass bei Beschddigung oder Wegnahme der Gegenstdnde
gegenUber der Vermieterin keinerlei Ersatzanspriche geltend gemacht werden und verpflichtet sich die Miete-
rin weiters, die Vermieterin gegen Schadenersatzanspriche schad- und klaglos zu halten.

Bis zur vollstandigen ErfUllung dieser Verpflichtung der RUckstellung des Mietobjekts im vertragsgemdBen Zustand
bzw. bis zur Herstellung des vertragsgemdaBen Zustands hat die Mieterin ein BenUtzungsentgelt in der Hohe des
ansonsten auflaufenden monatlichen Entgelts zu bezahlen.

2. Von der Mieterin allenfalls vorgenommene Ausbauten, Adaptierungen, zusétzliche Ausstattungen oder An-
derungen der urspringlichen Ausstattung des Mietobjekts (wie z.B. Boden- oder Wandbel&ge, Karniesen, Jalou-
sien, Einbaukichen, efc.) werden, wenn die Vermieterin nicht gemaB § 20 Abs. 5 WGG hierzu verpflichtet ist, bei
Beendigung des Mietverhdltnisses von der Vermieterin nicht abgeldst.

IX. Rucktritt vor Bezug

Der Mieterin steht ein gesetzliches RUcktrittsrecht gemdaB § 5 BTVG zu, wenn die Vermieterin nicht eine Woche
vor Abgabe der Vertragserkl&rung der Mieterin schriftlich alle wesentlichen Informationen Uber den Vertragsin-
halt (§ 4 Abs. 1 BTVG) mitgeteilt hat. Der RUcktritt ist binnen 14 Tagen zu erkléren. Die RUcktrittsfrist beginnt mit
dem Tag, an dem die Mieterin eine Kopie ihrer Vertragserkl@rung mit den wesentlichen Informationen und die
Belehrung Uber das RUckfrittsrecht schriftlich ernélt. Das RUckirittsrecht erlischt jedoch unabhé&ngig davon spaé-
testens sechs Wochen nach Abgabe der Vertragserkl@rung der Mieterin.

Unabhdangig von diesem gesetzlichen Ruckfrittsrecht gilt folgendes:

1. Die Mieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag bis zum Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich

des Mietobjekts zurickzutreten, wenn

. das FldchenmaB des Mietobjekts um mehr als 3 % gegenUber der in 1.3. dieses Vertrags genannten Wohn-
nutzfldche abweicht, was sich die Vermieterin insbesondere aus bau- und bauabwicklungstechnischen
Grinden vorbehalten muss, oder

. sich die Ubergabe des Mietobjekts an die Mieterin um mehr als ein Monat Uber den gemdB IV.1. dieses
Vertrags garantierten, spatesten Termin hinaus verzégen sollte.

2. Die Vermieterin ist berechtigt, von diesem Vertrag zurickzutreten, wenn

. die Mieterin, vor Entstehen der Ubernahmeverpflichtung hinsichtlich des Mietobjekts, den vereinbarten -
entsprechend den Bestimmungen gemadsB 1.4.i.V.m. V.3. fdlligen - Finanzierungsbeitrag trotz Mahnung und
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Setzung einer einmonatigen Nachfrist nicht fristgerecht bezahlf,

o die Mieterin trotz schriftlicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht
Ubernimmt,

o die Mieterin die Voraussetzungen fUr die Wohnbauférderung nicht erfullt.

o die Mieterin die fUr die Wohnbauférderung (MA 50) allenfalls notwendigen Erkl&rungen (insbesondere Uber
die Aufgabe ihrer bisherigen Wohnung), Urkunden und Einkommensnachweise nicht fristgerecht und voll-
sténdig oder nicht den Tatsachen entsprechend abgibt oder erbringt.

3. Die RUckfrittserkl@rung ist dem Vertragspartner schriftlich zu Ubermitteln. Mit Einlangen dieses Schreibens gilt
das Vertragsverhdltnis als aufgeldst.

4. Falls eine Vertragspartei vor Ubergabe oder Ubernahme des Mietobjekts vom Mietvertrag zurlicktritt, ist die

Mieterin verpflichtet,

o unverziglich bereits erteilte, aber noch nicht ausgefUhrte Ausstattungssonderwunschauftrége wiederum
zu stornieren und

. so ferne der RUckiritt aus Grinden erfolgt, die in der Sphdre der Mieterin liegen, auf ihre Kosten bereits
ausgeflhrte Ausstattungssonderwinsche durch dieselben Professionisten wiederum entfernen und den ur-
springlichen, von der Vermieterin vorgesehenen Zustand der Wohnung wiederherstellen zu lassen.

5. Im Falle eines von der Mieterin zu vertretenden RUckiritts hat diese an die Vermieterin als Ersatz deren Auf-
wands, einen einmaligen Verwaltungskostenersatz in Hohe von derzeit € 241,56 zzgl. Umsatzsteuer zu bezahlen.
Dieser Verwaltungskostensatz verdoppelf sich, wenn die Mieterin, aus von ihr zu vertretenden Grinden, das Mie-
tobjekt nach Bekanntgabe des genauen Tages der Ubergabe vom Vertrag zurUcktritt bzw. wenn die Mieterin
trotz schrifflicher Aufforderung zur Ubernahme das fertig gestellte Mietobjekt nicht fristgerecht Obernimmt.

6. Im Falle des RUcktritts sind die von der Mieterin geleisteten Zahlungen fUr den Finanzierungsbeitrag nach
den Bestimmungen des § 17 WGG zurickzuzahlen. Im Falle eines RUcktritts von einem von zwei Personen unter-
fertigten Mietvertrag erfolgt die RUckzahlung von bereits geleisteten Finanzierungsbeifrdgen nur dann, wenn
dieser RUckiritt von beiden Mietern gleichzeitig erfolgt. Bei RUckiritt nur eines Mieters verbleiben die Finanzie-
rungsbeifrdge bis zu einem etwaigen Rucktritt auch des zweiten Mieters bei der Vermieterin und werden sodann
an den zweiten Mieter ausbezahlt.
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X. Allgemeine Vertragsbestimmungen

1. Soweit dieser Mietvertrag auf Mieterseite von mehreren Personen (z.B. Enegatten) abgeschlossen wird, haf-
ten diese fUr die Einhaltung sémtlicher vertraglichen Verpflichtungen zur ungeteilten Hand. Im Falle der Aufkin-
digung des von zwei Personen unterfertigten Mietvertrags erfolgt die RUckzahlung von Beitrdgen gemdaB § 17
WGG nur dann, wenn die KUindigung von Beiden gleichzeitig erfolgt. Bei AufkUndigung nur eines Mieters, die
ausschlieBlich mit Zustimmung der Vermieterin und des verbleibenden Mieters erfolgen kann, verbleibt der Fi-
nanzierungsbeitrag bis zu einer etwaigen Auflésung des Mietverhdlinisses mit dem verbleibenden Mieter bei der
Vermieterin und wird sodann an Lefzteren ausbezahlt.

2. Die Mieterin erklart ausdricklich, eine férderungswirdige Person im Sinne des WWFSG 1989 zu sein und sich
den Bestimmungen und Auflagen des WWFSG 1989 sowie. der Férderungszusicherungen des Landes Wien (siehe
I.1.), zu unterwerfen. Hierzu gehdrt auch die Verpflichtung nach Bezug des geférderten Mietobjekts samtliche
Rechte an Vorwohnungen innerhalb von sechs Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus
beruflichen Grinden dringend bendtigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedigung ihres
dringenden Wohnbedurfnisses regelmdaBig verwendet werden und eine Abtretung des Mietrechts an diese Per-
sonen nicht in Betracht kommt. Uber diese Vorwohnungsaufgabe verpflichtet sich die Mieterin der Vermieterin
einen Nachweis in der, von der MA 50 jeweils geforderten Form zu Gbermitteln.

3. Soweit durch diesen Vertrag nicht abweichend geregelt, gelten fUr dieses Mietverhdltnis die gesetzlichen
Bestimmungen des WGG, des MRG und des WWFSG 1989.

4. Ab dem Zeitpunkt der Ubergabe des Mietobjekts gilt dieses ausschlieBlich als Zustelladresse.

Anl@sslich Beendigung des Mietverhdltnisses, ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin inre Zustelladresse be-
kannt zu geben. Gibt die Mieterin keine Zustelladresse bekannt, kdnnen Zustellungen aller Art weiterhin an die
Adresse des Mietobjekts erfolgen, mit der Wirkung, dass sie der Mieterin als zugekommen gelten.

5. Dem Mieter ist die Haltung von Haustieren untersagt. Unter dieses Verbot fallen nicht artgerecht in Be-
hdaltnissen gehaltene wohnungstbliche ungefahrliche Kleintiere (wie etwa Ziervogel, Zierfische, Hamster, Meer-
schweinchen und kleine Schildkréten) und solche Tiere, auf die die Bewohner aus medizinischen Grinden an-

gewiesen sind (wie etwa Blinden-, Behindertenbegleit- oder Therapiehunde).

Dem Mieter ist es nicht gestattet, in gemeinschaftlich genutzten RGumen (wie etwa Stiegenhdusern, WaschkU-

chen, Aufzigen oder Garagen) zu rauchen.

6. Dieser Vertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon je eine Ausfertigung, fUr die beiden Vertrags-
parteien bestimmt ist.

7. Ium Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bestehen keine mindlichen Nebenabreden.

8. Festgehalten wird, dass nach den derzeitigen Regelungen des WGG kein Anspruch des Mieters auf nach-
trégliche Ubertfragung in das Wohnungseigentum geméB § 15c¢ lit a) WGG besteht.
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XI. Mitgliedschaft

Die Vermieterin kann Wohnungen, Reihen- oder Siedlungshduser, Geschdaftsrumlichkeiten und Heime nur Mit-
gliedern Uberlassen. Die Mieterin verpflichtet sich daher, der Vermieterin als Mitglied beizutreten und die nach
der Satzung vorgeschriebenen vier Geschdaftsanteile & € 21,80 bei Unterfertigung der Beitrittserkl@rung zu erwer-
ben und zu bezahlen. AuBerdem ist eine einmalige BeitrittsgebUhr, welche derzeit € 87,20 betragt, anlésslich des
Beitritts zu bezahlen. Nach Beendigung der Mitgliedschaft sind die Geschdaftsanteile nach den Bestimmungen
der Satzung zurUckzuzahlen, nicht jedoch die BeitrittsgebUhr.

Eine Safzung (Stand: Juni 2018) wurde der Mieterin Ubergeben.

Wien,

heimbau

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

die Vermieterin die Mieterin
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heimbau

Gemeinnutzige Bau-, Wohnungs- und
Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft mbH.
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[. FIRMA UND SITZ DER GENOSSENSCHAFT
§1
Die Genossenschaft fuhrt die Firma
.HEIMBAU*
Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- und
Siedlungsgenossenschaft
reg. Genossenschaft m.b.H.
Sie ist eine Genossenschaft im Sinne des Genossenschaftsgesetzes (GenG) und hat ihren Sitz in
Wien.

II. GEGENSTAND UND ZWECK DES UNTERNEHMENS

§2

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Errichtung und Verwaltung von Wohnungen im
eigenen und fremden Namen sowie die Schaffung von Wohnungseigentum. Dartber hinaus
durfen alle im 8§ 7 Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz (WGG) bezeichneten Geschafte
betrieben werden, sowie die verzinsliche Anlage von Kapitalvermdgen und die entgeltliche
Uberlassung unbeweglichen Vermogens gemaR § 5 Z 10 Korperschaftsteuergesetz 1988 (KSTG
1988). Der Gegenstand des Unternehmens ist auf den Geschéftsbetrieb innerhalb Osterreichs

beschrankt.

(2) Der Zweck des Unternehmens ist darauf gerichtet, den Mitgliedern Wohnungen in normaler
Ausstattung im Sinne des WGG zu angemessenen Preisen zu verschaffen, diese Wohnungen

zu verwalten und auch Wohnungseigentum an ihnen zu begrinden.

Zweckgeschéafte mit Nichtmitgliedern dirfen nur mit den sich aus 8 1 Abs. 1 des GenG

ergebenden Beschrankungen abgeschlossen werden.

(3) Darltber hinaus darf sich das Unternehmen auch gemall § 1 Abs. 2 GenG an juristischen
Personen des Unternehmens-, des Genossenschafts- und des Vereinsrechts, soweit dies nach
den Bestimmmungen des WGG zulassig ist, beteiligen. Zur Erfullung der satzungsméaigen
Aufgaben durfen personenbezogene Daten entsprechend der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und dem Datenschutzgesetz (DSG) EDV-unterstiitzt verarbeitet

werden.



[ll. MITGLIEDSCHAFT
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§3

Mitglieder kbnnen werden:

a) natirliche Personen,

b) juristische Personen und

C) unternehmerisch tatige eingetragene Personengesellschaften.

Die Mitglieder dirfen nicht Gberwiegend aus Angehdérigen des Baugewerbes im Sinne des § 9
WGG bestehen.

§4

Zum Erwerb der Mitgliedschaft ist eine, von dem (der) Beitretenden zu unterzeichnende,
unbedingte Erklarung des Beitrittes erforderlich. In der Beitrittserklarung muss sich das Mitglied
ausdrucklich verpflichten, die Satzung der Genossenschaft einzuhalten, die in der Satzung
bestimmten Einzahlungen auf den Geschéaftsanteil zu leisten, die von der
Generalversammlung festzusetzende Beitrittsgebiihr und die laufenden Beitrage zu leisten
und der Genossenschaft zur Befriedigung ihrer Glaubiger Nachschisse bis zu der in der
Satzung festgesetzten Haftsumme nach dem GenG zu leisten.

Uber die Aufnahme beschlieRt der Vorstand. Lehnt dieser die Aufnahme ab, kann der (die)
Abgewiesene binnen vierzehn Tagen Berufung einbringen, tber die der Aufsichtsrat endgultig
entscheidet.

§5

Jedes Mitglied hat sogleich bei seinem Eintritt seinen Geschaftsanteil zu leisten und eine Bei-
trittsgebuhr zu entrichten, deren Hohe durch Beschluss der Generalversammlung festgesetzt wird.
Erst durch den Vorstandsbeschluss (8 4 Abs. 2) und mit Leistung des Geschaftsanteils und
Entrichtung der Beitrittsgebuhren wird die Mitgliedschaft erworben.

Die Generalversammlung kann auch die Einhebung eines laufenden Beitrages und dessen H6he
beschliellen.

1)

§6

Die Mitgliedschaft erlischt:
a) durch Austritt,
b) durch Ubertragung des Geschéaftsguthabens,
c) durch Ausschlieung,
d) durch Tod,
e) durch Auflésung einer juristischen Person oder einer unternehmerisch tatigen
eingetragenen Personengesellschaft.
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§7

Ein Mitglied kann zum Schluss eines Geschéaftsjahres durch Aufkindigung aus der Genos-
senschaft austreten.

Die Aufkiindigung muss mindestens ein halbes Jahr vorher schriftich an den Vorstand gelangt
sein.

§8

Ein Mitglied kann mit Zustimmung des Vorstandes seinen Geschéaftsanteil Ubertragen. Es haftet
jedoch neben dem Erwerber subsidiar geman § 17.

1)

&)

1)

@
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§9

Stirbt ein Mitglied vor dem 30. September, erlischt die Mitgliedschaft fur Zwecke der Aus-
einandersetzung am Ende des laufenden Jahres, sonst am Ende des folgenden Jahres. Bis zu
diesem Zeitpunkt haben die Erben eine Person namhaft zu machen, welche an Stelle des
Erblassers dessen Geschaftsanteil Ubernimmt und Mitglied wird. Dieser von den Erben
bezeichnete Ubernehmer tritt, wenn er eintrittsberechtigt geman § 14 Mietrechtsgesetz (MRG)
ist und eine schriftiche Ubernahmserklarung abgegeben hat, in die Rechte und Pflichten des
Erblassers an dessen Stelle als Mitglied in die Genossenschaft ein, wenn der Vorstand ihn (sie)
als Mitglied aufnimmt. Die gesetzliche Haftung des Nachlasses beziehungsweise der Erben
wird jedoch hiedurch nicht beruhrt.

Bei der Aufldsung einer juristischen Person oder einer unternehmerisch tatigen eingetragenen
Personengesellschaft erlischt die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschaftsjahres, in dem
die Aufldsung erfolgt ist. Spatestens mit der Loschung im Firmenbuch.

§10

Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft ausgeschlossen werden:

a) wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung unter Androhung der Ausschlielung
nicht innerhalb von drei Monaten die ihm nach Gesetz, Satzung, Vertrag oder
Generalversammlungsbeschlussen der Genossenschaft gegenuber obliegenden
Verpflichtungen erfullt. Dies gilt insbesondere dann, wenn dadurch die Gefahr einer
wesentlichen Beeintrachtigung des Ansehens der Genossenschaft, inrer Leistungsfahigkeit
oder der Belange ihrer Mitglieder herbeigefuhrt wird,

b) wenn es durch ein genossenschaftswidriges Verhalten das Ansehen oder die wirt-
schaftlichen Belange der Genossenschaft oder ihrer Mitglieder schadigt oder zu
schadigen versucht,

c) wenn Uber sein Vermodgen ein Insolvenzverfahren er6ffnet oder ein Insolvenzverfahren
mangels kostendeckenden Vermdgens abgewiesen oder nicht eréffnet wurde,

d) wenn das Mitglied das ihm Uberlassene Nutzungsobjekt nicht selbst mit seiner Familie
bewohnt. Dies gilt nicht fur Mitglieder nach 8 3, Abs. 1, lit. b und c.

Die Ausschliefung erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Der AusschlieBungsbeschluss ist
dem (der) Ausgeschlossenen schriftich ohne Verzug mitzuteilen.

Uber die Berufung des (der) Ausgeschlossenen, die innerhalb eines Monats nach Empfang
der schriftichen Mitteilung tUber die AusschlieBung beim Vorstand mittels eingeschriebenen
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Briefes eingegangen sein muss, entscheidet der Aufsichtsrat endglltig. Zur gultigen
Beschlussfassung ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. Dem (Der) Ausgeschlossenen ist die
Moglichkeit zu geben, sich zu der Ausschliefung zu auliern.

Die Mitgliedschaft des (der) Ausgeschlossenen erlischt mit dem Tage, an dem der Vorstand
die AusschlieBung beschlossen hat, im Falle der Berufung, mit dem Tage der Bestatigung der
Ausschliefung in der Sitzung des Aufsichtsrates. Die Aufhebung der Mitgliedschaft zur
Genossenschaft durch diese bewirkt die Auflosung des Nutzungsvertrages nur dann, wenn
der Grund der Aufhebung der Mitgliedschaft einen wichtigen Grund im Sinne des § 30 MRG
gleichzuhalten ist, der durch gerichtliche Kiindigung geltend gemacht wurde.

§11

Die ausgeschiedenen Mitglieder oder ihre Erben kbnnen - unbeschadet der Bestimmungen
des 8 17 - nur jenen Betrag des Geschaftsguthabens nach MalRgabe des § 10 WGG fordern,
der sich nach der Bilanz des Ausscheidungsjahres ergibt, sonst aber keinen Anteil am
Genossenschaftsvermdgen fordern.

Die Klage des ausgeschiedenen Mitgliedes auf Auszahlung des nicht abgehobenen
Geschaftsguthabens verjahrt nach Ablauf von zwei Jahren nach Erléschen der Haftung.

Nach Ablauf der Verjahrungsfrist verfallen derartige Guthaben zugunsten der Genossen-
schaft.

IV. RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER

1)

)

©)

§12

Die Rechte, die den Mitgliedern in den Angelegenheiten der Genossenschaft nach Gesetz
und Satzung zustehen, werden in der Generalversammlung durch Beschluss der erschienen
und vertretenen Mitglieder ausgeubt.

Die Mitglieder sind berechtigt:

a) an der Generalversammlung teilzunehmen und dabei ihr Stimmrecht auszutiben,

b) am Gewinn gemal 8§ 37 der Satzung teilzunehmen,

c) sich um ein Baurecht, um die Nutzung oder die kaufliche Uberlassung einer Genossen-
schaftswohnung oder eines Siedlungs- oder Reihenhauses der Genossenschaft zu den vom
Vorstand und Aufsichtsrat aufgestellten Bedingungen zu bewerben.

Soweit Zweckgeschafte mit Nichtmitgliedern abgeschlossen werden dirfen, steht ihnen das
Recht gem. Abs. 2, lit. c zu.



§13

Das Recht zur Nutzung oder zum Erwerb einer Genossenschaftswohnung oder eines Siedlungs-
oder Reihenhauses oder eines Baurechtes der Genossenschaft ist, unbeschadet des § 2 Abs. 2
zweiter Satz, durch die Mitgliedschaft bedingt.

§14

An ein Mitglied (auch Ehepaar) darf nur eine geférderte Wohnung oder ein Siedlungs- oder
Reihenhaus zur Nutzung Uubergeben, oder durch Kauf, ins Eigentum oder im Baurecht Ubertragen
werden. Das gilt nicht, wenn das Mitglied eine juristische Person oder ein unter einer
protokollierten Firma gefuhrtes Unternehmen ist, die Finanzierungsbeihilfe geleistet hat. Der Inhalt
des abzuschlieBenden Nutzungsvertrages wird nach den von der Genossenschaft
anzuwendenden Verwaltungsgrundsatzen unter Beachtung der Vorschriften des WGG von
Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung festgesetzt.

§15
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet:

a) fur die Nutzung oder den Erwerb einer Genossenschaftswohnung, oder eines Siedlungs-
oder Reihenhauses oder die Inanspruchnahme der Gemeinschaftseinrichtungen der
Genossenschaft die dafir festgesetzten Entgelte (Preise) zu entrichten,

b) die Beitrage und Eintrittsgebihren gemal 8§ 5 zu zahlen,

c)den in der Satzung begrindeten Anordnungen des Vorstands und den
Generalversammlungsbeschliissen Folge zu leisten,

d) die Einzahlungen auf den ersten Geschaftsanteil oder die Ubernommenen weiteren
Geschaftsanteile gemal § 16 der Satzung fristgemal zu leisten,

e) erforderlichenfalls am Verlust geman § 38 der Satzung teilzunehmen,

f) fur die Erfullung der Verbindlichkeiten der Genossenschaft nach den Bestimmungen des
Genossenschaftsgesetzes mit der Haftsumme (8 17 der Satzung) einzustehen,

g) die ihnen von der Genossenschaft Uberlassenen Wohnungen oder Siedlungs- oder
Reihenhauser (Eigenheim) selbst oder mit ihren Familienangehoérigen zu bewohnen. Wird
diese Verpflichtung nicht eingehalten, kann das Mitglied gemal § 10 ausgeschlossen und,
vorbehaltlich anderer gesetzlicher Bestimmungen (vgl. § 10 Abs. 4), die ihm zur Nutzung
Uberlassene Wohnung oder das Siedlungs- oder Reihenhaus gekiindigt werden.

(2) Die Verpflichtungen nach Abs. 1, lit. @) hinsichtlich des Nutzungsentgelts und nach Abs. 1, lit.
g) erster Satz und zweiter Halbsatz des zweiten Satzes gelten auch fir Nichtmitglieder, mit
denen ein Nutzungsvertrag besteht.



V. GESCHAFTSANTEIL, GESCHAFTSGUTHABEN UND HAFTUNG
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Der Geschaftsanteil wird auf € 21,80 festgesetzt; er ist beim Eintritt voll einzuzahlen.

Der Vorstand bestimmt die Anzahl der Geschéaftsanteile, die ein Mitglied zum Erwerb eines
Rechtes nach § 13 ibernehmen muss.

Die auf die Geschaftsanteile geleisteten Zahlungen zuziglich der Zuschreibungen von
bilanzmagRigen Gewinnen und abziglich etwaiger Abschreibungen von bilanzméagigen
Verlusten bilden nach MalRgabe des 8 10 WGG das Geschaftsguthaben eines Mitgliedes.

Das Geschaftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist, von der
Genossenschaft nicht zurlickgezahlt oder im geschaftlichen Betrieb zum Pfande genommen,
auch von dem Mitglied ohne Zustimmung des Vorstandes weder abgetreten noch
verpfandet werden.

§17

Die Haftung der Mitglieder fur die Verbindlichkeiten der Genossenschaft ist beschrankt. Jedes
Mitglied haftet im Falle eines Konkurses oder der Liquidation nicht nur mit seinen
Geschaftsanteilen, sondern auch noch mit einem weiteren Betrag in der Hohe der Uber-
nommenen Geschaftsanteile.

Die Forderungen an ein Mitglied aus seiner Deckungspflicht verjahren in drei Jahren ab dem
im § 78 GenG bestimmten Zeitpunkt.

Die Haftung eines ausgeschiedenen Mitgliedes oder seiner Erben endet erst 3 Jahre nach
Ablauf des Geschéaftsjahres, in dem das Mitglied ausgeschieden ist.

Das Geschaftsguthaben des ausgeschiedenen Mitgliedes darf erst 1 Jahr nach Ablauf des
Geschaftsjahres ausgezahlt werden, in dem das Mitglied ausgeschieden ist.

VI. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT

§18

Die Genossenschaft hat folgende Organe:

a) den Vorstand,
b) den Aufsichtsrat und
c) die Generalversammlung
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§19

Die Geschaftsfihrung und Verwaltung missen den Grundsatzen der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmé&gigkeit entsprechen. Die Mitglieder der Organe und die
Angestellten der Genossenschaft durfen nur Beziige und Entschadigungen erhalten, die in
einem angemessenen Verhaltnis zur finanziellen Leistungskraft der Genossenschaft und auch
im Verhaltnis zu marktiblichen angemessenen Bedingungen stehen.

Angehdrige des Baugewerbes im Sinne des § 9 WGG dirfen keinen tberwiegenden Einfluss
auf die Fihrung der Geschafte der Genossenschaft haben. Demgeman dirfen Angehorige
des Baugewerbes in der Generalversammlung, im Vorstand oder im Aufsichtsrat Gber nicht
mehr als ein Viertel der Stimmen verfigen.

Rechtsgeschafte, welche die Vermbdgensverwaltung betreffen oder welche nach § 7 WGG
zulassig sind, durfen

a) mit Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates, die Angehorige des Baugewerbes
im Sinne des § 9 WGG sind, sowie deren nahen Angehdrigen im Sinne des 8§ 9a Abs. 4 WGG
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit nicht abgeschlossen werden;

b) mit anderen Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates bei sonstiger
Rechtsunwirksamkeit nur abgeschlossen werden, wenn der Aufsichtsrat dem
Vertragsabschluss einstimmig zugestimmt hat; dies gilt auch bei Rechtsgeschaften mit deren
nahen Angehdrigen im Sinne des 8 9a Abs. 4 WGG.

Hat der Aufsichtsrat dem Vertragsabschluss einstimmig zugestimmt, dirfen Rechtsgeschafte
von Mitgliedern des Vorstandes oder des Aufsichtsrates, die nicht Angehorige des
Baugewerbes im Sinne des 8§ 9 WGG sind, sowie von deren nahen Angehdérigen (89a Abs. 4
WGG) mit Beteiligungsgesellschaften der Genossenschaft gemal § 7 Abs. 4 und 4b WGG bei
sonstiger Rechtsunwirksamkeit abgeschlossen werden.

Die Genehmigung fir ein Rechtsgeschéaft tber die Vergabe von Wohnungen mit einer der in
8§ 9a Abs. 2 oder 2a WGG genannten Personen oder mit deren nahen Angehdérigen im Sinne
des 8§ 9a Abs. 4 WGG darf daruber hinaus nur bei Vorliegen eines geeigneten Nachweises,
dass der (die) Wohnungswerber(in) die Wohnung zur regelmaRigen Deckung seines (ihres)
Wohnbedirfnisses oder seiner (ihrer) nahen Angehorigen verwenden wird, erteilt werden.

Alle nach § 9a Abs. 2 und 2a WGG vom Aufsichtsrat genehmigten Rechtsgeschéafte sind dem
Revisionsverband anzuzeigen und ist Uber diese Rechtsgeschafte ein jahrlicher ,,Compliance-
Bericht* zu erstellen.

VIl. VORSTAND

(€]

§20

Der Vorstand besteht aus:
dem (der) Obmann (Obfrau), dem (der) Obmann(Obfrau)stellvertreter(in) und aus
mindestens einem weiteren Mitglied.



(2)

®3)

(4)

®)

(€]

&)

©)
C)

Er (Sie) wird durch die Generalversammlung aus den Mitgliedern gewahlt. Die Funktionsdauer
betragt drei Jahre. Nach Ablauf der Funktionsdauer sind Neuwahlen erforderlich, wobei auch
die Wiederwabhl zul&ssig ist.

Die Legitimation der Vorstandsmitglieder wird durch die Uber die Wahlhandlung aufzu-
nehmende Niederschrift der Generalversammlung nachgewiesen.

Der Aufsichtsrat ist befugt, Mitglieder des Vorstandes vorlaufig, bis zur Entscheidung der
Generalversammlung, von ihren Geschéaften zu entheben und wegen der einstweiligen
Fortfihrung der Geschafte das Erforderliche zu veranlassen. Ein Beschluss tber die vorlaufige
Enthebung von der Geschaftsfihrung bedarf einer Mehrheit von drei Viertel der anwesenden
Aufsichtsratsmitglieder. Die Generalversammlung ist unverziglich einzuberufen. Den
abberufenen Vorstandsmitgliedern ist Geh6r zu geben.

Anstellungsvertrage mit einem Vorstandsmitglied sollen nur mit einem beiderseitigen
Kindigungsrecht unter Einhaltung einer Kindigungsfrist von hochstens sechs Monaten
abgeschlossen werden.

§21

Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und auRergerichtlich. Er hat die ihm
obliegenden Pflichten mit der Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers zu erflllen und die
Beschrankungen einzuhalten, die durch Gesetz, Satzung und eine von der
Generalversammlung zu genehmigende Geschaftsanweisung festgesetzt sind.

Der Vorstand ist beschlussfahig bei Anwesenheit von mindestens der Halfte der Mitglieder.
Unter diesen muissen jedenfalls der (die) Obmann (Obfrau) oder sein(e) (ihr(e))
Stellvertreter(in) sein. Die Beschlisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der (Die)
Vorsitzende stimmt mit. Bei Stimmengleichheit gilt die Meinung, welcher der (die) Vorsitzende
beigetreten ist. Niederschriften tiber Beschlisse sind in ein Buch einzutragen oder einzukleben
oder auf eine andere Art gesichert und nummeriert aufzubewahren und von den dabei
mitwirkenden Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben.

Prokuristen(innen) werden vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates bestellt.
Die Zeichnung der Firma der Genossenschaft geschieht in der Weise, dass der (die) Obmann
(Obfrau) und sein(e) (ihr(e)) Stellvertreter(in) gemeinsam oder eine(r) von ihnen mit einem

anderen Vorstandsmitglied oder einem(r) Prokuristen(in) der Firma ihre Unterschrift hinzufugen.

§ 22

Der Vorstand kann folgende Geschafte nur mit Zustimmung des Aufsichtsrates vornehmen:

a)

b)

den Erwerb  und die VerauBRerung von Beteiligungen im  Sinne  des
§ 228 Unternehmensgesetzbuch (UGB) sowie den Erwerb, die Veraullerung und die
Stilllegung von Unternehmen und Betrieben,

den Erwerb, die Veraulierung und die Belastung von Liegenschaften und Baurechten,
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die Errichtung und die SchlieBung von Zweigniederlassungen,

Investitionen, die bestimmte Anschaffungskosten im Einzelnen und insgesamt in
einem Geschaftsjahr Ubersteigen,

die Aufnahme von Darlehen und Krediten, die einen bestimmten Betrag im Einzelnen und
insgesamt in einem Geschaftsjahr Gbersteigen,

die Gewéahrung von Darlehen und Krediten, soweit sie nicht zum gewdhnlichen
Geschaftsbetrieb gehort,

die Gewahrung von Krediten, die ein Monatsgehalt Ubersteigen und die Gewahrung von
Pensionszusagen an leitende Angestellte,

die Aufnahme und Aufgabe von Geschaftszweigen und Produktionsarten,

die Festlegung allgemeiner Grundsatze der Geschéaftspolitik,

die Erteilung der Prokura und

die Ubernahme einer leitenden Stellung in der Genossenschaft innerhalb von zwei Jahren
nach Zeichnung des Bestatigungsvermerks durch den Abschlussprifer (Revisor), durch den
Konzernabschlussprifer (Revisor), durch den Abschlussprifer (Revisor) eines bedeutenden
verbundenen Unternehmens oder durch den, den jeweiligen Bestatigungsvermerk
unterzeichnenden Wirtschaftspriufer sowie eine fur ihn tatige Person, die eine maligebliche
leitende Funktion bei der Prifung ausgelbt hat, soweit dies nicht gemaR 8§ 271c UGB
untersagt ist.

Zu den in a) und b) genannten Geschaften kann der Aufsichtsrat Betragsgrenzen festsetzen; zu
den in d), e) und f) genannten Geschéaften hat der Aufsichtsrat Betragsgrenzen festzusetzen.

VIII. AUFSICHTSRAT

1)

)

3

(4)

§23

Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern und drei Ersatzmitgliedern, die
persdnlich der Genossenschaft als Mitglieder angehdren mussen. Die Ersatzmitglieder tben
inre Funktion erst ab dem Zeitpunkt aus, in welchem ein gewahltes Aufsichtsratsmitglied
austritt oder selbst ausscheidet.

Durch Beschluss der Generalversammlung kann die Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrates
erh6ht werden. Sie muss durch drei teilbar sein.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden von der Generalversammlung fur drei Jahre
gewahlt. Aufsichtsratsmitglieder durfen weder dem Vorstand angehéren noch dauernd
Stellvertreter von Vorstandsmitgliedern, noch Geschaftsfihrer einer Tochtergesellschaft der
Genossenschaft sein. Sie durfen auch nicht als Angestellte der Genossenschaft oder einer
Tochtergesellschaft Geschafte der Genossenschaft oder einer Tochtergesellschaft fihren.
Ehemalige Vorstandsmitglieder dirfen erst nach ihrer Entlastung in den Aufsichtsrat gewahlt
werden.

Alljahrlich scheidet ein Drittel der Mitglieder aus und ist durch Neuwabhlen zu ersetzen. In den
beiden ersten Jahren entscheidet Uber den Austritt das Los, spater die Amtsdauer.
Wiederwahl ist zulassig. Scheiden Mitglieder des Aufsichtsrates vorzeitig aus, so erfolgt
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eine Ersatzwahl in der nachsten ordentlichen Generalversammlung nur fur die Amtsdauer der
ausgeschiedenen Mitglieder.

Sinkt die Mitgliederzahl des Aufsichtsrates durch vorzeitiges Ausscheiden oder durch
dauernde Behinderung von Mitgliedern unter die zur Beschlussfahigkeit erforderliche Anzahl,
so muss zur Vornahme von Ersatzwahlen eine Generalversammlung ohne Verzug einberufen
werden. Ersatzwahlen erfolgen nur fur die Amtsdauer der ausgeschiedenen Mitglieder.

Der Aufsichtsrat wahlt nach Neuwahlen aus seiner Mitte einen (eine) Vorsitzende(n), eine(n)
Schriftfihrer(in) und deren Stellvertreter(innen).

§24

Die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates werden durch das Gesetz, die Satzung und eine
von der Generalversammlung zu genehmigende Geschaftsanweisung bestimmt. Die Kosten
fur die Tatigkeit des Aufsichtsrates dirfen jahrlich 2 % der in der Gewinn- und Verlustrechnung
ausgewiesenen Verwaltungskosten nicht tberschreiten.

Der Aufsichtsrat hat den Vorstand bei seiner Geschaftsfuhrung in allen Zweigen der
Verwaltung dauernd zu Uberwachen. Er muss sich zu diesem Zweck Uber den Gang der
Angelegenheiten der Genossenschaft stets unterrichtet halten.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben die Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers
anzuwenden. Sie kdnnen ihre Obliegenheiten nicht anderen Personen Ubertragen.

Der Aufsichtsrat soll bei Verbandsprifungen vertreten sein; er hat nach Prifungen in der
nachsten Generalversammlung tber das Ergebnis zu berichten und sich Gber den Bericht des
Prufungsverbandes zu erklaren. Uber begriindetes Verlangen des Prifers ist der Aufsichtsrat
verpflichtet durch mindestens ein Mitglied an der Prifung teilzunehmen.

§25

Der Aufsichtsrat halt nach seiner Geschéaftsanweisung regelmalige, mindestens viertel-
jahrliche Sitzungen ab. Aullerordentliche Sitzungen finden nach Bedarf statt. Sie mussen
stattfinden, wenn der Vorstand oder ein Mitglied des Aufsichtsrates dies unter Angabe des
Zwecks und der Griinde beantragt.

Die Sitzungen werden vom (von der) Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und geleitet,
bei Verhinderung wird er (sie) durch seine(n) (ihre(n)) Stellvertreter(in), bei dessen (deren)
Verhinderung durch das an Lebensjahren alteste Mitglied vertreten.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig bei Anwesenheit von mehr als der Halfte seiner Mitglieder.
Die Beschlisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der (Die) Vorsitzende stimmt
mit. Bei Stimmengleichheit gilt die Meinung, welcher der (die) Vorsitzende beigetreten ist.

Uber die Beschliisse ist eine Niederschrift anzufertigen, die in ein Buch einzutragen oder
einzukleben oder sonst wie gesichert und nummeriert aufzubewahren ist und vom (von der)
Vorsitzenden und dem (der) Schriftfiihrer(in) zu unterschreiben ist.
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(5) Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden vom (von der) Vorsizenden oder bei seiner
(ihrer) Verhinderung von seinem(r) (inrem(r)) Stellvertreter(in) vollzogen.

(6) Der Vorstand hat in der Regel an den Sitzungen des Aufsichtsrates teilzunehmen und alle
gewdunschten Auskinfte zu erteilen. Er hat dabei kein Stimmrecht.

§ 26

Der Vorstand und der Aufsichtsrat beraten und beschlielen in gemeinsamer Sitzung auller Uber
die sonst in dieser Satzung (insbesondere § 22) genannten Angelegenheiten tber:

a) die Grundsatze fur die Zuteilung und die Nutzung der Genossenschaftswohnungen, die
Berechnung der Nutzungsgebihren sowie fir den Erwerb einer Eigentumswohnung,

b) die Grundsatze der Anlegung und Sicherstellung verfiigbarer Gelder,

c) den Abschluss von Vertragen mit wiederkehrenden Leistungen, insbesondere aber von
Anstellungsvertragen ab der Beschaftigungsgruppe V des Kollektivvertrages fur die
Angestellten der gemeinniitzigen Wohnungswirtschaft Osterreichs,

d) die Einleitung und Durchfiihrung von Prozessen und sonstigen Streitverfahren, die in erster
Instanz in die Zustandigkeit eines Gerichtshofes fallen,

e) die Vorbereitung der Vorlagen an die Generalversammlung, besonders soweit sie den
Lagebericht, den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang), die
Verteilung des Gewinnes oder die Deckung des Verlustes, die Entnahme aus der
satzungsmagigen Rucklage, die Geschaftsanweisungen fur den Vorstand und den
Aufsichtsrat betreffen,

f) den Revisionsbericht.
§ 27

(1) Gemeinsame Sitzungen des Vorstandes und des Aufsichtsrates sollen regelmagig, mindestens
vierteljahrlich, abgehalten werden. Die Sitzungen werden nach Anhodrung des Vorstandes
von dem (der) Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder bei seiner (ihrer) Verhinderung von
seinem(r) (ihrem(r)) Stellvertreter(in) einberufen und geleitet. Sie sind auf Verlangen des
Prafungsverbandes zur Erorterung der Lage der Genossenschaft einzuberufen.

(2) Zur Beschlussfahigkeit der gemeinsamen Sitzungen ist erforderlich, dass jedes der Organe fir
sich beschlussfahig ist. Die Beschlussfassung muss von jedem Organ fur sich vorgenommen
werden. Antrdge, deren Annahme nicht jedes der beiden Organe satzungsgemaf
beschliel3t, gelten als abgelehnt.

(3) Uber die Beschlisse der gemeinsamen Sitzungen ist vom (von der) Schriftfihrer(in) des

Aufsichtsrates oder seinem(r) (ihrem(r)) Stellvertreter(in) eine Niederschrift anzufertigen, die in
ein Buch einzutragen oder einzukleben oder auf eine andere Art gesichert und
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nummeriert aufzubewahren und von dem (der) Vorsitzenden, dem (der) SchriftfGhrer(in) und
einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist.

GENERALVERSAMMLUNG
§28

In der Generalversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Das Stimmrecht kann persénlich
oder durch eine(n) schriftich Bevollmachtigte(n) ausgeubt werden.

Handlungsunfahige tben ihr Stimmrecht durch ihre gesetzlichen Vertreter, juristische Personen
und unternehmerisch tatige eingetragene Personengesellschaften sowie mehrere Erben
eines verstorbenen Mitgliedes durch eine mit einer schriftichen Vollmacht versehene Person
aus. Verhinderte Mitglieder kbnnen ein Genossenschaftsmitglied oder den Ehegatten (die
Ehegattin) durch schriftiche Vollmacht mit ihrer Vertretung betrauen. Ein(e)
Bevollmachtigte(r) kann nicht mehr als funf Mitglieder vertreten.

§29

Die ordentliche Generalversammlung muss in den ersten acht Monaten jedes Kalenderjahres
stattfinden.

Der Vorstand hat der ordentlichen Generalversammlung den Jahresabschluss (Bilanz und
Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) sowie einen Lagebericht mit den Anmerkungen
des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat vor Genehmigung des Jahresabschlusses
Uber die Prifung dieser Vorlagen der Generalversammlung Bericht zu erstatten.

AuRerordentliche Generalversammlungen sind, abgesehen von den im GenG oder in dieser
Satzung ausdricklich bestimmten Fallen, einzuberufen, sooft es erforderlich ist, insbesondere
wenn der Prifungsverband die Einberufung zur Besprechung des Prifungsberichtes oder zur
Erorterung der Lage der Genossenschatft fur erforderlich halt.

Eine aulRerordentliche Generalversammlung muss ohne Verzug einberufen werden,

a) wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder auf die Halfte sinkt,

b) wenn die Bestellung eines Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedes widerrufen werden soll,

c) wenn mindestens 400 Genossenschaftsmitglieder in einer von ihnen unterschriebenen
Eingabe unter Anfihrung des Zweckes und der Griinde die Einberufung verlangen; sinkt
die Anzahl der Genossenschaftsmitglieder unter 8.000, muss die Eingabe von mindestens 5
% der Genossenschaftsmitglieder unterschrieben sein.

§30

Die Generalversammlungen werden in der Regel vom Vorstand, allenfalls durch den
Aufsichtsrat einberufen (§ 24 e des GenG).
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Die Einladung zur Generalversammlung erfolgt unter Angabe der Gegenstande der
Tagesordnung durch eine an die Mitglieder, deren Anschrift in der ,Heimbau“ aufliegt,
abgesandte schriftiche Mitteilung - sowie durch einmalige Bekanntmachung in der ,,Wiener
Zeitung“. Die Einladung wird in der im § 21 Abs. 4 vorgeschriebenen Form unterzeichnet.
Zwischen dem Tage der Generalversammlung und dem Tage der Absendung des die
Einladung enthaltenden Schreibens muss ein Zeitraum von mindestens zehn Tagen liegen.

Wabhlvorschlage fur die zur Wahl anstehenden Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder missen
spatestens 7 Tage vor der Generalversammlung schriftich bei der Genossenschaft
eingebracht werden.

Wenn mindestens 400 Mitglieder in einer von ihnen unterschriebenen Eingabe unter
Anfiuhrung des Zweckes und der Grinde die Beschlussfassung Uber bestimmte, zur
Zustandigkeit der Generalversammlung gehérende Gegenstande verlangen, so miussen
diese auf die Tagesordnung gesetzt werden. Sinkt die Anzahl der Genossenschaftsmitglieder
unter 8.000, muss die Eingabe von mindestens 5 % der Genossenschaftsmitglieder
unterschrieben sein.

Nur Uber Gegenstdnde der Tagesordnung kénnen Beschllsse gefasst werden. Ausge-
nommen hievon sind Beschllsse Uber die Leitung der Versammlung und Uber Antrage auf
Einberufung einer aullerordentlichen Generalversammlung.

Die Landesregierung (Aufsichtsbehoérde) ist so zeitgerecht von der Anberaumung einer
Generalversammlung zu verstandigen, dass sie zu dieser eine(n) Vertreter(in) ohne
Stimmrecht entsenden kann; der/die Vertreter(in) ist auf sein/ihr Verlangen zu horen.

§31

Die Generalversammlung wird, abgesehen von dem im § 24 e des GenG vorgesehenen Fall,
vom (von der) Obmann (Obfrau) oder bei seiner (ihrer) Verhinderung vom (von der)
Obmannstellvertreter(in) geleitet. Sind beide verhindert, so hat das an Jahren alteste
anwesende Mitglied des Aufsichtsrates die Versammlung zu erdffnen und eine(n)
Versammlungsleiter(in) wahlen zu lassen. Der (die) Versammlungsleiter(in) ernennt eine(n)
Schriftfihrer(in) sowie die erforderliche Anzahl von Stimmenz&ahlern.

Nach Ermessen des (der) Versammlungsleiters(in) wird geheim durch Stimmzettel oder offen,
durch Erheben der Hand oder Erheben der Stimmkarte oder Aufstehen und Sitzenbleiben
abgestimmt. Bei Stimmengleichheit gilt jener Antrag als angenommen, dem der
Versammlungsleiter beigetreten ist.

Bei Wahlen in den Vorstand und in den Aufsichtsrat wird Uber jede Funktion einzeln durch
Stimmzettel geheim abgestimmt. Das Wahlgeheimnis ist von den Mitgliedern zu wahren,
denen dafur auch Wahlzellen zur Verfugung gestellt werden. Die Generalversammlung hat
die Moglichkeit Uber Antrag eines Mitgliedes eine andere Abstimmungsart zu beschlielen.
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Eine Person gilt fur die beworbene Funktion bereits im ersten Wahlgang als gewahlt, wenn er
(sie) mehr als die Halfte aller abgegebenen Stimmen (absolute Mehrheit) erhalten hat. Hat
kein Bewerber die absolute Mehrheit erreicht, ist ein zweiter Wahlgang durchzufiuhren. Der
zweite Wahlgang wird als Stichwahl zwischen den beiden Bewerbern mit den meisten
Stimmen aus dem ersten Wahlgang ausgetragen. Bei Stimmengleichheit im zweiten
Wahlgang entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende Los.

Die Tagesordnung und die Beschlisse der Generalversammlung sind in ein Protokollbuch
einzutragen oder einzukleben oder sonst wie gesichert und nummeriert aufzubewahren. Bei
Wahlen sind die Zahl und die Verteilung der abgegebenen Stimmen anzugeben. Die
Niederschrift ist vom/von der Versammlungsleiter(in), der/die die Versammlung zuletzt geleitet
hat, dem/der Schriftfthrer(in) und zwei weiteren gewahlten Teilnehmern der
Generalversammlung (Beglaubigern) zu unterschreiben.

§32
Beschlussfassung der Generalversammlung unterliegen nur:

der Bericht Uber die gesetzliche Prifung,

die Genehmigung und Bekanntmachung des Jahresabschlusses (Bilanz, Gewinn und
Verlustrechnung und Anhang) und des Lageberichtes, die Verwendung des Gewinnes

oder die Deckung des Verlustes, die Verwendung der satzungsmaligen Rucklage sowie die
Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,

die Wahl von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern und der Widerruf der Bestellung von
Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern,

die Genehmigung der Geschéaftsanweisungen fir den Vorstand und den Aufsichtsrat,

die Verfolgung von Rechtsanspriichen gegen Mitglieder des Vorstandes oder Aufsichtsrates
und die Wahl der Bevollméachtigten zur Filhrung von Prozessen gegen Aufsichtsratsmitglieder,
die Anderung der Satzung und die Aufldsung der Genossenschaft,

die Wahl der Niederschriftsbeglaubiger,

die Festsetzung der Hohe der einmaligen Beitrittsgebihr,

die Festsetzung eines laufenden Beitrages und dessen Hohe.

§33

Falls das Gesetz oder die Satzung nichts anderes bestimmen, ist jede Generalversammlung
beschlussfahig, wenn wenigstens der zehnte Teil der Mitglieder anwesend oder vertreten ist.

Die Beschlisse der Generalversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit der
erschienenen und vertretenen Mitglieder gefasst.

Die Anderung der Satzung sowie die Auflésung der Genossenschaft konnen nur mit einer
Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.
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(4) Ein Beschluss Uber die Auflosung der Genossenschaft kann nur gefasst werden, wenn
mindestens die Halfte aller Mitglieder in der Generalversammlung anwesend oder vertreten
ist. Trifft das in der ersten Versammlung nicht zu, so ist mit einem Zwischenraum von
mindestens zwei und hochstens vier Wochen eine zweite Generalversammlung anzube-
raumen, die ohne Ricksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder mit einer Mehrheit von
drei Viertel der Erschienenen die Auflosung gultig beschliefen kann.

(5) Im Fall der Beschlussunfahigkeit der Generalversammlung kann Uber die in der Tagesordnung
angekindigten Gegenstande, ausgenommen die Auflosung (Abs. 4), nach Abwarten einer
halben Stunde ohne Ricksicht auf die Anzahl der anwesenden oder vertretenen Mitglieder
beschlossen werden. Die Einladung zur Generalversammlung hat hierauf ausdricklich
hinzuweisen.

X. JAHRESABSCHLUSS
§34

(1) Das Geschaftsjahr fallt mit dem Kalenderjahr zusammen. Das erste Geschaftsjahr lauft von
dem Tag der Eintragung der Genossenschaft bis zum Ende desselben Kalenderjahres.

(2) Fur den Schluss eines jeden Geschéaftsjahres hat der Vorstand ein Inventar als eine Grundlage
fur die Bilanz aufzustellen und die Buicher abzuschlielRen.

(3) Nach Ablauf jedes Geschaftsjahres hat der Vorstand fur dieses einen Jahresabschluss (Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang), nach MaRgabe der gesetzlichen Vorschriften
und der Verordnungen, die aufgrund des 8§ 23 Abs. 2 und Abs. 4 WGG erlassen wurden
(Gebarungsrichtlinienverordnung - GRVO, Bilanzgliederungsverordnung - BGVO,
Rechnungslegungsrichtlinien), aufzustellen und gleichzeitig einen Lagebericht Uber das
vergangene Geschéaftsjahr vorzulegen, in dem der Geschéaftsverlauf und die Lage der
Genossenschaft darzulegen und auch Uber die Vorgange von besonderer Bedeutung, die
nach dem Schluss des Geschéaftsjahres eingetreten sind sowie Uber die voraussichtliche
Entwicklung zu berichten ist. Im Anhang ist der Jahresabschluss zu erlautern, wobei auch
wesentliche Abweichungen vom vorherigen Jahresabschluss zu erlautern sind. Im
Jahresabschluss und Lagebericht sind auch die in § 22 Abs. 2 GenG vorgesehenen Angaben
zu bertcksichtigen.

(4) Das Inventar, der Jahresabschluss und der Lagebericht mit dem Vorschlag zur Verwendung
des Gewinnes oder zur Deckung des Verlustes missen bis zum 31. Mai jedes Jahres dem
Aufsichtsrat zur Prifung vorgelegt werden.

(5) FUr den Ansatz der einzelnen Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung gelten
die Bestimmungen der 88 195 bis 211 UGB und der BGVO.
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§35

Der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und der Lagebericht sind
nach Prifung durch den Aufsichtsrat zusammen mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates und der
Kurzfassung des Revisionsberichtes gemalR 8 5 Abs. 2 Genossenschaftsrevisionsgesetz 1997
(GenRevG 1997) spatestens zehn Tage vor der Generalversammlung in der Geschaftsstelle der
Genossenschaft zur Einsicht durch die Mitglieder aufzulegen; sie sollen méglichst jedem Mitglied
in Abdruck zugesandt oder im "Mitgliederbereich" der Homepage der "Heimbau" bereitgestellt
werden. Sodann werden sie mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates und den Vorschlagen uber
die Verteilung des Gewinnes oder die Deckung des Verlustes der Generalversammlung zur
Beschlussfassung und Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates vorgelegt.

XI. RUCKLAGEN, GEWINNVERTEILUNG UND VERLUSTDECKUNG
§ 36

(1) Es sind die satzungsmalliige Riucklage und andere (freie) Rucklagen zu bilden. In die
satzungsmafige Ricklage fliekRen die Beitrittsgeblhren, Zuwendungen, soweit sie nicht
zweckgebunden sind, der Bilanzgewinn des ersten Geschéaftsiahres und fortlaufend
mindestens 10 % des jeweiligen Gewinnes, bis die satzungsmalliige Ricklage 50 % des
Gesamtbetrages der Haftsummen erreicht hat.

(2) Der nicht der satzungsmaligen Riucklage zugewiesene oder nach § 37 Abs. 1 verteilte
Bilanzgewinn ist den anderen (freien) Ricklagen zuzufuhren.

(3) Welche Betrage aus dem Bilanzgewinn den Ricklagen zugewiesen werden sollen, beschlief3t
die Generalversammlung unter Beriicksichtigung der Abs. 1 und 2.

(4) Zur Deckung eines sich aus der Bilanz ergebenden Verlustes dienen die gebildeten
Rucklagen.

(5) Uber die Verwendung der satzungsmaRigen Riicklage beschlielt die Generalversammlung.
Uber die Verwendung aller anderen Riicklagen beschlieRen Vorstand und Aufsichtsrat in
gemeinsamer Sitzung.

(6) Alle Rucklagen durfen nur fur den in 8 2 der Satzung bezeichneten gemeinnutzigen Zweck
verwendet werden.

§37

(1) Der Bilanzgewinn kann nach Abzug der Zuweisungen an die Rucklagen unter die Mitglieder
als Gewinn verteilt werden. Die Verteilung erfolgt nach dem Verhaltnis der
Geschaftsguthaben bei Beginn des Geschaftsjahres, fur das die Bilanz aufgestellt ist. Vom
jahrlichen Gewinn darf geméalR 8 10 WGG nur ein Betrag ausgeschuttet werden, der,
bezogen auf die Summe der eingezahlten Geschaftsanteile, den Zinssatz gemal 8 14 Abs. 1 Z
3 WGG nicht Ubersteigt.
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(2) Sonstige Vermogensvorteile, die nicht als angemessene Gegenleistung flur besondere
geldwerte Leistungen anzusehen sind, durfen den Mitgliedern nicht zugewendet werden.

(3) Uber die Form der Auszahlung falliger Gewinnanteile entscheidet die Generalversammlung,
die die Gewinnverwendung beschlielit.

§ 38

Ergibt sich am Schluss des Geschéaftsjahres ein Verlust, so hat die Generalversammlung zu
bestimmen, wie weit die Riicklagen oder nach Ausschopfung dieser die Geschaftsguthaben der
Mitglieder durch Abschreibung zur Deckung herangezogen werden sollen. Die Abschreibung von
den Geschaftsguthaben erfolgt im Verhaltnis zur Hohe der satzungsmaligen Mindestzahlungen.
Nach erfolgter Abschreibung wird bis zur Erreichung des vollen Geschaftsanteiles ein
Gewinnanteil nicht ausgezahlt.

XIl. BEKANNTMACHUNGEN
§39

(1) Von der Genossenschaft ausgehende Bekanntmachungen werden unter der Firma der
Genossenschaft veroffentlicht und in der im 8 21 Abs. 4 vorgeschriebenen Form unter-
zeichnet. Die vom Aufsichtsrat ausgehenden Bekanntmachungen werden unter Nennung
des Aufsichtsrates vom (von der) Vorsitzenden oder bei Verhinderung von seinem(r) (ihrem(r))
Stellvertreter(in) gezeichnet.

(2) Die Bekanntmachungen werden, mit Ausnahme der Einladungen zur Generalversammliung,
in der Zeitschrift des Osterreichischen Verbandes gemeinnitziger Bauvereinigungen -
Revisionsverband in Wien und auf der Homepage der "Heimbau" veréffentlicht.

XlI. PRUFUNG DER GENOSSENSCHAFT, PRUFUNGSVERBAND
§ 40

(1) Zur Feststellung der wirtschaftichen Verhaltnisse und der Ordnungsmagigkeit der
Geschaftsfuhrung sind die Einrichtungen, die Vermdgenslage sowie die Geschaftsfuhrung der
Genossenschaft nach den Bestimmungen des GenRevG 1997 zu prufen. Die Genossenschaft
unterliegt der laufenden Aufsicht gemaR § 29 WGG.

(2) Die Genossenschaft ist zu diesem Zwecke Mitglied des Priifungsverbandes ,,Osterreichischer
Verband gemeinnitziger Bauvereinigungen - Revisionsverband* in Wien.

(3) Auf Verlangen der Landesregierung (Aufsichtsbehorde) oder des Prifungsverbandes hat sich
die Genossenschaft auch auBerordentlichen Prifungen zu unterziehen.

(4) Der Vorstand der Genossenschaft hat dem Prifer Einblick in alle Geschaftsvorgange und den
Betrieb des Unternehmens zu gewéahren. Er hat ihm die Einsicht der Bliicher und der Schriften
der Genossenschaft und die Untersuchung der Bestdnde zu gestatten; er hat die Prifung zu
erleichtern und jede gewunschte Auskunft zu erteilen.
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(5) Der Vorstand der Genossenschaft hat nach Ablauf jedes Geschaftsiahres binnen vier
Wochen nach Erstellung, spatestens bis zum 1. Juli jedes Jahres, der Landesregierung
(Aufsichtsbehodrde), der Finanzbehdrde und dem Prafungsverband den Jahresabschluss
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und einen Lagebericht vorzulegen.

(6) Die Organe der Genossenschaft haben den in den Prifungsberichten enthaltenen Bean-
standungen innerhalb angemessener Frist durch geeignete MalRnahmen Rechnung zu
tragen.

(7) Der Vorstand des Prufungsverbandes oder ein von ihm beauftragter Vertreter ist berechtigt,
den Generalversammlungen der Genossenschaft beizuwohnen und darin jederzeit das Wort
zu ergreifen.

XIV. AUFLOSUNG UND LIQUIDATION
§41
(1) Die Auflésung der Genossenschatft erfolgt durch:
a) Beschluss der Generalversammlung,
b) Er6ffnung des Konkursverfahrens,
c) Verfugung der Verwaltungsbehdorde.
(2) Fir die Liquidation gelten die Bestimmungen des GenG.
(3) Bei Auflésung der Genossenschaft erhalten die Mitglieder nicht eher als nach Ablauf eines
Jahres nach der Bekanntmachung der Auflésung und nicht mehr als ihr Geschaftsguthaben

nach MaRgabe des § 10 WGG ausbezahlt.

(4) Ein etwa verbleibender Rest des Genossenschaftsvermégens ist ausschliellich fur den im § 2
der Satzung bezeichneten gemeinnitzigen Zweck zu verwenden.

XV. ABKURZUNGSVERZEICHNIS DER ANGESPROCHENEN GESETZESQUELLEN (in der jeweils geltenden
Fassung)

BGVO Bilanzgliederungsverordnung, BGBI. || Nr. 157/1997

DSG Datenschutzgesetz, BGBI. | Nr. 165/1999

DSGVO Datenschutz-Grundverordnung, VO (EU) 2016/679

GenG Genossenschaftsgesetz, RGBI. Nr. 70/1873

GenRevG 1997 Genossenschaftsrevisionsgesetz 1997, BGBI. | Nr. 127/1997
GRVO Gebarungsrichtlinienverordnung, BGBI. Nr. 523/1979
KSTG 1988 Korperschaftsteuergesetz 1988, BGBI. Nr. 401/1988

MRG Mietrechtsgesetz, BGBI. Nr. 520/1981

UGB Unternehmensgesetzbuch, dRGBI. S 219/1897

WGG Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz, BGBI. Nr. 139/1979
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Soziale Nachhaltigkeit

Wolfganggasse © i N

Liebe zukiinftige Bewohner:innen & Gestalter:innen der Wolfganggasse,

herzlichen Glickwunsch zur neuen Wohnung! Wir freuen uns sehr, dass Sie sich fur die neue
Nachbarschaft Wolfganggasse entschieden haben.

Wir von realitylab sind vom Bautrager Heimbau fir die Begleitung und Moderation des
Nachbarschaftsbildungs- und Mitbestimmungsprozesses beauftragt.

Ziel dieses Prozesses, ist es, dass Sie ihre Nachbar:innen besser kennenlernen, die Nutzung der
Gemeinschaftsraume gut funktioniert und sie sich in Ihrer Nachbarschaft wohl fuhlen.

Gemeinsam mit Ihnen baut das Team von So konnen Sie lhre Nachbarschaft gestalten:
realitylab lhre Nachbarschaft auf fiir: e Ausstattung und Organisation lhrer
¢ Erleichterungen im Alitag fur Jung & Alt Gemeinschaftsraume mitgestalten

* SpaR und kurze Wege in der Freizeit e Aktivitaten in der Nachbarschaft setzen
* Geringere Ausgaben und mehr Platz Kommunikation mit den Nachbar:innen
¢ Mehr Sicherheit und Gemeinschaft pflegen

Sich als zufallig geloste
Nachbarschaftsbotschafter:innen
einbringen

DI tmi P8 ool olE

oo fom ke

Gestalten Sie bei der Ausstattung und Organisation der vielfaltizen Gemeinschaftsraume mit.

Was machen die Nachbarschaftsbotschafter:innen?

* Teilnahme an zwei Treffen vor Bezug mit realitylab und Mitarbeiter:innen der Hausverwaltung.
Gemeinsam werden die Ausstattung und Nutzungsregeln der Gemeinschaftsraume festgelegt
und die ersten nachbarschaftlichen Aktivitaten geplant.

¢ Kommunikation der Ergebnisse an alie Bewohner:innen bei einem Treffen: Die vorbereiteten
Ideen werden gemeinsam fixiert und dann, sefern moglich, umgesetzt. Es liegt an der
Nachbarschaft sie zu gestalten.

Heimbau und realitylab laden Sie ein das Haus gemeinsam zu gestalten



.' wiwrw_ wolfganggasse at
Wolfganggasse oo o ganggesse

Wir starten mit einem ersten Informations- und Kennenlerntreffen, dabei lernen Sie lhre
Machbar:innen bereits vor Bezug kennen. Erste Kontakte kdnnen geknlpft werden. Sie erhalten
Informationen zum Haus, zu den Gemeinschaftsraumen und der Nachbarschaft. Bei diesem Treffen
losen wir auch die Machbarschaftsbotschafteriinnen.

ANEOMMEMN NACHEARN WERDEM ALLTAG GESTALTERN
Bgtachatter®innen
IV ides der Machharzchaft
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schrithweise lernen Sie die Wolfganggasse und |hre zukinftigen Nachbar:innen bereits vor Bezug kennen und werden zur
Machbarschaft, die sich im alltag unterstotzt.

= Los geht's am 12, Mai 2022 mit dem Kennenlerntreffen — wir freuen uns auf lhr Kommen!

Aktuelle Informationen zu Veranstaltungen und Terminkalender der Machbarschaft finden Sie unter
www wolfganggasse. at.

Bei Fragen zum MNachbarschaftsbildungs- und Mitbestimmungsprozess von der Wolfegangoasse
erreichen Sie uns unter wolfgangsasse@realitylab.at.

Wir freuen uns auf lhre Mitwirkung und spannende Termine ab Mai 2022!
Mit freundlichen GriiBen,

Petra Hendrich & Julia lesella
fiir das Team von realitylab

"

heimbau §° realitylab
Gemeinnitzige Baw-, Wohnungs- realitylab gmbh

und Siedlungsgenossenschaft Ernst-Relchior-Gasse 11/1/61
Tannengasse 20 1020 Wien

1150 Wien



Forderungswuordigkeit

Die gegenstdndliche Wohnhausanlage wird im Sinne der Bestimmungen des Wiener
Wohnbaufdrderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes WWFSG 1989, LGBI. 18/89
errichtet werden. Somit darf die Vergabe der Smart- und Standard-Wohnungen nur an

begunstigte - férderungswurdige - Personen erfolgen.

STANDARD Wohnungen

STANDARD-Wohnungen - geforderte Mietwohnungen

Eine begUnstigte Person ist, wer die erweisliche oder aus den Umstdnden hervorgehende
Absicht hat, ausschliellich die geférderte Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden
WohnbedUrfnisses regelmdBig zu verwenden und deren Einkommen (gesamtes

Familieneinkommen) das héchstzul&ssige Jahreseinkommen nicht Ubersteigt.

VORAUSSETZUNGEN
(geférderte Miet- und Genossenschaftswohnungen § 11 WWESG 1989):

Staatsbirgerschaft

Osterreichische StaatsbUrgerinnen

oder EU-BUrgerin bzw. Burgerin aus dem europdischen Wirtschaftraum (EWR)
(Arbeitsplatz in Wien, gultige Sozialversicherung)

oder Nicht-EU-BUrgerin mit Aufenthaltsgenehmigung

(Arbeitsplatz in Wien, gultige Sozialversicherung)

oder FlUchtlinge nach Genfer Konvention

(Arbeitsplatz in Wien, gUltige Sozialversicherung)

Altersgrenzen

Sie mUssen das 18. Lebensjahr vollendet haben.



Bestimmung des WGGs Uber den Personenkreis (Auszug aus dem Gesetz)

§ 8. (4) S&miliche Tatigkeiten einer gemeinnUtzigen Bauvereinigung gemal Abs. 3
sind vorrangig zugunsten einer Wohnversorgung von &sterreichischen Staatsburgern,
gemaB Abs. 5 gleichgestellten Personen sowie Ausléndern auszurichten, die sich seit
mehr als fnf Jahren ununterbrochen und legal in Osterreich aufhalten und ein

Profungszeugnis des Osterreichischen Integrationsfonds (OIF) nachweisen.

(5) Osterreichischen Staatsbirgern sind gleichgestellt:

Auslander, die die 6sterreichische Staatsburgerschaft nach dem 6. Mérz 1933 verloren
haben, aus politischen, rassischen oder religidsen Grinden aus Osterreich
auswandern mussten, wieder nach Osterreich zurickgekehrt sind und beabsichtigen,

sich sté&ndig in Osterreich niederzulassen;

Personen, die Osterreichischen Staatsbirgern im Hinblick auf den Erhalt von

Forderungen durch Staatsvertrédge gleichgestellt sind;

Personen, die durch das Abkommen Uber den Europdischen Wirtschaftsraum

begUnstigt sind.

(6) Die Voraussetzung eines Prifungszeugnisses des Osterreichischen
Integrationsfonds (OIF) Uber die erfolgreiche Absolvierung einer Integrationsprifung

gemaB Abs. 4 mUssen nicht erfUllt werden, wenn:

dies einer Person aufgrund eines physisch oder psychisch dauerhaft schlechten
1. Gesundheitszustandes nicht zugemutet werden kann, wobei der Nachweis durch ein

amftsdrztliches Gutachten zu erfolgen hat, oder

es sich um Personen handelt, die nach Vollendung des 60. Lebensjahres erstmals inren

' Hauptwohnsitz in Osterreich begrindet haben.



Einkommensgrenzen
gultig ab 01.01.2022

Folgende Haushaltsnettoeinkommensgrenzen durfen nicht Uberschritten werden:

eine Person € 49.080,00 jahrlich € 3.505,71 monatlich 14 x
zwei Personen €73.150,00 € 5.225,00
drei Personen € 82.770,00 €5.912,14
vier Personen € 92.390,00 € 6.599,29
fur jede weitere Person € 5.390,00 € 385,00

Als Stichtag fUr den Nachweis gilt das Abschlussdatum des Mietvertrages, wobei simtliche
Nachweise dller in einem gemeinsamen Haushalt lebenden Personen fur das dem
Vertragsabschluss ~ vorhergegangene  Jahr  (Jahreslohnzettel,  Pensionsbescheid,
Einkommensteuerbescheid efc.) vorgelegt werden mussen. Alimente werden zum

Haushaltseinkommen hinzugerechnet.

Neben diesen Hochstgrenzen gibt es auch ein Mindesteinkommen: monatlich

Die Mindesteinkommensgrenzen werden jedes Jahr angepasst. FUr den Zeitraum vom 1.
Janner bis zum 31. Dezember 2022 gelten folgende Werte:

1 erwachsene Person: 977,94 Euro
2 erwachsene Personen: 1.472,26 Euro
Je Kind: 150,89 Euro

FUr jede weitere erwachsene Person betrdgt das Mindesteinkommen zusatzlich 494,32
Euro.

Nicht zum Einkommen zdhlen:

Familienbeihilfen, BeziUge des Landesinvalidenamtes, Hilflosenzuschisse, Pflegegelder,
Blinden- und Behindertenbeihilfen.

Alimente, die aufgrund eines Scheidungsurteiles (gerichtlicher Vergleich) bezahlt werden
mussen (Zahlungsnachweis erforderlich), werden dem Unterhaltsschuldner bei der

Berechnung des Einkommens als Belastung anerkannt.

Weiters muss noch eine nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung innerhalb von

6 Monaten nach Bezug der gefdrderten Wohnung erfolgen.



SMART Wohnungen

Um eine SMART-Wohnung zu bekommen, mUssen folgende Voraussetzungen erfullt sein:

o Nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung sechs Monate nach Bezug.

o Weiters erfolgt bei den SMART Wohnungen folgende Zuteilung d.h.
1 Person erhdlt maximal 2 Zimmer, ab 2 Personen maximale Zuteilung von 3

Zimmern.

o Folgende Haushaltsnettoeinkommensgrenzen diurfen nicht Uberschritten werden:

Siehe Punki STANARD WOHNUNGEN

Als Stichtag fUr den Nachweis gilt das Abschlussdatum des Mietvertrages, wobei samtliche
Nachweise aller in einem gemeinsamen Haushalt lebenden Personen fUr das dem
Vertragsabschluss  vorhergegangene  Jahr  (Jahreslohnzettel,  Pensionsbescheid,
Einkommensteuerbescheid etfc.) vorgelegt werden mussen. Alimente werden zum

Haushaltseinkommen hinzugerechnet.

Superforderung:

« Werden die Einkommensgrenzen nach der Verordnung der Wiener Landesregierung
Uber die Gewdhrung von Eigenmittelersatzdarlehen, LGBl 22/1998 fUr ein
Eigenmittelersatzdarlehen im AusmaB von 7,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten
nicht Gberschritten, reduziert sich dieser RUckzahlungsbetrag fir die betroffenen Mieter
auf die Hdlfte und betradgt dem gemadB € 0,35 je Nutzwert und Monat.

« Der RUckzahlungsbetrag entfdllf, solange die betroffenen Mieter die
Einkommensgrenzen fUr ein Eigenmittelersatzdarlehen im AusmafB von 12,5 % der

angemessenen Gesamtbaukosten nicht Gberschreiten.

Neben diesen Hochstgrenzen gibt es auch ein Mindesteinkommen: monatlich

Siehe Punkt STANDARD WOHNUNGEN



Nicht zum Einkommen zahlen:
Familienbeihilfen, Bezige des Landesinvalidenamtes, Hilflosenzuschisse, Pflegegelder,

Blinden- und Behindertenbeihilfen.

Alimente, die aufgrund eines Scheidungsurteiles (gerichtlicher Vergleich) bezahlt werden
mussen (Zahlungsnachweis erforderlich), werden dem Unterhaltsschuldner bei der

Berechnung des Einkommens als Belastung anerkannt.

Weiters muss noch eine nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung innerhalb von

6 Monaten nach Bezug der geférderten Wohnung erfolgen.



Mietvertragsunterzeichnung

Erforderliche Unterlagen bei Mietvertragsunterzeichnung

1) Ausweis/e (Reisepass, FUhrerschein) von allen mitziehenden Personen

2) aktueller Meldezettel von allen mitziehenden Personen

3) Jahreseinkommensbestdatigung/en von allen mitziehenden Personen
(oei Dienstgeberwechsel auch die letzten drei Monate) sowie die letzten drei

Gehaltsnachweise

4) Staatsbirgerschaftsnachweis von allen mitziehenden Personen.

Anmerkung: Bei Unvollst@ndigkeit kann kein Mietvertrag abgeschlossen werden. Wir ersuchen

daher, um sorgfdltige Vorbereitung dieser Unterlagen.



Finanzierungshilfe

Zur Finanzierung der aufzubringenden Eigenmittel einer aus Mitteln des WWFSG 1989
errichteten Mietwohnung, kbnnen unter bestimmten Voraussetzungen folgende Darlehen

beantragt werden:

Eigenmittelersatzdarlehen:

Das Eigenmittelersatzdarlenen kann nur in unmittelbarer Folge nach Vertragsabschluss
(d.h. bei Unterfertigung des Mietvertrags) gewdhrt werden und muss in einem zeitlichen

Zusammenhang mit der Eigenmittelzahlung erfolgen.

Jungfamilien, bei denen sGmiliche Mitglieder zum Zeitpunkt der Antragstellung das 40.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder bei denen ein Familienmitglied eine
Minderung der Erwerbsfdhigkeit von mindestens 45 % im Sinne des § 35
Einkommenssteuergesetz 1988 aufweisen, fUr Familien mit mindestens 3 Kindern, fUr die
Familienbeihilfe bezogen wird und fur Familien mit einem behinderten Kind im Sinne des

Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gelten folgende Einkommensgrenzen:

Forderungshohe, Laufzeit und Rickzahlung:

Seit 1. Janner 2016 betragt die maximale Héhe dieser Férderung 200 Euro pro Quadratmeter

und wird vorerst auf zehn Jahre gestundet.

Ein halbjahrlicher RUckzahlungsbetrag (Tiigung und Verzinsung) fir den gewdhrten
Grundkostenanteil ist bei aufrechtem Mietvertrag solange nicht zu leisten (wird gestundet), als
die fur die Gewdhrung eines Eigenmittelersatzdarlehens im AusmafB von 12,5 Prozent der
férderbaren  Gesamtbaukosten ausschlaggebenden Einkommenshdchstgrenzen  nicht

Uberschritten werden.



Monatlich nachfolgende Nettoeinkommensgrenzen dirfen nicht Uberschriten werden (auf

Ganzzahlen gerundett!):

HaushaltsarsB forderbare
aushaitsgrobe Elacheinm? der forderbaren Gesamtbaukosten

eine Person 50 21.030 28.390 31.750 35.120

eine behinderte Person 50 22.780 30.750 34.390 38.040

zwei Personen 70 31.350 42.320 47.330 52.350

zweikopfige bequnstigte Fam. 70 33.960 45.840 51.270 56.710
oder Jungfamilie 85

drei Personen 85 35.470 47.880 53.550 59.230

dreikopfige bequnstigte Fam. 85 38.420 51.860 58.010 64.160
oder Jungfamilie 100

vier Personen 100 39.590 53.440 59.780 66.110

vierkopfige bequnstigte Fam. 100 42.890 57.900 64.760 71.620
oder Jungfamilie 115

funf Personen 115 41.900 56.550 62.890 69.220

funfkopfige bequnstigte Fam. 115 45.390 61.270 68.130 74.990
oder Jungfamilie 130

sechs Personen 130 44.210 59.660 66.000 72.330

sechskopfige bequnstigte Fam. 130 47.890 64.640 71.500 78.360
oder Jungfamilie 145

sieben Personen 145 46.520 62.770 69.110 75.440

siebenkopfige begunstiqte Fam. 145 50.390 68.010 74.870 81.730
oder Jungfamilie 150

acht Personen 150 48.830 65.880 72.220 78.550

achtkopfige beqnstiqte Fam. 150 52.890 71.120 77.980 84.840
oder Jungfamilie 150

Jede weitere Person jeweils 15 2.310 3.110 3.110 3.110

bequnstigte Person 15 2.500 3.370 3.370 3.370

oder Jungfamilie
Bei nach § 15 WWFSG 1989 geforderten Miet- bzw. 150 20 60 30
Eigentumswohnungen Fixbetrag pro m2 Nutzflache
Laufzeiten der Kredite 20 Jahre 15 Jahre 10 Jahre 5 Jahre




Sollte bei der Uberprifung des Haushaltseinkommens und der HaushaltsgréBe nach erstmals
zehn Jahren, dann alle fUnf Jahre, ab Gewdhrung des Kredites, diese Einkommensgrenzen
Uberschritten werden, wird der Zeitraum fUr die RUckzahlung des Kredites samt Verzinsung wie
folgt vereinbart:

e 10 Jahre bei Uberschreitung der fir die Gewdhrung eines Eigenmittelersatzdarlehens im
AusmaB von 12,5 Prozent der férderbaren Gesamtbaukosten ausschlaggebenden
Einkommensgrenzen

e 5 Jahre bei Uberschreitung der fUr die Gewdhrung eines Eigenmittelersatzkredites im
AusmaB von 5,0 Prozent der férderbaren Gesamtbaukosten ausschlaggebenden
Einkommensgrenzen

Der Kredit ist in 20 halbjahrlichen Pauschalraten in der Hohe von 5,27 Prozent des Kreditbetrages
bzw. in zehn halbjdhrlichen Pauschalraten in der Hohe von 10,28 Prozent des Kreditbetrages,

beginnend mit dem der Uberprifung folgenden RUckzahlungstermin, zurickzuzahlen.

Riuckzahlung und Kosten des Darlehens:

Die RUckzahlung erfolgt in  halbjdhrlichen Pauschalraten (April und Oktober) und wird mit

1 % p.a. kontokorrentmdaBig verzinst.

Einreichung:
ab 01.07.21 findet die Einreichung fUr das Eigenmittelersatzdarlehen direkt bei der MA 50 staftt,

bitte aber nur ONLINE!!!
wo?¢ Magistratsabteilung 50 — Referat Eigenmittelersatzdarlehen
1190 Wien, Muthgasse 62/1.0G/Riegel D

Tel: 4000/74901 oder 74904

Der Antrag soll online Uber die Amishelferseite https.//www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-

wohnen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.ntml gestellt werden.

Samiliche Angaben/Informationen betreffend Eigenmittelersatzdarlehen ohne Gewd&hr und
mit Vorbehalt!

N&here sowie aktuelle Informatfionen zum Eigenmittelersatzdarlehen erhalten Sie auch unter

www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/landesdarlehen/



https://www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-wohnen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.html
https://www.wien.gv.at/amtshelfer/bauen-wohnen/wohnbaufoerderung/foerderungsantraege/eigenmittelkredit.html
http://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/landesdarlehen/

Wohnbeihilfe

GemdaB WWFSG 1989 kann fur aus Mitteln des WWFSG 1989 errichtete Mietwohnungen

Wohnbeihilfe beantragt werden.

Antragsteller kann nur der Mieter, der den Mietvertrag abschlieBt, sein.

Voraussetzung - Hohe der Wohnbeihilfe ist abhdngig von FamiliengréBe, -einkommen.

Dauer - maximal ein Jahr

AuskUnfte und Anfragstellung:

Zenftrale:

19., Heiligenst&dter StraBe 31, Stiege 3

(zu erreichen mit U4 und Ué - Station Spittelau; mit der Linie 37 - Station Guneschgasse; mit
der Linie 38 - Station Glatzgasse; mit der Linie D - Station Radelmayergasse; mit der Buslinie
35 A - Station Spittelau; mit der Buslinie 37 A - Station Spittelau)

Ebene 2 fUr Einreichungen aus den Bezirken 1.-15.

Ebene 3 fUr Einreichungen aus den Bezirken 16.-23.

Fahrplanauskunft
Telefon (+43 1) 4000-74880
Fax (+43 1) 4000-99-74896

Parteienverkehr:

Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag 8-13 Uhr
Lus&tzlich: Donnerstag 15.30-17.30 Uhr

S&mtliche Informationen zur Wohnbeihilfe mit Vorbehalt und ohne Gewdhr.
Ndhere sowie aktfuelle Informationen zum Wohnbeihilfe erhalten Sie auch unter

https://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/wohnbeihilfe/



http://www.wien.gv.at/stadtplan/link.asp?Cmd=link&Adr_Str=heiligenstädterstraße&Adr_Hnr=31&ResUser=640&WidthUser=1000&Layer4=1&Layer5=1&Layer2=1&Layer3=1&Layer6=1&Layer7=1&Layer8=1
http://www.wienerlinien.at/
https://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/wohnbeihilfe/

AMT DER WIENER
Wohnbauférderung

und Schlichtungsstelle fir LANDESREGIERUNG
wohnrechtliche Angelegenheiten . : :

Heimbau MA 50 - Gruppe Neubauférderung
Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- und und Eigenmittelersatzdarlehen
Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H. Referat Neubauférderung
Tannengasse 20 Muthgasse 62, 1. Stock,

1150 Wien Riegel F und G, 1190 Wien

Telefon +43 14000 74840
Fax +43 1400099 74840

neubaufoerderung@ma50.wien.gv.at

wien.gv.at
MA 50 - NF 971550/2018 Wien, 12. November 2019
12, Wolfganggasse, BAG B
WWFSG 1989

§ 13 NeubauVO 27/2007 i.d.g.F.
Kommunale Infrastruktur

ZUSICHERUNG

Heimbau Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft reg. Gen.m.b.H.

(FN 97431g), im Folgenden kurz "Férderungswerberin” genannt, wird gemaR & 14 des Wiener
Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes - WWFSG 1989, LGBI.Nr. 18/89, in Ver-
bindung mit § 13 NeubauVO 27/2007 jeweils in der geltenden Fassung, zur Errichtung der kommu-
nalen Infrastruktur fUr das Bauvorhaben

in Wien 12, Wolfganggasse, BAGB
auf der Liegenschaft EZ
KG

- ein Baukostenzuschuss (= nichtriickzahlbarer Zuschuss) gemaB § 13, LGBI. fiir Wien Nr. 27 /2007
i.d.g.F. im Betrag von 492.048,00 EUR, unter der Voraussetzung, dass ob der obigen Liegenschaft
gemal § 6 Abs. 5 leg.cit. ein Hochstbetragspfandrecht in Hohe von 150 vH des zugesicherten nicht-
rickzahlbaren Zuschusses (das sind 738.072,00 EUR) zugunsten des Landes Wien intabuliert werde,
durch die Wiener Landesregierung namens des Landes Wien zugesichert.

il
Fir die Zusicherung gelten folgende Bedingungen, Beschrinkungen und Auflagen:

1) Von der Férderungswerberin ist die Verpflichtungserklirung und Pfandbestellungsurkunde be-
glaubigt zu unterfertigen. Im Anschluss daran ist beim Grundbuchsgericht die Verbicherung der
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Pfandbestellungsurkunde (mit gleichzeitiger Zustellung der Originalurkunde und eines Grundbuchs-
auszuges ehestmdglich an das Amt der Wiener Landesregierung) zu erwirken. Dem Héchstbetrags-
pfandrecht zu Gunsten des Landes diirfen nur Geldlasten, die - im Finanzierungsplan der noch beab-
sichtigten Férderungszusicherung zur Errichtung der Wohnhausanlage in Wien 12, Wolfganggasse,
BAG B - als vorrangig zu verbiichernd ausgewiesen sind, vorangehen.

2) Die Férderungswerberin hat bei einem Kreditinstitut ein gesondertes Konto, lautend auf die For-
derungswerberin (samt Adresse des Bauvorhabens) zu eréffnen. Ein Nachweis Uber die Kontoerd&ff-
nung ist dem vom Amt der Wiener Landesregierung bestellten Bavaufsichtsorgan (Magistratsabtei-
lung 25) zu erbringen. Zahlungen, die ein anderes Bauvorhaben betreffen, dirfen nicht Uber dieses
Konto abgewickelt werden. Samtliche das Bauvorhaben betreffende Zahlungen erfolgen ausschlie3-
lich Uber dieses Konto. Mit dem Kreditinstitut ist zu vereinbaren, dass auf jederzeitiges Verlangen
der MA 25 ein Gebarungsauszug Uber alle bisher erfolgten Kontobewegungen vorzulegen ist. An-
forderungen von Landesmitteln erfolgen grundsatzlich nur nach den in dieser Zusicherung festge-
legten Bedingungen. Kontoiberziehungen sind grundsétzlich zu vermeiden, auller sie erscheinen
wirtschaftlich vertretbar (z.B. Einhalten der Skontofrist). Auszahlungsbetrage sind nach Mal3gabe
der vertraglichen Vereinbarungen unverziiglich den berechtigten Professionistinnen bzw. Professio-
nisten zu Uberweisen und erfolgen in Eigenverantwortung der Bautragerin. Von der Férderungs-
werberin ist grundsitzlich die giinstigste Finanzierungsart fir das Bauvorhaben zu wahlen. Auf dem
Sonderkonto (bzw. allfllig eingerichteten Subkonten) anfallende Zinsertrége sind in der Endab-
rechnung auszuweisen und gemiR den Férderungsbestimmungen fir das Bauvorhaben zu verwen-
den.

3) Die Uberweisung des Baukostenzuschusses (des nichtriickzahlbaren Zuschusses) erfolgt nur Giber
Antrag des Bauaufsichtsorganes im Wege des Treuhanders Mag. Rupert Gmoser. Voraussetzung for
eine Auszahlung des Baukostenzuschusses sind die Vorlage des Grundbuchsauszuges iiber die Ein-
verleibung des Héchstbetragspfandrechts im AusmaR von 738.072,00 EUR und die Baubeginnsan-
zeige anlisslich der Errichtung der Wohnhausanlage in Wien 12, Wolfganggasse, BAG B.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfiandung noch auf irgendeine andere Weise unter Lebenden verfiigt werden.

4) GemaR § 9 Wiener Antidiskriminierungsgesetz darf die Vergabe von Férderungen des Landes
ausschlieBlich an natirliche oder juristische Personen erfolgen, die das Verbot der Diskriminierung
(§ 2) und Benachteiligung (§ 4 Abs. 3) beachten. Die férderungswerbenden Personen haben eine
diesbeziigliche Erkldrung der Haftungsibernahme abzugeben.

5) Fur die Uberwachung der bedungenen Bauausfiihrung, der ordnungs- bzw. widmungsgemalien
Verwendung der Mittel sowie fir die Uberprifung der Endabrechnung wird vom Amt der Wiener
Landesregierung fir die Daver der Baufihrung auf Kosten des Landes Wien ein Bauvaufsichtsorgan
bestellt. Dem bestellten Bavaufsichtsorgan sowie Organen des Amtes der Wiener Landesregierung
ist fur die Dauer der FérderungsmaBnahmen im Sinne des WWFSG 1989 die Besichtigung der ge-
férderten Baulichkeit jederzeit zu ermdglichen.

6) Nach Abschluss der Baufiihrung hat die Férderungswerberin ohne Verzug die Endabrechnung
dem Amt der Wiener Landesregierung zur Priifung vorzulegen. Die Férderungswerberin hat dem

Bauaufsichtsorgan alle fur die Kostenpriifung notwendigen Unterlagen zur Verfiigung zu stellen.

7) Sind aufgrund der Endabrechnung Férderungsmittel zu refundieren, ist der (sind die) zu viel in
Anspruch genommene(n) Betrag (Betridge) unverziglich, jedenfalls aber binnen 14 Tagen nach Auf-
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forderung durch das Amt der Wiener Landesregierung und zwar verzinst riickzuiiberweisen. (Die
Verzugszinsen betragen 6 %, die Stundungszinsen 6 % p.a.)

8) Das beim wohnfonds_wien vorgelegte Datenblatt ist hinsichtlich der Nutzerlnnenkonditionen
dahingehend zu &ndern, dass die Entlastung der Wohnungsnutzerinnen aufgrund der zusitzlichen
Forderung ausgewiesen wird.

Das gednderte Datenblatt und die vom Land Wien anerkannten Kennziffern des Datenblattes sind in
weiterer Folge Grundlage fir die Bildung des Finanzierungsbetrages nach § 69 WWFSG 1989 oder
fir die Mietzinsbildung nach § 63 Abs. T WWFSG 1989.

9) Der Baukostenzuschuss ist aliquot dem Teil, der nicht an die Wohnungsnutzerinnen weitergege-
ben wird, filligzustellen und analog Pkt. 7) zu refundieren.

10) Fir alle aus diesem Rechtsgeschift etwa entspringenden Rechtsstreitigkeiten, die nicht kraft
Gesetzes vor einen besonderen ausschlieRlichen Gerichtsstand gehdren, sind, in erster Instanz, die
sachlich zustéandigen Gerichte am Sitz der Wiener Landesregierung, Wien 1, Rathaus, ausschlieRlich
zustandig.

11) Durch die Unterfertigung der Zweitschrift dieser Zusicherung erklart sich die Férderungswerbe-
rin unwiderruflich mit allen Bestimmungen dieser Zusicherung, des WWFSG 1989 in der geltenden
Fassung, sowie der dazu ergangenen Durchfiihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung, als
fir sie rechtsverbindlich einverstanden.

Fipdie Landesregierung:

Die Sachbearbeiterin: _/

Hawlicek [ é
Rl
Red|

Wrea, am 42 42 2e¢0
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AMT DER WIENER
Wohnbauférderung

und Schlichtungsstelie fur LANDESREGIERUNG
wohnrechtliche Angelegenheiten S T P

Heimbau MA 50 - Gruppe Neubauférderung
Gemeinnijtzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft  und Eigenmittelersatzdarlehen
registrierte Genossenschaft mit beschrénkter Haftung Referat Neubauférderung
Tannengasse 20 Muthgasse 62, 1. Stock,

1150 Wien Riegel F und G, 1190 Wien

Telefon +43 14000 74840
Fax +43 1 4000 99 74840
neubaufoerderung@ma50.wien.gv.at

wien.gv.at
MA 50 - NF 971550/2018 Wien, 24. Juni 2021
12, Wolfganggasse, BAG B
WWEFSG 1989
§ 3 NeubauVO 27/2007
§ 6 NeubauVO 27/2007

§ 6a NeubauVO 27/2007 i.d.g.F.
§ 7 (2) NeubauVO 27/2007 i.d.g.F. verbesserte Gebaudehullenqualitat

ZUSICHERUNG

Der "Heimbau” Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte
Genossenschaft mit beschrénkter Haftung (FN 97431 g), im Folgenden kurz "Férderungswerberin"
genannt, wird geméR & 12 sowie gemaR § 14 des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussa-
nierungsgesetzes - WWFSG 1989, LGBLNr. 18/89, in der geltenden Fassung, zur Errichtung einer
Wohnhausanlage mit insgesamt 244 Wohnungen (16.619,70 m?) davon 82 Wohnungen gemil
SMART-Wohnbauprogramm (4.365,86 m2) und 15 Geschaftsrdumen (536,24 m?) jeweils in Nutzung

in Wien 12, Wolfganggasse, BAG B
auf der Liegenschaft EZ 2748
KG Meidling

- ein Darlehen geméR § 3 NeubauVO 2007 im Betrag von 8.749.529,40 EUR gegen die ausdrickli-
che Zustimmung im zu errichtenden Schuldschein, dass ohne weiteres ein Pfandrecht fiir die Darle-
hensforderung des Landes Wien samt Zinsen im Ausmaf von 0,5 % halbjahrlich, samt 6 % Verzugs-
zinsen zuziglich Zinseszinsen, 6 % Stundungszinsen und einer Nebengebiihrenkaution in der Héhe
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von 40 vH des zugesicherten Darlehensbetrages, das sind 3.499.81 1,76 EUR, ob der obigen Liegen-
schaft und gemaR § 6 Abs. 4 das VersuRerungsverbot zugunsten des Landes Wien einverleibt
werde,

_ ein zusatzliches Landesdarlehen gemaB § 6 NeubauVO 2007 (,Superférderung”), LGBL. fir Wien
Nr. 27/2007, im Betrag von 654.879,00 EUR, (150,-- EUR/m? Wohnungs-Wohnnutsz'éche), fir
82 Wohnungen geméf SMART-Wohnbauprogramm (4.365,86 m?) gegen die ausdrickliche Zu-
stimmung im zu errichtenden Schuldschein, dass ohne weiteres ein Pfandrecht fir die Darlehensfor-
derung des Landes Wien samt Zinsen im Ausmaf} von 0,5 % halbjahrlich, samt 6 % Verzugszinsen zu-
ziglich Zinseszinsen, 6 % Stundungszinsen und einer Nebengebihrenkaution in der Hohe von 40 vH
des zugesicherten Darlehensbetrages, das sind 261 .951,60 EUR, ob der obigen Liegenschaft und
gemaR § 6 Abs. 4 leg.cit. das VerauRerungsverbot zu Gunsten des Landes Wien einverleibt werde,

- ein zusitzliches Landesdarlehen gemal § 6a Abs. 1 NeubauVO 2007, LGBI. fiir Wien

Nr. 27/2007, i.d.F. LGBI. fir Wien Nr.27/2019 im Betrag von 436.586,00 EUR, fir 82 Wohnun-
gen gemal SMART-Wohnbauprogramm (4.365,86 m?) gegen die ausdriickliche Zustimmung im zu
errichtenden Schuldschein, dass ohne weiteres ein Pfandrecht fur die Darlehensforderung des Lan-
des Wien samt Zinsen im Ausmaf3 von 0,5 % halbjahrlich, samt 6 % Verzugszinsen zuziglich Zinses-
zinsen, 6 % Stundungszinsen und einer Nebengebihrenkaution in der Hohe von 40 vH des zugesi-
cherten Darlehensbetrages, das sind 174.634,40 EUR, ob der obigen Liegenschaft und gemal § 6
Abs. 4 leg.cit. das VerauRerungsverbot zu Gunsten des Landes Wien einverleibt werde,

- ein zusitzlicher Baukostenzuschuss (= nichtriickzahlbarer Zuschuss gemiR § 6a Abs. 1 Neu-
bauVO 2007 LGBI. fir Wien Nr. 27/2007 i.d.F. LGBI. fir Wien Nr. 27/2019 im Betrag von
654.879,00 EUR, fir 82 Wohnungen geméf SMART-Wohnbauprogramm (4.365,86 m?) unter der
Voraussetzung, dass ob der obigen Liegenschaft gemdB § 6 Abs. 5 leg.cit. ein Hochstbetragspfand-
recht in Hohe von 150 vH des zugesicherten nichtrickzahlbaren Zuschusses (das sind

982.318,50 EUR) zugunsten des Landes Wien intabuliert werde,

- ein zusatzlicher Baukostenzuschuss (= nichtriickzahlbarer Zuschuss gemiB §7 (2) NeubauVO
2007, LGBI. fiir Wien Nr. 27/2007 i.d.g.F., verbesserte Gebiudehillenqualitdt, im Betrag von
171.559,40 EUR, unter der Voraussetzung, dass ob der obigen Liegenschaft gemaR § 6 Abs. 5 leg.cit.
ein Hochstbetragspfandrecht in Hhe von 150 vH des zugesicherten nichtriickzahlbaren Zuschusses
(das sind 257.339,10 EUR) zugunsten des Landes Wien intabuliert werde, und unter der Vorausset-
zung, dass das Bauvorhaben mit verbesserter Gebiudehillenqualitit hergestellt wird,

durch die Wiener Landesregierung namens des Landes Wien zugesichert.
Die Tilgung und Verzinsung der Landesdarlehen (88 3, 6aund 86 Verordnung 2007) erfolgt gemal

den im Abschnitt I1. (88 3, 6a der VO) bzw. gemaR der im Abschnitt 11l. (§ 6 der VO) angefihrten
nachstehenden Bedingungen.
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Dieser Foérderung liegt folgender Finanzierungsplan zugrunde:

7,98 % Eigenmittel gem. § 69 (1) WWFSG 1989
2,77 % Eigenmittel gem. § 69 (1) WWFSG 1989
(SMART-Wohnungen)

Hypothekardarlehen der Raiffeisenlandesbank NO-Wien AG (FN 203160s)
(vorrangiges Pfandrecht - Norm-Wohnungen)

Hypothekardariehen der Raiffeisenlandesbank NO-Wien AG (FN 203160s)
(vorrangiges Pfandrecht — Smart-Wohnungen)

Darlehen des Landes Wien (§ 3 NeubauVO 2007)

Darlehen des Landes Wien (,Superférderung")

(8 6 NeubauVO 2007)

Darlehen des Landes Wien (§ 6a (1) NeubauVO 2007)

Baukostenzuschuss des Landes Wien (§ 6a (1) NeubauVO 2007)
(Hochstbetragspfandrecht)

Baukostenzuschuss des Landes Wien (§ 7 (2) NeubauVO 2007)
verb. Gebdudehullenqualitit
(Hochstbetragspfandrecht)

Hypothekardarlehen der Raiffeisenlandesbank NO-Wien AG (FN 203160s)
(nachrangiges Pfandrecht - Norm-Wohnungen)

Hypothekardarlehen der Raiffeisenlandesbank NO-Wien AG (FN 203160s)
(nachrangiges Pfandrecht — Smart-Wohnungen)

Gesamtbaukosten (inkl. Garagenkosten)

Seite 3/17

2.175.021,74 EUR

257.105,40 EUR

17.118.669,08 EUR

4.168.165,95 EUR
8.749.529,40 EUR

654.879,00 EUR
436.586,00 EUR

654.879,00 EUR

171.559,40 EUR

1.217.689,87 EUR

915.078,40 EUR

36.519.163,24 EUR

Dieser Finanzierungsplan enthilt auch die Herstellungskosten sémtlicher baubehdrdlich festge-

setzter Pflichtstellplitze der obgenannte Wohnhausanlage.

Darlehen gemiR § 3 Neubauverordnung 2007

Baukostenzuschuss gemiB § 6a Neubauverordnung 2007

Darlehen gem&R § 6a Neubauverordnung 2007

Baukostenzuschuss geméB § 7 Neubauverordnung 2007

FUr die Zusicherung gelten folgende Bedingungen, Beschrinkungen und Auflagen:

1) Von der Férderungswerberin sind die beiliegenden Originalschuldscheine und die Verpflichtungs-

erklarungen und Pfandbestellungsurkunden beglaubigt zu unterfertigen. Im Anschluss daran ist
beim Grundbuchsgericht die Verbiicherung der Schuldscheine und der Pfandbestellungsurkunden
(mit gleichzeitiger Zustellung der Originalurkunden und eines Grundbuchsauszuges ehestméglich an
das Amt der Wiener Landesregierung) zu erwirken. Den Pfandrechten / Hchstbetragspfandrech-
ten zu Gunsten des Landes diirfen im Rang keine anderen Geldlasten als solche, die im Finanzie-

rungsplan als vorrangig zu verbiichernd ausgewiesen sind, vorangehen.

Die Nebengebihrenkaution der Landesdarlehen haftet auch zur Sicherstellung der Anspriiche, die
im Zwangsversteigerungsverfahren nicht kraft gesetzlicher Vorschrift den Rang des Kapitals genie-
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Ben, insbesondere auch der langer als 3 Jahre riickstédndigen Zinsen, Verzugszinsen und Zinseszin-
sen vom Erstehungstage bis zum Tage der Meistbotsverteilung und der gerichtlichen Verwahrungs-
und Erfolglassungsgebiihren. Mehrere Schuldnerinnen haften fir die Darlehen zur ungeteilten
Hand.

Das zur Finanzierung des Bauvorhabens laut Finanzierungsplan (Abschnitt I. der Zusicherung) aufge-
nommene Kapitalmarktdarlehen muss den Bestimmungen der Verordnung der Wiener Landesregie-
rung, LGBI. fir Wien Nr. 27/2007, in der geltenden Fassung (oder der an deren Stelle tretenden
Verordnung), entsprechen.

Eine allfillige Umschuldung dieses Kapitalmarktdarlehens darf nur im Einvernehmen mit dem Amt
der Wiener Landesregierung vorgenommen werden.

2) Die Laufzeit der Férderungsdariehen des Landes beginnt nach Zuzahlung der Darlehen mit dem
dem Bezug der Wohnungen (Geschéftsrdaume), spatestens jedoch dem der Fertigstellungsanzeige
gemiB § 128 der Bauordnung fir Wien nachstfolgenden 1. April bzw. 1. Oktober.

Die Férderungsdarlehen des Landes sind im Nachhinein mit 0,5 % (im Halbjahr) des aushaftenden
Betrages zu verzinsen. Die Zinsen sind ab Beginn der Darlehenslaufzeit jeweils am 1. April und 1. Ok-
tober zu entrichten.

Die Riickzahlung der Darlehen beginnt nach der génzlichen Riickzahlung der gemal’ § 3 Abs. 3 der
Verordnung der Wiener Landesregierung, LGBI. fir Wien Nr. 27/2007 i.g.d.F. in Anspruch genom-
menen Kapitalmarktdarlehen bzw. der Eigenmittel gemaf3 § 62 (1) Z. 2 WWFSG 1989 in halbjahrli-
chen Pauschalraten im Ausmal des hdchsten bis dahin geleisteten Betrages fur die halbjahrliche Ab-
stattung der Kapitalmarktdarlehen gemiB § 3 Abs. 3 leg.cit. bzw. der Eigenmittel gemaR § 62 (1) Z. 2
WWFSG 1989 zumindest aber in einer Hohe, dass die Darlehenslaufzeit nach 40 Jahren endet.
Riickzahlungstermine sind der 1. April und der 1. Oktober.

3) Fir die Abstattung der eingesetzten Darlehen bzw. Eigenmittel gemaf3 § 62 Abs. 1 Z 1 und 2
WWFSG 1989 darf fiir die Norm-Wohnungen bzw. Geschéftsraume auf Férderungsdauer maximal
der anlisslich der Vorlage des Projektes im Bautragerwettbewerb fir den Zeitpunkt des Bezugs an-
gebotene Betrag von 4,68 EUR (je Quadratmeter Nutzfléche und Monat begehrt werden.

Der Betrag erh&ht sich jahrlich bis zur héchstzuldssigen Grenze gemal § 63 Abs. 1 WWFSG 1989 um
mindestens 2,5%.

Der fir die Norm-Wohnungen bzw. Geschiftsrdume genannte Betrag ist als verbindlich zu betrach-
ten, allerdings nur solange dadurch die gemaR §3 Abs. 4 Neubauverordnung 2007 i.d.g.F. jedenfalls
zu ermittelnden Grenzwerte nicht Uberschritten werden.

Fir die SMART-Wohnungen darf auf Férderungsdauer hichstens der Betrag gemaR § 63 Abs. 1, 3
und 4 WWFSG 1989 in Verbindung mit gemaR & 3 Abs. 4 und 86a Abs. 1 lit c) Neubauverordnung
2007 i.d.g.F. begehrt werden. Dieser Betrag vermindert oder erhht sich, jeweils zum 1. Jénner, in
dem MafR, das sich aus dem Verhiltnis des von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreis-
index 2015 [oder des an seine Stelle tretenden Index] fUr Juni des Bezugsjahres zu den jeweiligen
Indexwerten aller Folgejahre (des vorher angefiihrten Basisjahres) ergibt.

Einzuhaltende Obergrenze:

Im Falle einer solchen Uberschreitung stellt der von vorgenannter Verordnung (in Verbindung mit
§ 63 Abs. 1, 3 und 4 WWFSG 1989 idF. LGBI. fiir Wien 69/2019) vorgegebene Wert die absolute
Obergrenze der auf die Mieterinnen (Nutzungsberechtigten) Gberwalzbaren Quadratmeter
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3 a) Im Sinne des § 69 WWFSG 1989 darf fir die von gegensténdlicher Zusicherung erfassten
SMART-Wohnungen ein Finanzierungsbeitrag (fur Bau- und Grundkosten) von max. 60,-- EUR pro
m?2 Wohnnutzfliche begehrt werden; dieser Betrag ist nicht zu indexieren.

3 b) Kautionen und Biirgschaften dirfen fir mit Férderungsmitteln des Landes Wien neu errichtete
SMART-Wohnungen im Zeitraum ab Férderungszusicherung bis zum Auslaufen der Férderungsleis-
tungen des Landes Wien nicht vereinbart werden, widrigenfalls eine Konventionalstrafe bis zu 25%
der férderbaren Gesamtbaukosten der betreffenden Wohnung vereinbart wird. AuBBerdem kann ein
wiederholter VerstoB gegen diese Férderungsbedingung den Ausschluss von der Wiener Wohnbau-
férderung zur Folge haben.

4) Die Férderungswerberin hat fir die im Finanzierungsplan (Abschnitt I.) angefUhrten Mittel bei ei-
nem Kreditinstitut ein gesondertes Konto, lautend auf die Férderungswerberin (samt Adresse des
Bauvorhabens) zu eréffnen. Ein Nachweis Uber die Kontoer6ffnung ist dem vom Amt der Wiener
Landesregierung bestellten Bauaufsichtsorgan (Magistratsabteilung 25) zu erbringen. Zahlungen,
die ein anderes Bauvorhaben betreffen, dirfen nicht UGber dieses Konto abgewickelt werden. Samtli-
che das Bauvorhaben betreffende Zahlungen erfolgen ausschlieBlich Gber dieses Konto. Mit dem
Kreditinstitut ist zu vereinbaren, dass auf jederzeitiges Verlangen der MA 25 ein Gebarungsauszug
Uber alle bisher erfolgten Kontobewegungen vorzulegen ist. Anforderungen von Landesmitteln er-
folgen grundsitzlich nur nach den in dieser Zusicherung festgelegten Bedingungen. Die Anforde-
rung von Hypothekardarlehen auf das Bausonderkonto erfolgt grundsatzlich nur mit Mitunterferti-
gung durch das Bavaufsichtsorgan entsprechend dem Baufortschritt einschlieflich eines 6-wéchi-
gen Vorlaufes zur Vermeidung von Uberziehungszinsen. Ein Gebarungsauszug ist in diesem Fall vor-
zulegen. Kontoiiberziehungen sind grundsatzlich zu vermeiden, auBer sie erscheinen wirtschaftlich
vertretbar (z.B. Einhalten der Skontofrist). Auszahlungsbetrage sind nach MalRgabe der vertragli-
chen Vereinbarungen unverziglich den berechtigten Professionistinnen bzw. Professionisten zu
Uberweisen und erfolgen in Eigenverantwortung der Bautragerin. Von der Férderungswerberin ist
grundsitzlich die glinstigste Finanzierungsart fUr das Bauvorhaben zu wahlen. Auf dem Sonder-
konto (bzw. allfillig eingerichteten Subkonten) anfallende Zinsertrage sind in der Endabrechnung
auszuweisen und gemif den Férderungsbestimmungen fir das Bauvorhaben zu verwenden.

5) Durch Annahme der Zusicherung bringt die Férderungswerberin zum Ausdruck, dass sie sich ver-
pflichtet, die im Finanzierungsplan angefUhrten Mittel ausschlieflich fir das obgenannte Bauvorha-
ben unter Anerkennung und genauer Einhaltung aller in dieser Zusicherung, im WWFSG 1989 in der
geltenden Fassung und in den dazu ergangenen Verordnungen der Wiener Landesregierung enthal-
tenen Beschrinkungen und Auflagen zu verwenden. Das Bauvorhaben ist nach den baubehérdlich
genehmigten Planen und nach der dieser Férderung zugrunde gelegten Kostenberechnung auszu-
fuhren. Es ist ohne Verz8gerung fertig zu stellen und der Beniitzung zu Ubergeben. Abweichungen
vom genehmigten Bauplan und von der Kostenberechnung bedirfen (unbeschadet der baupolizeili-
chen Vorschriften) der vorherigen Zustimmung des Amtes der Wiener Landesregierung. Die Fertig-
stellungsanzeige gemiB § 128 Bauordnung fiir Wien ist zeitgerecht und ohne unnétigen Aufschub
zZu erstatten.

6) Fiir die Uberwachung der bedungenen Bauausfihrung, der ordnungs- bzw. widmungsgemaRen
Verwendung der im Finanzierungsplan ausgewiesenen Mittel sowie fir die Uberpriifung der Endab-
rechnung wird vom Amt der Wiener Landesregierung fir die Dauer der Baufihrung auf Kosten des
Landes Wien ein Bauaufsichtsorgan bestellt. Dem bestellten Bavaufsichtsorgan sowie Organen des
Amtes der Wiener Landesregierung ist fir die Dauer der Férderungsmaf3nahmen im Sinne des
WWFSG 1989 die Besichtigung der geférderten Baulichkeit jederzeit zu ermdglichen.
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Wihrend der Baufihrung ist auf Kosten der Férderungswerberin eine mit dem Logo der Geschafts-
gruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung und Frauen (abrufbar unter dem Link:
http://www.wien.gv.at/wohnen/wohnbaufoerderung/logos.html) versehene, haltbare Tafel gut
sichtbar auf der Baustelle aufzustellen. Unter dem Logo, welches ein Mindestausmafd von 1,6 m x
0,4 m aufzuweisen hat, ist folgender Text anzubringen: "Dieses Bauvorhaben wird unter Verwen-
dung von Férderungsmitteln des Landes Wien im Rahmen des WWFSG 1989 gefdrdert”.

Die Aufbringung des LOGOS kann entweder

- auf der BAUTAFEL selbst erfolgen, sofern gewéhrleistet bleibt, dass Lesbarkeit und sthetisches
Gesamtbild der BAUTAFEL dadurch nicht beeintrachtigt werden,

sie kann aber andernfalls auch

- inunmittelbarer &rtlicher Ndhe der BAUTAFEL erfolgen, unter der MaRgabe, dass einerseits der
visuelle Zusammenhang zwischen LOGO und BAUTAFEL sichergestellt wird und andererseits die
allgemeingtltigen Anforderungen an solche Tafeln (gute Lesbarkeit sowie ansprechende Asthe-
tik) gewahrt bleiben.

Am fertigen Objekt ist auf Kosten der Férderungswerberin an einer haltbaren Tafel (Metall, Stein) im
Format DIN A3 folgender Text anzubringen: "Diese Wohnhausanlage wurde unter Verwendung von
Férderungsmitteln des Landes Wien in den Jahren XXXX bis YYYY unter Birgermeister Dr. Michael

Ludwig und Frauen- und Wohnbaustadtrétin VizebUrgermeisterin Kathrin Gaal errichtet”.

7) Die Uberweisung der Landesdarlehen und der Baukostenzuschisse (der nichtriickzahlbaren Zu-
schiisse) sowie der im Finanzierungsplan angefiihrten Kapitalmarktdarlehen erfolgt nur Uber Antrag
des Bauaufsichtsorganes. Die Verwendung der Eigenmittel fir den Bau ist dem Bauvaufsichtsorgan
jedenfalls nachzuweisen. Voraussetzung fir eine Auszahlung der Landesdarlehen und ebenso fir die
Auszahlung der Baukostenzuschisse sind die Vorlage des Grundbuchsauszuges Uber die Einverlei-
bung des VerduBerungsverbotes sowie der Pfandrechte/H6chstbetragspfandrechte und die Vor-
lage der Baubeginnsanzeige an die Magistratsabteilung 50.

Es hat die nachweisliche Information der bekannten Wohnungswerberinnen innerhalb einer Frist

von zwei Monaten nach Zustellung der Férderungszusicherung Gber

a) den Grundkostenanteil,

b) den Baukostenanteil unter Zugrundelegung des Finanzierungsplanes der Zusicherung sowie der
Preisbasis und der Ausstattung, auf welcher die Kalkulation aufgebaut wurde und unter Bedacht-
nahme auf aktuelle Mehrkosten (wie der Zwischenfinanzierung etc.)

c) die monatliche Wohnungsaufwandbelastung (ohne Bewirtschaftungskosten) zu erfolgen.

Darijber hinaus sind alle spater bekannt werdenden Wohnungswerberinnen in gleicher Weise zu in-
formieren.

Die FlUssigmachung der Landesdarlehen und der Baukostenzuschiisse erfolgt nach folgendem ver-
einbarten Auszahlungsplan. Sollte der Auszahlungsplan nicht eingehalten werden kdnnen, ist das
Land Wien berechtigt die Férderungszusicherung hinsichtlich der nicht rechtzeitig ausbezahlten
Tranche(n) zu widerrufen.

Bei Vorliegen der o.a. Voraussetzungen werden die Landesdarlehen bzw. die Baukostenzuschisse
(die nicht riickzahlbaren Zuschiisse) bei entsprechendem Baufortschritt gegen Rechnungslegung
tranchenweise zur Auszahlung gebracht:
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Férderungsparagraph Jahr Betrag

Landesdarlehen & 3 2022 8.312.052,90 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2023 437.476,50 EUR
Baukostenzuschuss § 6a 2022 622.135,00 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2023 32.744,00 EUR
Landesdarlehen § 6a 2022 414.,756,70 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2023 21.829,30 EUR
Baukostenzuschuss § 7 Abs. 2 2022 162.981,40 EUR
Restanweisung bei Endabrechnung 2023 8.578,00 EUR

Die letzten 5 % der Landesdarlehen und der Baukostenzuschiisse werden erst nach Genehmigung
der Endabrechnung ausbezahlt. Eine Inanspruchnahme des Hypothekardariehens laut Finanzie-
rungsplan vor den Landesdarlehen ist zulassig.

8) Die Férderungswerberin hat der Stadt Wien im Wege der Wohnservice Wien Ges.m.b.H., Wien 3,
Guglgasse 7-9 folgende Vorschlagsrechte einzuraumen:

a) fir so viel der geférderten NORM-Wohnungen wie einem Drittel der geférderten Nutzfliche ent-
spricht; fir den Fall, dass die Férderungswerberin der gemaR Beschluss der Wiener Landesregierung
vom 30. April 1991, Pr.ZI 1143/91, festgelegten Verpflichtung, 25 % der freiwerdenden geférder-
ten Mietwohnungen der Stadt Wien zur Vergabe anzubieten, zufolge eines den Mieterinnen bzw.
Mietern vertraglich zugesicherten Weitergaberechtes, nicht nachkommen kann, muss bei gegen-
standlichem Férderungsprojekt ein Vorschlagsrecht fir soviel der geférderten Wohnungen einge-
raumt werden, wie der Hilfte der gefdrderten Nutzflache entspricht.

Weiters ist die Férderungswerberin verpflichtet, auf Férderungsdauer der Stadt Wien jede dritte
freiwerdende Wohnung zur Vergabe anzubieten.

b) fiir so viele der geférderten SMART-Wohnungen wie der Halfte der gefdrderten Nutzflache ent-
spricht.

Das Vorschlagsrecht der Wohnservice Wien GmbH gilt auf Férderungsdaver fir 50 % aller Wieder-
vermietungen.

An Unterlagen sind hierbei von der Férderungswerberin vorzulegen: Planparien (inkl. Ansichten, La-
geplan etc.) Wohnungspline, Nutzwertfestsetzungsbescheid oder -gutachten, Baubeschreibungen,
Ausstattungs-listen, Wohnungstabellen, Vertragsmuster.

Die Férderungswerberin wird bei Ubergabe, zumindest bei Anbotswohnungen, an die Mieterinnen
und Mieter die vom Wohnservice Wien erstellte, entgeltliche Willkommensmappe ,mein zuhause"
nach Tunlichkeit Uberreichen. Der Férderwerberin wird die Méglichkeit eingerdumt, in Absprache
mit dem Wohnservice Wien, der Willkommensmappe weitere objekt- und unternehmensrelevante
Materialien beizulegen.

Vor Zuzihlung von Finanzierungsmitteln gemiB Finanzierungsplan kann die Zusicherung widerrufen

werden, wenn die Férderungswerberin nicht alle fir die Auszahlung vorgesehenen Voraussetzungen
(Bedingungen) erfullt.
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Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfandung noch auf irgendeine andere Weise unter Lebenden verfigt werden.

9) Die interne Aufteilung und Riickzahlung der zur Finanzierung des Bauvorhabens verwendeten
Mittel laut Finanzierungsplan ist - jedenfalls innerhalb desselben Verrechnungskreises (siehe Punkt
9b) - nach dem Verhiltnis der Nutzwerte im Sinne des § 2 Z. 8 WWFSG 1989 (§ 62 (2) WWFSG
1989) vorzunehmen.

9a) Wurden (im Zuge der Nutzwertfestsetzung) Einstellpl3tze in Garagen fiir Kraftfahrzeuge einzeln
bewertet, so sind die Férderungsmittel gemaR § 3 NeubauVO 27/2007 i.d.g.F. dazu auch auf alle
Ein- und Abstellplitze aufzuteilen. Wurde (im Zuge der Nutzwertfestsetzung) der Corpus der Garage
in seiner Gesamtheit (als eine einzige Bestandseinheit) bewertet, so sind die Férderungsmittel ge-
maR § 3 NeubauVO 27/2007 i.d.g.F. auf den Nutzwert der Garage aufzuteilen.

9b) Werden innerhalb einer Wohnhausanlage (bzw. innerhalb einer Anlage mit gemischter Nutzung)
Bauteile unterschiedlich geférdert (bzw. bleibt (bleiben) ein (oder mehrere) Bauteil(e) férderungs-
frei), so sind die jeweiligen Baukosten dieser unterschiedlich (oder nicht) geférderten Bauteile (im
Verhiltnis der Nutzflichen/Nutzwerte zueinander) gesondert zu ermitteln und, in weiterer Folge,
analog dazu, mehrere Verrechnungskreise zu bilden.

Die Flichen der sonstigen geférderten, der allgemeinen Benitzung dienenden Rdume, wie etwa Ge-
meinschaftsrdume, Kinderwagenabstellrdume etc. werden bei dieser Aufteilung nicht herangezo-
gen.

Bei der Vorschreibung der Rickzahlungsraten hat die Férderungswerberin dafir Sorge zu tragen,
dass von Mieterlnnen bzw. Nutzungsberechtigten nur der dem parifizierten Anteil an dem Férde-
rungsobjekt entsprechende Annuititenbetrag des dafir gewdhrten Darlehens eingehoben wird. Die
Hohe und Berechnung der von den Mieterlnnen bzw. Nutzungsberechtigten zu bezahlenden Be-
trage sind dem Amt der Wiener Landesregierung (Magistratsabteilung 50) Uber Verlangen nachzu-
weisen.

10) Mit den Bavarbeiten ist ohne Verzug, sobald die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind, zu
beginnen. Die aus der Baubewilligung erwachsenden Fristen sind jedenfalls zu beachten. Der Baube-
ginn, jede Bauunterbrechung, die Baubeendigung und die Erstattung der Fertigstellungsanzeige ge-
miB § 128 Bauordnung fiir Wien sowie eine allféllige vorzeitige BeniUtzung der geférderten Objekte
sind dem Amt der Wiener Landesregierung (MA 50 ) unverzidlich schriftlich bekannt zu geben.

10 a) Benachrichtigungen
Baubeginn und Bauende, aber auch allfillige Unterbrechungen des Baugeschehens (sofern diese
nicht nur geringfigig sind) sind
- der Magistratsabteilung 50 Gruppe Neubauférderung
- dem ,WSW"(Wohnservice Wien GmbH)
in jedem Fall mitzuteilen.

11) Nachtrégliche Anderungen der geférderten Objekte wihrend der Laufzeit der Férderung, ins-
besondere VergréRerung der Nutzfldche Uiber das vorgesehene AusmaR, Umwidmungen usw. sind
an die vorherige ausdriickliche schriftliche Zustimmung des Amtes der Wiener Landesregierung ge-
bunden.
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12) Bei zentralen Wirmeversorgungsanlagen, ausgenommen Etagenheizungen, ist die Férderungs-
werberin verpflichtet, zumindest nach Ablauf von zwei Jahren nach Bezug eine Aufteilung der ge-
samten Heizkosten zum Uberwiegenden Teil unter Beriicksichtigung der festgestellten individuellen
Verbrauchsanteile vorzusehen.

Die Férderungswerberin ist weiters verpflichtet, die Wartung einer solchen zentralen Warmeversor-
gungsanlage vertraglich sicherzustellen.

Weiters hat die Anlage besondere Vorrichtungen (Geréte) zu enthalten, durch die der Verbrauch o-
der der Anteil am Gesamtverbrauch jeder einzelnen BenUtzerin bzw. jedes einzelnen Benitzers fest-
gestellt werden kann.

13) Nach Abschluss der Baufiihrung hat die Férderungswerberin ohne Verzug, nach der Fertigstel-

lungsanzeige gemaf § 128 Bauordnung fir Wien die Endabrechnung dem Amt der Wiener Landes-
regierung zur Priifung vorzulegen. Die Férderungswerberin hat dem Bauaufsichtsorgan alle fir die

Kostenpriifung notwendigen Unterlagen zur Verfigung zu stellen.

Den Endabrechnungsunterlagen ist eine Liste (zweifach) Gber die Aufteilung sowohl der Landesdar-
lehen als auch der Baukostenzuschiisse (der nicht riickzahlbaren Zuschisse) anzuschlieRen.

Die Aufteilung des Landesdarlehens gemif} § 3 VO 2007 i.d.g.F. erfolgt auf alle parifizierten Be-
standseinheiten (inkiusive der Stellplitze), das Landesdarlehen sowie der Baukostenzuschuss gemaf
§ 6a VO 2007 i.d.g.F. sind auf die von dieser Férderung umfassten Wohnungen (top Nrn.) und der
gewihrte Baukostenzuschuss (nichtriickzahlbarer Zuschuss) gemaB § 7 Abs. 2 NeubauVO 2007
i.d.g.F. ist auf alle parifizierten Bestandseinheiten (exklusive Stellplatze) aufzuteilen.

Alle Férderungsmittel sind getrennt nach den Zusicherungen unter Einbeziehung noch folgender
Nachférderungen, in welchen der Nutzwertschlissel der rickzahlungspflichtigen Objekte enthalten
ist (siehe auch die Punkte 9, 9a und 9b der Zusicherung) in der Liste darzustellen.

Diese Endabrechnung wird im Auftrag des Amtes der Wiener Landesregierung durch das Bavauf-
sichtsorgan Uberprift.

14) Sind aufgrund der Endabrechnung Férderungsmittel zu refundieren, ist der (sind die) zu viel in
Anspruch genommene(n) Betrag (Betrdge) unverziiglich, jedenfalls aber binnen 14 Tagen nach Auf-
forderung durch das Amt der Wiener Landesregierung und zwar verzinst rickzuiberweisen. (Die
Verzugszinsen betragen 6 %, die Stundungszinsen 6 % p.a.)

15) Die Férderungswerberin hat spatestens bis zum Benitzungsbeginn der geférderten Baulichkeit
dem Amt der Wiener Landesregierung in doppelter Ausfertigung eine Ubersichtstabelle vorzulegen,
die wenigstens folgende Informationsparameter enthélt: Geschaftszahl der MA 50, Objektsadresse
(Bezirk, StraBe, Hausnummer, Stiegen-Nummer, Tir-Nummer), Quadratmeter, Nutzwert, Vor- und
Familienname der Mieterlnnen bzw. Nutzungsberechtigten und aller mitziehenden Personen, Ein-
kommen, sowie die komplette Adresse der jeweiligen Vorwohnung bzw. der jeweiligen Vorwohnun-
gen. AuBBerdem ist anzugeben, ob ein Eigenmittelersatzdariehen und/oder eine ,Superférderung"
gemal § 6 Neubauverordnung 2007 in Anspruch genommen wurde.

Die gemaR SMART-Wohnbauprogramm errichteten Wohneinheiten sind auf der Ubersichtstabelle
extra zu kennzeichnen.
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Der Nachweis Uber das Jahres-Familieneinkommen ist von der vergebenden Bauvereinigung einer
Prifung zu unterziehen. Gleichzeitig mit der Bekanntgabe der kiinftigen Beniitzerinnen der gefér-
derten Baulichkeit ist daher auch ein Begleitschreiben der Bauvereinigung des Inhaltes, dass die An-
gaben hinsichtlich ihrer Richtigkeit geprift wurden, dem Amt der Wiener Landesregierung vorzule-
gen.

Nach Bezug der geférderten Wohnung sind sémtliche Rechte an Vorwohnungen in Wien und im
Wiener Umland innerhalb von 6 Monaten aufzugeben, es sei denn, dass diese nachweislich aus be-
ruflichen Grinden dringend benétigt werden oder von Verwandten in gerader Linie zur Befriedi-
gung ihres dringenden Wohnbedirfnisses regelmafig verwendet werden und eine Abtretung des
Mietrechtes an diese Personen nicht in Betracht kommt. Sind Vorwohnungen ihrerseits wohnbauge-
fordert, sind die Rechte daran in jedem Fall aufzugeben. Eine diesbezlgliche schriftliche Verpflich-
tungserkldrung sowie die entsprechenden Nachweise sind von der Férderungswerberin dem Amt
der Wiener Landesregierung unaufgefordert vorzulegen.

DarUber hinaus ist das Formblatt ,persdnliche Angaben der Wohnungswerberinnen" sowie die Ko-
pien der Meldezettel von sémtlichen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen anzuschlief3en.

16) Die Férderungswerberin ist nicht berechtigt, Mieterlnnen bzw. Nutzungsberechtigten von ge-
férderten Wohnungen in irgendeiner Weise ein Weitergaberecht einzurdumen. Sie hat berdies da-
rauf zu achten und in geeigneter Weise dafir Sorge zu tragen, dass im Falle der Wiedervermietung
aus dem Titel Investabldsen nur ein dem Zeitwert entsprechender Investitionsersatz geleistet wird.
Bestehen gesetzliche Vorschriften Uber die Ermittlung der Héhe des Investitionsersatzes, so ist auf
deren Einhaltung zu achten.

AuBerdem ist dafir Sorge zu tragen, dass bei Abschluss von Mietvertragen fir in Lebensgemein-
schaft lebende Personen selbige auf beide Partnerlnnen ausgefertigt werden.

DarUber hinaus ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die abgeschlossenen Mietvertrage den Bestim-
mungen des & 28 des Wohnbauférderungsgesetzes 1984 in der Fassung des 3. Wohnrechtsande-
rungsgesetzes BGBI. Nr. 800/1993 entsprechen.

Die voribergehende Vermietung (Untervermietung) von geférderten Wohnungen im Falle einer be-
ruflich bedingten Abwesenheit der Mieterinnen bzw. Nutzungsberechtigten ist an die vorherige Zu-
stimmung des Amtes der Wiener Landesregierung gebunden.

17) Die Vergabe der Wohnungen (Nutzung oder Miete) darf nur durch die Férderungswerberin
selbst und nicht im Wege von Realitdtenvermittlerinnen, Gebadudeverwaltungen oder anderen Ver-
mittlungsburos erfolgen.

18) Werden in der Wohnhausanlage nicht mehr Stellplitze als die baubehérdlich festgesetzten
Pflichtstellplatze errichtet, so gilt:

Von den vorhandenen Ein- und Abstellplidtzen ist zunédchst den Hausbewohnerlnnen ein Platz ein-
heitlich in Miete oder Nutzung anzubieten. Sind Uber die Zahl der auf diese Weise vergebenen noch
weitere Plitze vorhanden, sind sie den Hausbewohnerlnnen primar anzubieten. Erst wenn diese Ver-
suche nachweislich erfolglos bleiben, kénnen die restlichen Plétze an liegenschaftsfremde Bewerbe-
rinnen vermietet werden.

18a) Werden in der Wohnhausanlage mehr als die baubehérdlich festgesetzten Pflichtstellplatze er-
richtet, so gilt:
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Von den vorhandenen Pflichtstellplitzen (Ein- und Abstellplatze gleichermaRen) ist zunéchst den
Hausbewohnerinnen ein Platz einheitlich in Miete oder Nutzung anzubieten. Sind Gber die Zahl der
auf diese Weise vergebenen noch weitere Plitze vorhanden, sind sie den Hausbewohnerlnnen pri-
mir anzubieten. Erst wenn diese Versuche nachweislich erfolglos bleiben, kénnen die restlichen
Plitze an liegenschaftsfremde Bewerberlnnen vermietet werden.

19) Von der Nutzung geforderter Lokale ausgenommen sind Zweigstellen von Kreditinstituten (inkl.
Bausparkassen) und Versicherungen, weiters Einrichtungen von Gebietskdrperschaften (ausgenom-
men Polizeiwachzimmer und Einrichtungen der Stadt Wien).

20) Bei Nichtbeachtung der in den Punkten 16 und 17 festgelegten Vorschriften hat die Forde-
rungswerberin an das Land Wien eine Konventionalstrafe in der H6he von derzeit

36.400,-- EUR (Preisbasis Janner 2019) pro Mietwohnung, die entgegen den o.a. Vorschriften wei-
tergegeben wurde, zu entrichten.

21) Die Hohe der Konventionalstrafe dndert sich in dem Ausmaf, das sich aus der Anderung des
Verbraucherpreisindex 2015 oder des an seine Stelle tretenden Index gegeniiber dem 1. Jan-
ner 2019 ergibt.

22) Die Zusicherung kann bis zum Beginn der Zuzihlung von Finanzierungsmitteln widerrufen wer-
den, wenn die Férderungswerberin die ibernommenen Verpflichtungen nicht einhélt oder der
Zweck der Férderung gefahrdet erscheint.

23) Vergebene Landesdarlehen und vergebene Baukostenzuschisse werden unter Einhaltung einer

Frist von 6 Monaten riickgefordert, wenn die Férderungswerberin und Schuldnerin

a) nach schriftlicher Mahnung trotz Gewihrung einer angemessenen Frist ohne Vorliegen triftiger
Griinde ihren Zahlungsverpflichtungen aus den Vertrdgen Uber die zur Finanzierung des Bauvor-
habens aufgenommenen Darlehen nicht nachkommen,

b) die zur Errichtung des geférderten Objektes vorgesehenen Mittel laut Finanzierungsplan (Ab-
schnitt I.) nicht bestimmungsgemal verwendet,

c) die ihr gesetzlich obliegende Erhaltung des Gebaudes unterlasst,

d) ohne die Zustimmung des Landes Wohnungen zur Génze oder zum Teil in Rdume anderer Art
umwandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt oder am Geb&ude erhebli-
che wertmindernde Veridnderungen vornimmt bzw. derartiges zulasst,

e) das Geb3ude nicht ausreichend gegen Brandschaden versichert hilt,

f) oder ihre Rechtsnachfolgerinnen das Eigentum (Baurechtseigentum) am geférderten Objekt
ohne Zustimmung des Landes durch Rechtsgeschéft unter Lebenden Ubertragt,

g) den zur Uberwachung der bedungenen Bauausfihrung oder der widmungsgemaRen Verwen-
dung bestellten Personen den Zutritt in das geférderte Objekt nicht erméglicht,

h) es zuldsst, dass Geschiftsrdume nicht regelmiRig zu geschéftlichen Zwecken verwendet werden,

i) das geférderte Objekt nicht innerhalb von sechs Monaten nach Erstattung der Fertigstellungsan-
zeige gemiR § 128 Bauordnung fiir Wien oder nach Rdumung durch Vorbenitzerlnnen begins-
tigten Personen zur Beniitzung iibergibt (bei Vorliegen wichtiger Grinde ist eine Erstreckung der
Frist moglich),

j} geférderte Wohnungen oder Geschiftsrdume zu einem hdheren als dem gesetzlich zuldssigen
Mietzins vermietet oder Handlungen zur Umgehung von Mietzinsbestimmungen setzt oder zu-
lasst,

k) befristete Mietvertrage abschlieft,

[) Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung oder auch in sonstigen schriftlichen Erklarungen Gber-
nommene Verpflichtungen nicht erfillt.
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Vergebene Landesdarlehen und vergebene Baukostenzuschisse werden unter Einhaltung einer Frist

von 6 Monaten riickgefordert,

- wenn die zur BenUtzung durch (kiinftige) Wohnungsinhaberlnnen bestimmte Wohnung weder
von diesen noch von nahe stehenden Personen oder von Dienstnehmerlnnen zur Befriedigung
des dringenden Wohnbedirfnisses regelmaBig verwendet wird (es sei denn, es handelt sich um
eine voriibergehende Abwesenheit wegen Krankheit, zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus
zwingenden beruflichen Griinden. Belassen Wohnungsinhaberlnnen nach Beendigung des
Dienstverhéltnisses ehemalige Dienstnehmerlnnen oder deren Hinterbliebene in der Wohnung,
weil die Rdumung eine soziale Harte bedeuten wiirde, ist die Férderung nicht zu kiindigen)

- wenn die Rechte an der bisher zur Befriedigung des dringenden Wohnbediirfnisses regelmiRig
verwendeten Wohnung entgegen den Bestimmungen des Punktes 15 dieser Zusicherung nicht
aufgegeben werden. (Hierbei gilt, dass die Riickforderung nur ausgesprochen werden kann, so-
fern innerhalb von 6 Monaten ab Androhung der Riickforderung der Landesdarlehen und der
Baukostenzuschisse die nachweisliche Aufgabe der Vorwohnung oder die Aufkiindigung des
Mietverhaltnisses durch die Férderungswerberin nicht erfolgt ist.)

- wenn Wohnungsinhaberlnnen Rechte an einer anderen geférderten Wohnung erwerben.

Im Falle einer Riickforderung der Landesdarlehen bzw. der Baukostenzuschiisse geméaR den o.a.
Punkten verzinst sich, gemaf § 13 Abs. 4 WWFSG 1989, der zugezihlte Betrag vom Eintritt des Kiin-
digungsgrundes an mit jéhrlich 6 % Verzugszinsen. Die Stundungszinsen betragen 6 % p.a.

Bei RUckforderung der Landesdarlehen und der Baukostenzuschisse ist die Riickforderung nur fiir
den Teilbetrag auszusprechen, der dem Anteil der geférderten Wohnung (des geférderten Ge-
schaftsraumes) an den angemessenen Gesamtbaukosten laut Aufteilung gemaR Punkt 9, 9a und 9b
dieser Zusicherung entspricht.

24) Die Landesdarlehen und die Baukostenzuschisse kénnen ganz oder teilweise sofort falliggestellt

werden, wenn

a) Uber das Vermdgen der Férderungswerberin der Konkurs oder das Ausgleichsverfahren eréffnet
wird,

b) die Férderungswerberin als juristische Person in Liquidation tritt oder aufgeldst wird,

c) hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft (bzw. hinsichtlich eines verpfindeten Liegenschafts-
teiles) die Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung bewilligt wird,

Fir die Verzinsung gilt Punkt 23) sinngemaR.

25) Die Bestimmungen des WWFSG 1989 in der geltenden Fassung und der dazu ergangenen
Durchfihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung bilden einen wesentlichen Bestandteil
dieser Zusicherung.

26) Die Férderungswerberin ist verpflichtet, wahrend der Férderungsdauer die geférderten Objekte
zum Neubauwert zuzlglich der Abbruchkosten gegen Brandschaden zu versichern und die Versi-
cherungspramien pinktlich zu bezahlen.

27) Gebihren und sonstige 6ffentliche Abgaben, die sich aus der Gewdhrung der Landesdarlehen,
der Gewdhrung der Baukostenzuschisse und der Aufnahme von anderen Kapitalmarktdarlehen laut
Finanzierungsplan ergeben, hat die Férderungswerberin zu tragen.

28) Die Zusicherung von BAUKOSTENZUSCHUSSEN gemaB § 7 (2) Neubauverordnung 2007 (LGBI.
fir Wien 27/2007 i.d.g.F.) wird widerrufen, wenn festgestellt wird, dass der Férderungszweck, also
der in Aussicht genommene Skologische Standard bzw. die in Aussicht genommene 6kologische
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MaRnahme (siehe Abschnitt . dieser Zusicherung) nicht oder nur ungenigend erreicht (werden)
wird. In allen Zweifelsfillen ist das Einvernehmen mit dem Bauaufsichtsorgan herzustellen.

29) Zugesicherte und bereits ausbezahlte BAUKOSTENZUSCHUSSE gemaR § 7 (2) Neubauverord-
nung 2007 (LGBI. fir Wien 27/2007 i.d.g.F.) sind ohne Verzug seitens der Férderungswerberin zur
Ruckzahlung zu bringen, wenn der Férderungszweck, also das Erreichen des im § 7 (2) Neubauver-
ordnung 2007 (LGBI. fir Wien 27/2007 i.d.g.F.) definierten 6kologischen Standards (siehe Ab-
schnitt |. dieser Zusicherung) nicht oder nur ungeniigend erreicht (worden) ist. In allen Zweifelsfallen
ist das Einvernehmen mit dem Bavaufsichtsorgan herzustellen.

30) Das Nicht-Erreichen des oben genannten kologischen Standards stellt in jedem Fall einen Wi-
derrufsgrund fir die gem3R § 7 (2) Neubauverordnung 2007 i.d.g.F. zugesicherten Wohnbauférde-
rungsmittel dar.

31) Fir nicht zeitgerecht zur Riickzahlung gebrachte Baukostenzuschisse gemaf § 7 (2) Neubauver-
ordnung 2007 i.d.g.F. sind Verzugszinsen in der Héhe von 6 % p.a., gerechnet vom Eintritt des Weg-
falls des férderungsspezifischen dkologischen Standards (der férderungsspezifischen Skologischen
MaRnahme), an das Land Wien zu bezahlen.

Darlehen gemiR § 6 Neubauverordnung 2007
(.Superférderung”)

1) Die Laufzeit des Férderungsdarlehens beginnt nach Zuzidhlung mit dem dem Bezug der Woh-
nung(en), spitestens jedoch dem der Fertigstellungsanzeige gemaR § 128 der Bauordnung fiir Wien
nachstfolgenden 1. Mai bzw. 1. November. Das Forderungsdarlehen ist halbjahrlich im Nachhinein
mit 0,5 vH des aushaftenden Betrages zu verzinsen. Die Zinsen sind ab Beginn der Darlehenslaufzeit
jeweils am 1. Mai und 1. November zu entrichten.

Das Férderungsdarlehen ist ab der Vermietung der Wohnungen mit 0,70 EUR je Nutzwert und Mo-
nat einzuheben und dem Land Wien im Wege der Buchhaltungsabteilung 1 in halbjahrlichen Pau-
schalraten zu den Riickzahlungsterminen 1. Mai und 1. November zuriickzuzahlen.

Der anteilige, auf die jeweilige Wohnung entfallende monatliche Riickzahlungsbetrag ist nicht zu
leisten, solange die betroffenen Mieterlnnen bzw. Nutzungsberechtigten die Einkommensgrenzen
nach der Verordnung der Wiener Landesregierung Uber die Gewahrung von Eigenmittelersatzdarle-
hen, LGBI. fir Wien Nr. 22/1998, in der Fassung des Gesetzes LGBI. fir Wien Nr. 32/2006 fir ein
Eigenmittelersatzdarlehen im AusmaB von 12,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten nicht ber-
schreiten. Werden die Einkommensgrenzen fUr ein Eigenmittelersatzdarlehen im AusmaR von 7,5 %
der angemessenen Gesamtbaukosten nicht Giberschritten, betragt der monatliche Riickzahlungsbe-
trag 0,35 EUR je Nutzwert.

Die Férderungswiirdigkeit der jeweiligen Mieterinnen bzw. Nutzungsberechtigten muss periodisch
alle fUnf Jahre Uberprift werden. Die Férderungswerberinnen nehmen zur Kenntnis, dass bei einem
ganzlichen Wegfall der Férderungswiirdigkeit unverziiglich fur die RUckzahlung der Landesdarle-
hensannuitit ein Betrag in der Hohe von 0,70 EUR pro Nutzwert und Monat mit dem Mietzins einzu-
heben ist; bei einem nur teilweisen Wegfall der Férderungswirdigkeit (das Eigenmittelersatzdarle-
hen wird auf ein Ausmal’ von 7,5 % der angemessenen Gesamtbaukosten eingeschrankt) ist ein Be-
trag in der Hohe von 0,35 EUR pro Nutzwert und Monat mit dem Mietzins einzuheben.
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2) Von der Férderungswerberin ist der beiliegende Originalschuldschein beglaubigt zu unterferti-
gen. Im Anschluss daran ist beim Grundbuchsgericht ehestméglich die Verbiicherung des Schuld-
scheines [samt anschlieBender Zustellung des Schuldscheines, des Grundbuchsbeschlusses und des
aktuellen Grundbuchsauszuges an das Amt der Wiener Landesregierung (Magistratsabteilung 50)]
zu erwirken. Dem zugeh&rigen Darlehenspfandrecht dirfen im Rang keine anderen Geldlasten als
solche, die im Finanzierungsplan dieser Zusicherung als vorrangig ausgewiesen sind, vorangehen.

Die NebengebUhrenkaution haftet auch zur Sicherstellung der Anspriiche, die im Zwangsversteige-
rungsverfahren nicht kraft gesetzlicher Vorschrift den Rang des Kapitals genief3en, insbesondere
auch der langer als 3 Jahre rickstéandigen Verzugs- und Zinseszinsen vom Erstehungstage bis zum
Tage der Meistbotsverteilung und der gerichtlichen Verwahrungs- und Erfolglassungsgebihren.
Mehrere Schuldnerinnen haften fir das Darlehen zur ungeteilten Hand.

3) Die Férderungswerberin hat fir die im Finanzierungsplan (Abschnitt |.) angefUhrten Mittel bei ei-
nem Kreditinstitut ein gesondertes Konto, lautend auf die Férderungswerberin (samt Adresse des
Bauvorhabens) zu eréffnen. Ein Nachweis Uber die Kontoerdffnung ist dem vom Amt der Wiener
Landesregierung bestellten Bavaufsichtsorgan (Magistratsabteilung 25) zu erbringen. Zahlungen,
die ein anderes Bauvorhaben betreffen, dirfen nicht Gber dieses Konto abgewickelt werden. Samtli-
che das Bauvorhaben betreffende Zahlungen erfolgen ausschlieflich Uber dieses Konto. Mit dem
Kreditinstitut ist zu vereinbaren, dass auf jederzeitiges Verlangen der MA 25 ein Gebarungsauszug
Uber alle bisher erfolgten Kontobewegungen vorzulegen ist. Anforderungen von Landesmittel erfol-
gen grundsatzlich nur nach den in dieser Zusicherung festgelegten Bedingungen. Die Anforderung
von Hypothekardarlehen auf das Bausonderkonto erfolgt grundsatzlich nur mit Mitunterfertigung
durch das Bavaufsichtsorgan entsprechend dem Baufortschritt einschlieBlich eines 6-wdchigen
Vorlaufes zur Vermeidung von Uberziehungszinsen. Ein Gebarungsauszug ist in diesem Fall vorzule-
gen. Kontouberziehungen sind grundsétzlich zu vermeiden, auBer sie erscheinen wirtschaftlich ver-
tretbar (z.B. Einhalten der Skontofrist). Auszahlungsbetrége sind nach MaRgabe der vertraglichen
Vereinbarungen unverziglich den berechtigten Professionistinnen bzw. Professionisten zu Uberwei-
sen und erfolgen in Eigenverantwortung der Férderungswerberin. Von der Férderungswerberin ist
grundsatzlich die gUnstigste Finanzierungsart fUr das Bauvorhaben zu wahlen. Auf dem Sonder-
konto (bzw. allfillig eingerichteten Sub-konten) anfallende Zinsertrage sind in der Endabrechnung
auszuweisen und gemafl} den Férderungsbestimmungen fir das Bauvorhaben zu verwenden.

4) Die Forderungswerberin hat sich ausdriicklich zu verpflichten, das Darlehen ausschlieBlich fir das
obgenannte Bauvorhaben unter Anerkennung und genauer Einhaltung aller in dieser Zusicherung,
im Schuldschein, im WWFSG 1989 in der geltenden Fassung und in den dazu ergangenen Verord-
nungen der Wiener Landesregierung enthaltenen Beschrankungen und Auflagen zu verwenden.

5) Die Flissigmachung der Landesdarlehen erfolgt nur Uber Antrag des Bavaufsichtsorganes und
nach folgendem vereinbarten Auszahlungsplan. Sollte der Auszahlungsplan nicht eingehalten wer-
den kénnen, ist das Land Wien berechtigt die Férderungszusicherung hinsichtlich der nicht rechtzei-
tig ausbezahlten Tranche(n) zu widerrufen.

Bei Vorliegen der o.a. Voraussetzungen werden die Landesdarlehen bei entsprechendem Baufort-
schritt gegen Rechnungslegung tranchenweise zur Auszahlung gebracht:

Férderungsparagraph Jahr Betrag

Landesdarlehen § 6 2022 654.879,00 EUR
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Eine Inanspruchnahme des Hypothekardarlehens laut Finanzierungsplan vor dem Landesdarlehen
ist zuldssig.

6) Vor Zuzihlung von Darlehensbetrdgen kann die Zusicherung widerrufen werden, wenn die For-
derungswerberin die ibernommenen Verpflichtungen nicht einhalt oder der Zweck der Férderung
gefédhrdet erscheint.

7) Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung o-
der Verpfindung noch auf irgendeine andere Weise unter Lebenden verfiigt werden.

8) Anlisslich der Endabrechnung ist eine Liste (zweifach) Uber die Aufteilung des Landesdarlehens

auf die einzelnen Wohnungen (top Nrn.), getrennt nach Zusicherungen, vorzulegen, in welcher die

Nutzflichen auf Basis des (gemaf Fertigstellungsanzeige) letztgultigen Planstandes samt dem Auf-
teilungsschlissel enthalten sind.

Sind Darlehensbetrige zu refundieren, ist der zu viel in Anspruch genommene Betrag unverziglich,
jedenfalls aber binnen 14 Tagen nach Aufforderung durch das Amt der Wiener Landesregierung
und zwar verzinst rickzuiberweisen. (Die Verzugszinsen betragen 6 %, die Stundungszinsen 6 %

p.a.)

9) Das Darlehen wird unter Einhaltung einer Kindigungsfrist von 6 Monaten aufgekiindigt, wenn die

Férderungswerberin und Schuldnerin

a) nach schriftlicher Mahnung trotz Gewahrung einer angemessenen Frist ohne Vorliegen triftiger
Grinde ihren Zahlungsverpflichtungen aus den Vertrégen Uiber das Férderungsdarlehen oder
Uber sonstige zur Finanzierung des Bauvorhabens aufgenommene Darlehen nicht nachkommt
oder

b) das Férderungsdarlehen nicht bestimmungsgemaR verwendet oder

c) die ihr gesetzlich obliegende Erhaltung des Geb&dudes unterlasst oder

d) ihre Verpflichtungen gemiB § 12 (3) WWFSG 1989 oder die Bedingungen (Auflagen) dieser Zusi-
cherung nicht erfillt, oder

e) ohne Zustimmung des Landes Wohnungen zur Ganze oder zum Teil in Rdume anderer Art um-
wandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt oder am Geb&ude erhebliche
wertvermindernde Anderungen vornimmt oder zulésst oder

f) das Gebaude nicht ausreichend gegen Brandschaden versichert halt oder

g) den zur Uberwachung der bedungenen Bauausfihrung oder der widmungsgeméiRen Verwen-
dung bestellten Personen den Zutritt in das geférderte Objekt nicht ermdglicht oder

h) die zur BenUtzung durch (kinftige) Wohnungsinhaberlnnen bestimmte Wohnung weder von die-
sen noch von nahe stehenden Personen oder von Dienstnehmerlnnen zur Befriedigung des drin-
genden Wohnbedurfnisses regelmafig verwendet wird (es sei denn, es handelt sich um eine vo-
rubergehende Abwesenheit wegen Krankheit, zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwin-
genden beruflichen Grinden.)

i) gegen in dieser Zusicherung formulierte Férderungsauflagen verstof3t.

Im Falle einer Darlehenskindigung gemaR den o.a. Punkten verzinst sich, gemaf3 § 13 Abs. 4
WWFSG 1989, das zugezahlte Darlehen vom Eintritt des Kindigungsgrundes an mit 6 % p.a. Die

Stundungszinsen betragen 6 % p.a..

10) Unbeschadet der obzitierten Kiindigungsgriinde wird das Darlehen aliquot fir Wohnungen, hin-
sichtlich derer nachtréglich Wohnungseigentum begrindet wird, gekiindigt werden.

Vorlage 502_W MA 50 - WBF Zus. MWH-Miete (gUltig ab 01.03.2021)
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11) Das Darlehen kann ohne vorangegangene Kiindigung sofort fallig gestelit und zuriickgefordert

werden, wenn

a) Uber das Vermdgen der Férderungswerberin und Darlehensschuldnerin der Konkurs oder ein
Ausgleichsverfahren ertffnet wird,

b) die Forderungswerberin als juristische Person in Liquidation tritt oder aufgel&st wird,

c) hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft (oder eines verpfandeten Liegenschaftsanteiles) die
Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung bewilligt wird.

Fur die Verzinsung gilt Punkt 9) sinngemaR.

12) Die Bestimmungen des WWFSG 1989 in der geltenden Fassung und der dazu ergangenen
Durchfihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung bilden einen wesentlichen Bestandteil
dieser Zusicherung.

13) Gebihren und sonstige 6ffentliche Abgaben, die sich aus der Gewéhrung des Landesdarlehen
und der Aufnahme von anderen Kapitalmarktdarlehen laut Finanzierungsplan ergeben, hat die Fér-
derungswerberin zu tragen.

Iv.
Allgemeine Bestimmungen

1) Férderbarkeit der Loggienfldchen:

Samtliche Loggien sind - als Loggien - nur dann férderbar, wenn sie zur Ganze mit festem Material
funfseitig umschlossen ausgefUhrt werden: Die seitliche bauliche Begrenzung einer Loggia ins Freie
oder gegen eine angrenzende Loggia muss so beschaffen sein, dass deren vollfldchige Bauelemente
dauerhaft und fugenlos mit dem Bauwerk verbunden sind und bis zur Decke reichen.

2) Sollte das zur Realisierung gelangende Bauvorhaben in mehy als nur geringfiigigem Ausmal3 von
dem Projekt abweichen, das im Bautragerwettbewerb juriert wurde, kann gegenstandliche ZUSI-
CHERUNG seitens des Landes Wien widerrufen werden.

3) Weiteres Zuzahlerfordernis:
Eine Zuzdhlung von Férderungsmitteln erfolgt - unbeschadet der allfillig erfolgten Erfillung der Gb-
rigen Auszahlungserfordernisse - jedenfalls erst dann, wenn das der Baubewilligung zugrundelie-
gende (bewilligte) Planwerk seitens der Magistratsabteilung 25 begutachtet wurde und wenn selbi-
ges - auch hinsichtlich der Kostenaufstellung - in der ,DATENGEGENUBERSTELLUNG" der Magist-
ratsabteilung 25 als dem im Bautragerwettbewerb vorgelegten Datenkonvolut entsprechend beur-
teilt worden ist, und wenn Uberdies die nachfolgend angefihrten Prifunterlagen dem Bauvaufsichts-
organ (der Magistratsabteilung 25) nachgereicht wurden und diese Nachreichungen seitens des
Bavaufsichtsorganes als erfolgt bestatigt wurden:
- rechtskréftiger Planwechselbescheid
- Kopie der Ankindigung des Bauvorhabens im Amtsblatt
- Ausschreibungsunterlagen
- Reihungsliste der auf Grund der 6ffentlichen Ausschreibung eingelangten Anbote
- Auftragsschreiben der Baumeisterin bzw. des Baumeisters oder der Generalunternehmerin
bzw. des Generalunternehmers; falls nicht die Billigstbieterin bzw. der Billigstbieter mit den
Arbeiten beauftragt wird, ist diesbeziglich eine kurze Erlduterung abzugeben.
- Auftragsschreiben der Architektin bzw. des Architekten, der Statikerin bzw. des Statikers o-
der sonstiger sachversténdiger Personen

Vorlage 502_W MA 50 - WBF Zus, MWH-Miete (giiltig ab 01.03.2021)
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- Bauphysikalische Berechnung
- Zahlungsplan

4) GemaB § 9 Wiener Antidiskriminierungsgesetz darf die Vergabe von Férderungen des Landes
ausschlieflich an naturliche oder juristische Personen erfolgen, die das Verbot der Diskriminierung
(& 2) und Benachteiligung (§ 4 Abs. 3) beachten. Die férderungswerbenden Personen haben eine
diesbezigliche Erklarung der Haftungsiibernahme abzugeben.

5) Sollte vor Fertigstellung und Endabrechnung des Bauvorhabens eine Wohnungseigentumsbe-
grindung erfolgen, so verpflichtet sich die Férderungswerberin etwaige noch einzutragende Grund-
buchsurkunde(n) fir die Land Wien Férderung(en) [Schuldschein(e), Verpflichtungserkldrung und
Pfandbestellungsurkunde] grundbuchsfahig vorzubereiten und dem Land Wien zur Priffung und
Unterfertigung vorzulegen.

6) Fur alle aus diesem Rechtsgeschéft etwa entspringenden Rechtsstreitigkeiten, die nicht kraft Ge-
setzes vor einen besonderen ausschlieflichen Gerichtsstand gehéren, sind, in erster Instanz, die
sachlich zusténdigen Gerichte am Sitz der Wiener Landesregierung, Wien 1, Rathaus, ausschlief3lich
zustandig.

7) Durch die Unterfertigung der Zweitschrift dieser Zusicherung erklart sich die Férderungswerberin
unwiderruflich mit allen Bestimmungen dieser Zusicherung, des WWFSG 1989 in der geltenden Fas-
sung, sowie der dazu ergangenen Durchfiihrungsverordnungen der Wiener Landesregierung, als fir
sie rechtsverbindlich einverstanden.

Sachbearbeiterin: Mit freundlichen GriRen
Hawlicek Urdie Landesregierung:

Vorlage 502_W MA 50 - WBF Zus. MWH-Miete (gultig ab 01.03.2021)
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- . Land Wohnbauférderung

‘ ' e .. | undSchiichtungsstelle fir LANDESREGIERUNG
Wle n wohnrechtliche Angelegenheiten N — S
Heimbau MA 50 - Gruppe Neubauférderung
Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft  und Eigenmittelersatzdarlehen
registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haftung Referat Neubauférderung
Tannengasse 20 Muthgasse 62, 1. Stock,
1150 Wien Riegel F und G, 1190 Wien

Telefon +43 14000 74840
Fax +43 14000 99 74840
neubaufoerderung@ma50.wien.gv.at

wien.gv.at
MA 50 - NF 971550/2018 Wien, 24. Juni 2021
12, Wolfganggasse, BAG B
WWEFSG 1989

§ 13 NeubauVO 27/2007 i.d.g.F.
Kommunale Infrastruktur

ERGANZUNGS- und ABANDERUNGSZUSICHERUNG

In Ergéinzung und Abanderung der ha Férderungszusicherung vom 12. November 2019 teilt die Ma-
gistratsabteilung 50 mit, dass das Pfandrechte in der Hohe von 150 vH des zugesicherten Baukos-
tenzuschusses (das sind 738.072,00 EUR)

auf der Liegenschaft EZ 2748
KG Meidling

einzuverleiben ist.

Gleichzeitig wird Pkt. 1) und Pkt.3) im Abschnitt Il wie folgt geéindert:

.
Fir die Zusicherung gelten folgende Bedingungen, Beschrankungen und Auflagen:

1) Von der Forderungswerberin ist die Verpflichtungserkldrung und Pfandbestellungsurkunde be-
glaubigt zu unterfertigen. Im Anschluss daran ist beim Grundbuchsgericht die Verbiicherung der
Pfandbestellungsurkunde (mit gleichzeitiger Zustellung der Originalurkunde und eines Grundbuchs-
auszuges ehestmdglich an das Amt der Wiener Landesregierung) zu erwirken. Dem Hochstbetrags-
pfandrecht zu Gunsten des Landes diirfen nur Geldlasten, die - im Finanzierungsplan der Férde-
rungszusicherung vom 24. Juni 2021 zur EZ 2748 des Grundbuches der KG Meidling - als vorrangig
zvu verbichernd ausgewiesen sind, vorangehen.

Vorlage 524 MA 50 - WBF Abénderung_Zus. Komm. Infrastuktur allgemein (giltig ab 9.6.2020)
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3) Die Uberweisung des Baukostenzuschusses (des nichtriickzahlbaren Zuschusses) erfolgt nur tran-
chenweise Uber Antrag des Bauaufsichtsorganes bei entsprechendem Baufortschritt gegen Rech-
nungslegung. Voraussetzung fir eine Auszahlung des Baukostenzuschusses sind die Vorlage des
Grundbuchsauszuges Uber die Einverleibung des Héchstbetragspfandrechts im Ausmaf? von
738.072,00 EUR und die Baubeginnsanzeige anldsslich der Errichtung der Wohnhausanlage in
Wien 12, Wolfganggasse, BAG B, EZ 2748 des Grundbuches der KG Meidling .

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfiandung noch auf irgendeine andere Weise unter Lebenden verfiigt werden.

Alle Gbrigen Punkte der ha Férderungszusicherung vom 12. November 2019 bleiben vollinhaltlich
aufrecht.

FUr die Landesregierung:
Die Sachbearbeiterin:
Hawlicek

Vorlage 524 MA 50 - WBF Abénderung_Zus. Komm. Infrastuktur allgemein (giiltig ab 9.6.2020)
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wohnrechtliche Angelegenheiten

Heimbau MA 50 - Gruppe Neubauférderung
Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft  und Eigenmittelersatzdarlehen
registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haftung Referat Neubauférderung
Tannengasse 20 Muthgasse 62, 1. Stock,

1150 Wien Riegel F und G, 1190 Wien

Telefon +43 14000 74840
Fax +43 1 4000 99 74840

neubaufoerderung@ma50.wien.gv.at

wien.gv.at
MA 50 - NF 971550/2018 Wien, 24. August 2021
12, Wolfganggasse, BAG B
WWFSG 1989

ZUSICHERUNGSANDERUNG

Abschnitt Il. Punkt 3) der Zusicherung vom 24. Juni 2021 wird aufgehoben und wie folgt neu festge-
setzt:

3) Fur die Abstattung der eingesetzten Darlehen bzw. Eigenmittel gemaR § 62 Abs. 1 Z 1 und 2
WWFSG 1989 darf gemaR § 3 Abs. 4 Neubauverordnung 2007 fiir die Norm-Wohnungen und
Geschiftsraume auf Férderungsdauer héchstens der Betrag gemaR § 63 Abs. 1 und 3 WWFSG
1989 begehrt werden.

Zum Zeitpunkt des Bezugs darf maximal der anlésslich der Vorlage des Projekts im Bautrager-
wettbewerb fir den Zeitpunkt des Bezugs angebotene Betrag von 4,68 EUR (je Quadratmeter
Nutzfliche und Monat) begehrt werden.

Dieser Betrag erh&ht sich jahrlich jeweils zum 1. Janner um 2,5 %. Sollte sich jedoch der verlaut-
barte Indexwert des Verbraucherpreisindex 2015 [oder des an seine Stelle tretenden Index] fir
Juni jeweils gegeniiber dem verlautbarten Indexwert fir Juni des vorangegangenen Jahres um
mebhr als 2,5 % erhdhen, so erhéht sich dieser Betrag um die entsprechende Veranderung des
Verbraucherpreisindex 2015.

Beides allerdings maximal bis zur héchstzuldssigen Grenze gemall § 63 Abs. 1 und 3

WWFSG 1989.

Im Falle einer solchen Uberschreitung stelit der von vorgenannter Verordnung (in Verbindung
mit § 63 Abs. 1 und 3 WWFSG 1989 i.d.F. LGBI. fir Wien 69/2019) vorgegebene Wert die ein-
zuhaltende absolute Obergrenze der auf die Mieterinnen (Nutzungsberechtigten) Gberwélzba-
ren Quadratmeterbelastung (aufgeteilt gemiR § 63 Abs. 4 WWFSG 1989 Uber die entsprechen-
den Nutzwerte) dar.
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Fir die Abstattung der eingesetzten Darlehen bzw. Eigenmittel gemaR § 62 Abs. 1Z 1 und 2
WWFSG 1989 darf gemiR § 3 Abs. 4 in Verbindung mit § 6a Abs. 1 lit c) Neubauverordnung
2007 fur die SMART-Wohnungen auf Férderungsdauer hdchstens der Betrag gemaR § 63
Abs. 1 und 3 WWFSG 1989 in Verbindung mit & 6a Abs. 1 lit ¢} Neubauverordnung 2007 be-
gehrt werden.

Zum Zeitpunkt des Bezugs darf maximal der anlasslich der Vorlage des Projekts im Bautrager-
wettbewerb fir den Zeitpunkt des Bezugs angebotene Betrag von 4,20 EUR (je Quadratmeter
Nutzfliche und Monat) begehrt werden.

Dieser Betrag erhdht sich jahrlich jeweils zum 1. Jdnner um 2,5 %. Sollte sich jedoch der verlaut-
barte Indexwert des Verbraucherpreisindex 2015 [oder des an seine Stelle tretenden Index] fir
Juni jeweils gegeniiber dem verlautbarten Indexwert fiir Juni des vorangegangenen Jahres um
mehr als 2,5 % erhdhen, so erhoht sich dieser Betrag um die entsprechende Verénderung des
Verbraucherpreisindex 2015.

Beides allerdings maximal bis zur héchstzulissigen Grenze gem&B § 63 Abs. 1 und 3

WWFSG 1989 in Verbindung mit § 6a Abs. 1 lit ¢) Neubauverordnung 2007.

Im Falle einer solchen Uberschreitung stellt der von vorgenannter Verordnung (in Verbindung
mit § 63 Abs. 1 und 3 WWFSG 1989 i.d.F. LGBI. fir Wien 69/2019 und in Verbindung mit § 6a
Abs. 1 lit. ¢) vorgenannter Verordnung i.d.g.F.) vorgegebene Wert die einzuhaltende absolute
Obergrenze der auf die Mieterinnen (Nutzungsberechtigten) Uberwélzbaren Quadratmeterbe-
lastung (aufgeteilt gem&R § 63 Abs. 4 WWFSG 1989 Uber die entsprechenden Nutzwerte) dar.

Alle Gbrigen Punkte der Férderungszusicherung vom 24. Juni 2021 bleiben vollinhaltlich aufrecht.

Durch die Unterfertigung der Zweitschrift dieser Zusicherungsénderung erklart sich die Férderungs-
werberin unwiderruflich mit allen Bestimmungen dieser Zusicherungsinderung, des WWFSG 1989 in
der geltenden Fassung, sowie der dazu ergangenen Durchfihrungsverordnungen der Wiener Lan-
desregierung, als fUr sie rechtsverbindlich einverstanden.

Sachbearbeiterin:
Hawlicek

Mit freyndlichen GriiRen
Fir 9ie' Landesregierung:

r_’%l}-"(" /

Red|

Nachrichtlich an:

1.

2.
3.

MA 25 - Vorschreibung

MA 50 - Gruppe Eigenmittelersatzdarlehen
WOHNFONDS WIEN (per E-Mail)

Fonds fir Wohnbau und Stadterneuerung
Wohnservice Wien GmbH (per E-Mail)

3, Guglgasse 7-9

zum Akt

Vorlage (giiltig ab 29.6.2019}



"Heimbau" Gemeinnutzige Bau-,

Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft
registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haftung DSTERRE
Tannengasse 20

BSTERREIGHISCHER

— GEMEINNUTZIGER
Rl | BAUVEREINIGUNGEN

1150 Wien A A B B REVISIONSVERBAND

Wien, am 01.12.2021
W 043/SB/hoe

Bescheinigung gem. § 7 Abs 6 Z. 3 lit. c Bautragervertragsgesetz [BTVG]

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der Anlage erhalten Sie antragsgemaf eine Bescheinigung gemafs § 7 Abs B Z 3 lit.c
BTVG. Wir weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, dass gemaf § 7 Abs 6 Z. 3 lit. b BTVG
gesichert und gewahrleistet sein muss, dass aufeer der Sicherstellung der
Finanzierungsmittel nach dem Finanzierungsplan keine weiteren geldwerten Lasten vor
Ende der Sicherstellungspflicht ohne Zustimmung der Gebietskérperschaft oder des
Erwerbers verbGchert werden dirfen.

Ob dazu die grundbiicherliche Eintragung eines Belastungsverhotes erforderlich ist, oder
eine forderungsrechtliche Auflage ausreicht, kdnnen wir derzeit mangels Vorliegens einer
dieshez(iglichen Rechtsprechung nicht abschlieend beurteilen. Auf magliche aus dieser
Rechtsunsicherheit resultierende Rechtsfolgen wird daher hingewiesen.

Mit freundlichen Grifsen

-
OSTERREICHISCHER YERBAND Gl
GEMEINNUTZIGER BAUV IGUNGEN
REVISIGNSVEREAND |/ Ui~ [Nt

1010 Wien - BosendarferstraRe 7 - Tel. +43 1 505 58 24 - Fax +43 1 505 58 24 720
verband@ghv.at - www.gbv.at - ATU 37538107 - DVR 0518263 - ZVR 657328661



"Heimbau" Gemeinnttzige Bau-,
Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft

registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haftung egggiﬁEICHISCHER
Tannengasse 20 GEMEINNUTZIGER

: BAUVEREINIGUNGEN
1150 Wien REVISIONSVERBAND

Wien, am 01.12.2021
W 043/SB/hoe

Bescheinigung gem. § 7 Abs. 6 Z. 3 lit. c Bautragervertragsgesetz (BTVG)
Ihr Schreiben vom 22.11.2021

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bescheinigen hiermit, dass allfallige Ruckforderungsanspriiche bezlglich der in lhrem
Antrag vom 22.11.2021 angefuhrten, vor Bezug geleisteten Zahlungen der Erwerber durch
die sich aus der gepriften Bilanz per 31.12.2020 ergebenden Eigenkapitalausstattung
ausreichend gedeckt sind. Far den am 31.05.2021 - somit fristgerecht - erstellten
Jahresabschluss mit Bilanzstichtag per 31.12.2020 wurde am 13.10.2021 ein
Bestatigungsvermerk mit uneingeschranktem Priifungsurteil erteilt.

Das Eigenkapital der Bilanz per 31.12.2020 betragt € 316.474.521,41. Die in hrem Antrag
vom 22.11.2021 angeflhrten, mit gegenstandlicher Bescheinigung gem. §7 Abs.6 Z.3
lit. ¢ BTVG zu sichernden Zahlungen vor Bezug betragen insgesamt € 5.123.900,00 (inkl.
allfalliger Zahlungen fir Sonderleistungen und Zinsen gem. § 14 BTVG iVm §8 Abs.1

BTVG).

Die Bescheinigung gilt mit der MaRgabe, dass die in Ihrem Antrag angefihrten Projekte
und Zahlungen var Bezug vallstandig und richtig sind bis fangstens 31.12.2022.

GemaR § 7 Abs. 7 BTVG haftet der Revisionsverband im Rahmen und in Anwendung des
§ 275 Abs. 2 UGB dem Erwerber unmittelbar fr die Richtigkeit der Bescheinigung gemafs
§ 7 Abs. 6 Z. 3 lit. ¢ BTVG.

Mit freundlichen Gr(ifden

\ /
(STERREICHISCHER YERBAND
GEMEINNUTZIGER BAUVEREN|GUNGEN

REVISHONSVER A

cc: Amt der Wiener Landesregierung

1010 Wien - BosendarferstraRe 7 - Tel. +43 1 505 58 24 - Fax +43 1 505 58 24 720
verband@gbv.at - www.gbv.at - ATU 37538107 - DVR 0518263 * ZVR 657328661




heimbau

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

1150 Wien, Tannengasse 20
. Telefon: 01/98171-0
Osterreichischen Verband gemeinnUtziger www.heimbau.at
Bauvereinigungen — Revisionsverband
BosendorferstraBe 7/l
1010 WIEN

Wien, 22.11.2021/mk

Antrag gem. § 7 (8) Z. 3 BTVG
Bescheinigung gem. § 7 Abs. 6 L. 3 lit. c Bautrigerveriragsgesetz (BTVG)

Sehr geehrte Damen und Herrenl

Wir ersuchen den Osterreichischen Verband gemeinnitziger Bauvereinigungen -
Revisionsverband um Ausstellung einer Bescheinigung gem. § 7 Abs. 6 1. 3 lit. ¢ BIVG bis
31.12.2022 fUr die unten angefUhrten Zahlungen der Erwerber des unten angefhrten Projekis,
fUr die eine Forderung aus dffentlichen Mitteln gewdhrt wird und deren (erste) Uberlassung in

Miete oder sonstiger Nutzung erfolgt.

For den fristgerecht am 31.05.2021 erstellten, das Geschdftsjahr 2020 betreffenden
Jahresabschluss (Bilanzstichtag: 31.12.2020) wurde der uneingeschrankte Bestatigungsvermerk
am 13.10.2021 erteilt.

Bauvorhaben leitraum der vor dem Vor Bezug Beobsichﬁ_g—]
beabsichtigten Bezugs- | bestehende bzw. -ter Bezugs-
termin vorgesehenen vorgesehene Ein- termin
Einhebungen von hebungen von Fi-
Finanzierungsbeitrdgen | nanzierungsbeitrdgen

(Gesamtsumme]’

1120 Wien, 01.11.2021 - 31.10.2022 5.123.900,00 | 01.11.2022

EichenstraBBe 2 /

Hermann-Glick-Weg 6

Gesamfes Sicherungserfordernis’ 5.123.900,00

1 Hier sind sémtliche vor dem beabsichtigten Bezug im Gultigkeitszeitraum der Bescheinigung
bestehende bzw. vorgesehene Einhebungen von Finanzierungsbeitrdgen (inklusive Zahlungen
for Sonderleistungen gem. § 1 Abs.1 2. Satz BTVG) sowie auch Zinsen for alifallige
RUckforderungsanspriche gem. § 8 Abs. 1iVm § 14 BTVG anzufUhren.

DVR Nr.: 0531545
Firmenbuchgericht Wien

FN 974318
ATU 43900105



Wir erkldren ausdricklich, dass die in voriger Aufstellung angefUhrten Projekte vollstandig sind,
d.h. dass die Aufstellung sémiliche Projekte und in voller Hbhe jene alifdlligen
RUckforderungsanspriche nach dem BTVG enthdlt, fir welche die Sicherungspflicht durch
Ausstellung der Bescheinigung gem. § 7 Abs. 6 Z. 3 BTVG als erfillt gelten soll. Entstehen neve
oder zusatzliche Sicherungserfordernisse, verpflichten wir uns, eine neuerliche Bescheinigung
zu beantragen oder andere Sicherungsinstrumente gem. § 7 BTVG einzusetzen.

Weiters verpflichten wir uns, unverziglich und insoweit andere Sicherungsinstrumente gem. § 7
BTVG einzusetzen, sobald das Eigenkapital - aus welchen Grinden auch immer - nicht mehr
ausreicht, allfallige RUckforderungsanspriiche abzudecken.

Wir ersuchen eine Kopie der Bescheinigung an das Amt der Wiener Landesregierung zu
Ubermitteln.

mit freundlichen GriBen

helm

Gemdi uta e Bau-, Wohy bﬂj
g‘lz‘ sg%nos;&'hs*{haﬁ
g. Genossenschaft m
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NEPRAUNIK & PRAMMER

RECHTSANWALTE

DIENSTBARKEITSVERTRAG

(VWOLFGANGGASSE)

abgeschlossen zwischen

1.) GESIBA Gemeinniitzige Siedlungs- und Bauaktiengesellschaft (FN 52149s)
1010 Wien, EBlinggasse 8-10

- in der Folge kurz "GESIBA" genannt -

2.) "Heimbau'' Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft
registrierte Genossenschaft mit beschrinkter Haftung (FN 97431g)
1150 Wien, Tannengasse 20

- in der Folge kurz "Heimbau" genannt -,

3) WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft m.b.H. (FN 433228a)
1010 Wien, EBlinggasse 8-10

- in der Folge kurz "WIGEBA" genannt -

- alle zusammen in der Folge kurz "Vertragsparteien" genannt -

wie folgt:

I.
SACH- UND RECHTSLAGE

(1)  Die Vertragsparteien sind jeweils Eigentlimer nachgenannter Liegenschaften der
KG 01305 Meidling:

Eigentiimer EZ Grundstiick/Bauplatz
GESIBA 2746 511/4 (Bauplatz 1A)
WIGEBA 2747 603 (Bauplatz 1B)
Heimbau 2748 511/5 (Bauplatz 1C)




NEPRAUNIK & PRAMMER

RECHTSANWALTE

2) Auf den vorgenannten Bauplitzen werden Wohnhéuser samt Tiefgaragen errichtet. Die
ErschlieBung der Tiefgaragen wird iiber eine gemeinsame Ein- und -ausfahrt auf Bauplatz 1C
sowie Durchwegungen und Fluchtwege iiber Nachbarbauplitze erfolgen. Der Kinder- und
Jugendspielplatz fiir sdmtliche Bauplitze wird sich auf den Bauplitzen 1A und Bauplatz 1C
befinden, der gemeinsame Kleinkinderspielplatz fiir die Bauplitze 1A und 1B auf diesen. Auf
Bauplatz 1C wird eine an den Bauplatz 1A angrenzende Fliche diesem als Kindergartenflache
zur Verfiigung gestellt. Desweiteren wird es gemeinsame Feuerwehrzufahrten sowie
Feuerwehraufstellfliichen fiir benachbarte Baupldtze geben. Zwischen Bauplatz 1B und 1C
springen in einem Bereich die Feuermauern zur Bildung eines Lichthofes zuriick.

3) Die Vertragsparteien sind iibereingekommen, diese - bereits im Zuge der
Projektentwicklung vereinbarten - liegenschaftsiibergreifenden Nutzungsrechte durch die
Vereinbarung entsprechender Dienstbarkeiten auch grundbiicherlich sicherzustellen. Mit
diesem Dienstbarkeitsvertrag werden auch allfillige bis dato zwischen den Vertragsparteien
bestehende schuldrechtliche Vereinbarungen betreffend Dienstbarkeiten hinsichtlich der
vertragsgegenstindlichen Liegenschaften bereinigt und hiermit endgiiltig geregelt.

(4) Die Vertragsparteien streben die Verbiicherung der vertragsgegenstindlichen
Dienstbarkeiten ob ihrer jeweiligen Liegenschaften vor dem ersten Geldrang an, weshalb sie
sich bemiihen werden, bis zur grundbiicherlichen Durchfithrung dieses Vertrages ihre
Liegenschaften soweit moglich nicht mit Pfandrechten zu belasten und kein (weiteres)
schlichtes Miteigentum zu begriinden. Hinsichtlich bestehender oder bis zur grundbiicherlichen
Durchfiihrung dieses Vertrages eingetragener Pfandrechte werden sich die Vertragsparteien
bemiihen entsprechende Vorrangeinrdumungserkldrungen der Pfandgldubiger einzuholen,
wozu sie den Vertragserrichter dieses Dienstbarkeitsvertrages ausdriicklich bevollmédchtigen
und beauftragen, stimmen der Vorrangeinrdumung hiermit ausdriicklich zu und verpflichten
sich selbst auch entsprechende Zustimmungserklarungen abzugeben (siehe dazu auch die
Vollmacht gemiB Punkt IIL. Abs. (9) dieses Vertrages). Die Vertragsparteien erkldren sich auch
mit der nachtriglichen, dh erst nach Verbiicherung dieses Vertrages erfolgenden, Herstellung
dieser Grundbuchsordnung einverstanden.

5) Wenn nicht in diesem Vertrag gesondert anderes festgehalten wird, stehen die mit
diesem Vertrag eingerdumten ad personam auslibbaren (Mit)benutzungsrechte nicht nur den
Eigentiimern der jeweiligen Bauplitze bzw von Wohnungseigentumsobjekten zu, sondern auch
den Mietern von auf diesen Bauplitzen errichteten Objekten sowie deren mit ihnen im
gemeinsamen Haushalt lebenden Mitbewohnern bzw deren Gisten sowie Mitarbeitern, Kunden
und Lieferanten. Gleichzeitig wird festgehalten, dass es sich bei diesem Vertrag um keinen
Vertrag zu Gunsten Dritter handelt; die hier enthaltene Aufzdhlung dient lediglich der
Veranschaulichung und Abgrenzung der Ausiibungsberechtigten.

(6) Soweit in diesem Vertrag die Verrechnung von Kosten vorgesehen ist (dies betrifft
daher nicht eine etwaige Verpflichtung zur Tragung der Herstellungskosten aufgrund
gesonderter Vereinbarung[en)), soll die Kostentragungspflicht nur bestehen, wenn und solange
eine Mit(Benutzung) durch das herrschende Grundstiick moglich ist. Es diirfen daher nur
Kosten fiir jene Aufwendungen verrechnet werden, die nach Fertigstellung und
Zurverfiigungstellung der Dienstbarkeitsflachen bzw. -einrichtungen getitigt werden. Zudem
entsteht eine Kostentragungspflicht fiir das herrschende Grundstiick erst mit Erstbezug.
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III
DIENSTBARKEITSEINRAUMUNGEN

Sohin riumen die Vertragsparteien einander nachgenannte Dienstbarkeiten ein:

A.
TIEFGARAGENEIN-, -AUS- UND —DURCHFAHRTEN / FEUERMAUEROFFNUNGEN /
FLUCHTWEGE

(1.1) HEIMBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/5, KG
01305 Meidling, rdumt hiermit den jeweiligen Eigentiimern der herrschenden Grundstiicke
511/4, 603, je KG 01305 Meidling,

_ die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
mit 8 ausgewiesenen Ein- und Ausfahrt Garage samt Garagentor und
Schliisselschalter/Bedientableau,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
mit 12 ausgewiesenen Fliche zum Begehen und Befahren

. die Dienstbarkeit der Duldung der Feuermauerdffnung im im angeschlossenen
Servitutsplan mit 35 bezeichneten Bereich

ein.

(1.2) GESIBA als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/4, KG
01305 Meidling, rdumt hiermit den jeweiligen Eigentiimern des herrschenden Grundstiicks 603,
KG 01305 Meidling,

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
mit 11 ausgewiesenen Fliche zum Begehen und Befahren

_die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
mit 17, 21 und 25 bezeichneten Stiegenhauses als Fluchtstiegenhaus aus der Tiefgarage
samt Zu- und Abgang zu diesem

_die Dienstbarkeit der Duldung von Feuermauerdffnungen in den im angeschlossenen
Servitutsplan mit 33, 34 und 39 bezeichneten Bereichen

_ die Dienstbarkeit der Duldung von Feuermauerdffnungen samt Brandschutztoren in den
im angeschlossenen Servitutsplan mit 35, 37 und 38 bezeichneten Bereichen

ein.
(1.3) WIGEBA als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 603, KG 01305

Meidling, riumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks 511/4, KG
01305 Meidling
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- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen Servitutsplan
mit 13 und 14 ausgewiesenen Flichen zum Begehen und Befahren

- die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung des im angeschlossenen Servitutsplan
mit 19, 23 und 27 bezeichneten Stiegenhauses als Fluchtstiegenhaus aus der Tiefgarage
samt Zu- und Abgang zu diesem

- die Dienstbarkeit der Duldung von Feuermauerdffnungen in den im angeschlossenen
Servitutsplan mit 32, 37 und 38 bezeichneten Bereichen

- die Dienstbarkeit der Duldung von Feuermauerdffnungen samt Brandschutztoren in den
im angeschlossenen Servitutsplan mit 33, 34 und 39 bezeichneten Bereichen

ein.

(2)  Die Regelung der Errichtung dieser Einrichtungen und der Tragung der hierfiir
entstehenden Kosten unterliegt nicht dieser Vereinbarung. Festgehalten wird, dass die
Mitbenutzung gemih Abs (1.1) bis (1.3) ab 31.08.2022 erfolgen wird konnen; HEIMBAU hat
bis dahin eine diesbeziigliche Teilfertigstellungsanzeige an GESIBA und WIGEBA zu
iibermitteln.

3 Simtliche Kosten der Erhaltung (Instandhaltung und Instandsetzung), Wartung und
Reinigung (samt Winterdienst) der Belidge der im angeschlossenen Servitutsplan mit 8 und 12
ausgewiesenen Flichen sowie des Betriebes, der Erhaltung (Instandhaltung und
Instandsetzung) und Wartung des Garagentores und Schiiisselschalter/Bedientableau, werden -
soweit sie konkret diesen Flichen und Einrichtungen zugordnet werden konnen - in folgendem
Verhiltnis getragen:

{ Bauplatz Stellpliitze / Anteil

| Bauplatz 1A 80 /25,64 %
Bauplatz 1B 75 124,04 %

B Bauplatz 1C | 157 /50,32 %

Samtliche Kosten der Erhaltung (Instandhaltung und Instandsetzung), Wartung und Reinigung
(samt Winterdienst) der Beldge der im angeschlossenen Servitutsplan mit 11, 13 und 14
ausgewiesenen Flichen sowie des Betriebes, der FErhaltung (Instandhaltung und
Instandsetzung) und Wartung samtlicher Feuermauerdffnungen samt Brandschutztoren (dies
umfasst auch die im angeschlossenen Servitutsplan im Bereich 35 ausgewiesene
Feuermauerdffnung) - soweit sie konkret diesen Flichen und Einrichtungen zugordnet werden
konnen - in folgendem Verhiltnis getragen:
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Bauplatz Stellpliitze / Anteil
Bauplatz 1A 80/51,61 %
Bauplatz 1B 751748,39 % |

Andert sich die Anzahl der letztlich errichteten Kfz-Abstellplitze (gemiB den nach
Baufertigstellung zu erstellenden bauordnungsgeméBen Bestandspldnen) auch nur auf einem
Bauplatz um einen Kfz-Abstellplatz, erfolgt eine entsprechende Anpassung der vereinbarten
Aufteilungsschliissel fiir zukiinftige Abrechnungsperioden.

4) Die Eigentiimer bzw Verwalter werden sich tunlichst bemiihen, fiir die in Abs (3)
aufgezihlten Erhaltungs- und Wartungsarbeiten die gleichen Auftragnehmer zu beauftragen.

3 Die Abrechnung der Kosten erfolgt einmal jihrlich (Abrechnungsperiode =
Kalenderjahr) durch die Eigentiimer bzw Verwalter des dienenden Grundstiicks. Die
Rechnungen (samt zugehorigen Belegen bzw. Belegkopien) sind mit Datum 31.12. auszustellen
und den Eigentiimern der nutzungsberechtigten Grundstiicke einlangend bis ldngstens 31.03.
zu iibermitteln, damit die anteiligen Kosten periodengerecht in der Jahresabrechnung der
Betriebskosten bzw. laufenden Aufwendungen (je nach Nutzungsform gemifi WEG, WGG
oder MRG) berticksichtigt werden konnen.

Kosten fiir Erhaltungsmafnahmen, die einen Betrag von EUR 5.000,00 netto pro Mallnahme
tiberschreiten, diirfen jedoch sofort nach Anfall in Rechnung gestellt werden und sind die
Eigentiimer vorgenannter Bauplitze diesfalls zur (entsprechend anteiligen) Zahlung innerhalb
von vier Wochen verpflichtet. Soweit nicht Gefahr im Verzug vorliegt, ist die Beauftragung
solcher MaBnahmen unter den Verwaltungen der vorgenannten Bauplidtze abzustimmen. Der
vorgenannte Betrag ist wertgesichert. Die Anpassung hat einmal jihrlich jeweils im Dezember
mit Wirkung ab 1. Jinner des Folgejahres anhand des von der Statistik Austria verlautbarten
VPI 2015 zu erfolgen. Der genannte Betrag verdndert sich hierbei jeweils im selben Ausmal}
wie sich der endgiiltig festgesetzte VPI 2015 mit Basismonat September des Vorjahres zum
endgiiltig festgesetzten VPI 2015 mit Basismonat September des laufenden Jahres verdndert
hat.

B.
KINDER- UND JUGENDSPIELPLATZ / KLEINKINDERSPIELPLATZ

(1.1) HEIMBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/5, KG
01305 Meidling, rdumt hiermit den jeweiligen Eigentiimern der herrschenden Grundstiicke
511/4, 603, je KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im
angeschlossenen Servitutsplan mit 5 ausgewiesenen Fliche eines Kinder- und
Jugendspielplatzes ein.
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(1.2) GESIBA als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/4, KG
01305 Meidling, rdumt hiermit den jeweiligen Eigentiimern der herrschenden Grundstiicke
511/5, 603, je KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im
angeschlossenen ~ Servitutsplan mit 1 ausgewiesenen Fliche eines Kinder- und
Jugendspielplatzes ein.

(1.3) GESIBA als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/4, KG
01305 Meidling, raumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks 603,
KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen
Servitutsplan mit 4 ausgewiesenen Fliche eines Kleinkinderspielplatzes ein.

(1.4) WIGEBA als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 603, KG 01305
Meidling, raumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks 511/4, KG
01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen
Servitutsplan mit 10 ausgewiesenen Fliche eines Kleinkinderspielplatzes ein.

(2)  Die Spielplitze sind entsprechend ihrer jeweiligen Ausgestaltung durch die Eigentiimer
der dienenden Grundstiicke zu nutzen. Der Eigentiimer der dienenden Grundstiicke behalten
sich vor - in Abstimmung untereinander - Beniitzungsordnungen zu erlassen, die auch
Einschrinkungen der Nutzungsmoglichkeiten/des Nutzerkreises beinhalten konnen, wenn sich
solche Einschrinkungen aus gesetzlichen oder behordlichen Vorgaben ergeben.

(3)  Die Regelung der Errichtung der Spielplitze und der Tragung der hierfiir entstehenden
Kosten unterliegt nicht dieser Vereinbarung.

@) Fiir den Betrieb, die Erhaltung (Instandhaltung und Instandsetzung), Wartung (inklusive
Beleuchtung und Griinflichenpflege) und Reinigung (inklusive Winterdienst) und Verwaltung
der Spielplitze (inklusive der darauf befindlichen Anlage) haben die Eigentiimer der dienenden
Grundstiicke zu sorgen. Die Vertragspartner werden sich tunlichst bemiihen, fiir diese
MaBnahmen die gleichen Auftragnehmer zu beauftragen.

(5.1) Die Kosten fiir die unter Abs. (4) genannten MaBnahmen fiir den Kinder- und
Jugendspielplatz (Fldchen 1 und 5) sind - soweit sie konkret diesen Fldchen und Einrichtungen
zugordnet werden konnen - in folgendem Verhiltnis zu tragen:

Bauplatz Nutzfliche/Anteil
Bauplatz 1A 12.698,88 m?/ 32,98 %
Bauplatz 1B 6.64321 m>/ 17,25 %
Bauplatz 1C 19.167,63 m* /49,77 %
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(5.2) Die Kosten fiir die unter Abs. (4) genannten MaBnahmen fiir den Kleinkinderspielplatz
(Flichen 4 und 10) sind - soweit sie konkret diesen Flachen und Einrichtungen zugordnet
werden konnen - in folgendem Verhiltnis zu tragen:

Bauplatz Nutzfléiche/Anteil
Bauplatz 1A 12698,88 m?/ 65,65 %
|
Bauplatz 1B 6.643,21 m* /34,35 %

(5.3) Nach Baufertigstellung der vertragsgegenstindlichen Wohnhausanlagen sind diese
Kostenverteilungsschliissel auf Basis der gemdl den den Fertigstellungsanzeigen
angeschlossenen Bestandpldnen errichteten oberirdischen Nutzflichen gemidl § 16 Abs. (2)
WGG idF vom 11.12.2014 fiir zukiinftige Abrechnungsperioden anzupassen.

Die Abrechnung dieser Kosten erfolgt einmal jahrlich (Abrechnungsperiode = Kalenderjahr)
durch die Eigentiimer bzw Verwalter des dienenden Grundstiicks. Die Rechnungen (samt
zugehorigen Belegen bzw. Belegkopien) sind mit Datum 31.12. auszustellen und den
Eigentiimern der nutzungsberechtigten Grundstiicke einlangend bis lidngstens 31.03. zu
iibermitteln, damit die anteiligen Kosten periodengerecht in der Jahresabrechnung der
Betriebskosten bzw. laufenden Aufwendungen (je nach Nutzungsform gemil WEG, WGG
oder MRG) beriicksichtigt werden konnen.

Kosten fiir ErhaltungsmaBnahmen, die einen Betrag von EUR 5.000,00 netto pro Maflnahme
iiberschreiten, diirfen jedoch sofort nach Anfall in Rechnung gestellt werden und sind die
Eigentiimer vorgenannter Bauplitze diesfalls zur (entsprechend anteiligen) Zahlung innerhalb
von vier Wochen verpflichtet. Soweit nicht Gefahr im Verzug vorliegt, ist die Beauftragung
solcher Mafinahmen unter den Verwaltungen der vorgenannten Bauplitze abzustimmen. Der
vorgenannte Betrag ist wertgesichert. Die Anpassung hat einmal jéhrlich jeweils im Dezember
mit Wirkung ab 1. Jianner des Folgejahres anhand des von der Statistik Austria verlautbarten
VPI 2015 zu erfolgen. Der genannte Betrag veridndert sich hierbei jeweils im selben Ausmaf
wie sich der endgiiltig festgesetzte VPI 2015 mit Basismonat September des Vorjahres zum
endgiiltig festgesetzten VPI 2015 mit Basismonat September des laufenden Jahres veréndert
hat.

C.
FEUERWEHRZUFAHRTEN/AUFSTELLFLACHEN FEUERWEHR

(1.1) GESIBA als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/4, KG
01305 Meidling, rdaumt hiermit den jeweiligen Eigentiimern der herrschenden Grundstiicke
511/5, 603, je KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im
angeschlossenen Servitutsplan mit 3 und 30 ausgewiesenen Feuerwehrzufahrt und
Aufstellfldche ein.
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(1.2) GESIBA als derzeitige Alleineigentimerin des dienenden Grundstiicks 511/4, KG
01305 Meidling, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks 603,
KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im angeschlossenen
Servitutsplan mit 36 ausgewiesenen Feuerwehraufstellflache ein.

(1.3) HEIMBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/5, KG
01305 Meidling, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks
511/4, KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im
angeschlossenen Servitutsplan mit 15 und 28 ausgewiesenen Feuerwehrzufahrt und
Aufstelifliche ein.

(14) HEIMBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/5, KG
01305 Meidling, rdumt hiermit den jeweiligen Eigentiimern der herrschenden Grundstiicke
511/4, 603, KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im
angeschlossenen Servitutsplan 29 ausgewiesenen Feuerwehrzufahrt und Aufstellfliche ein.

(1.5) WIGEBA als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 603, KG 01305
Meidling, raumt hiermit den jeweiligen Eigentiimern der herrschenden Grundstiicke 511/4,
511/5, je KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der im
angeschlossenen Servitutsplan mit 9 ausgewiesenen Feuerwehrzufahrt und Aufstellflache ein.

(2)  Fiir die Errichtung, den Betrieb, die Erhaltung (Instandhaltung und Instandsetzung),
Wartung und Reinigung (inklusive Winterdienst) und Verwaltung der Flichen hat der
Eigentiimer des jeweiligen dienenden Grundstiicks auf eigene Kosten zu sorgen.

D.
FEUERWEHROFFNUNGEN - LICHTHOF

HEIMBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/5, KG 01305
Meidling, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks 603, KG
01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Offnung der Feuermauer im Servitutsplan
mit 31 bezeichneten Bereich ein.

WIGEBA als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 603, KG 01305
Meidling, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks 511/5, KG
01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der Offnung der Feuermauer im Servitutsplan
mit 32 bezeichneten Bereich ein.

E.
KINDERGARTENFLACHE

1) HEIMBAU als derzeitige Alleineigentiimerin des dienenden Grundstiicks 511/5, KG
01305 Meidling, rdumt hiermit dem jeweiligen Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks
511/4, KG 01305 Meidling, die Dienstbarkeit der Duldung der ausschlieBlichen Nutzung der
im angeschlossenen Servitutsplan mit 6 ausgewiesenen AufBenfléche ein.
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2) Die AuBenfliche dient als Kindergartenfliche im Sinne des Beitrages zum
Bautrigerwettbewerb Wien 12., Wolfganggasse und darf als solche oder in vergleichbarer
Weise genutzt werden. Jedenfalls ausgeschlossen ist die Nutzung im Rahmen eines
Gastgewerbebetriebes.

3 Das ausschliefliche Nutzungsrecht umfasst auch das Recht, die Fldche abzuz&dunen und
Dritten (entgeltlich oder unentgeltlich) zu iiberlassen.

(4)  Fir die Errichtung, den Betrieb, die Erhaltung, Wartung und Verwaltung der
AuBenfldche hat der Eigentiimer des herrschenden Grundstiickes auf eigene Kosten zu sorgen.
Die Ubergabe und Ubernahme der (noch vom Eigentiimer des herrschenden Grundstiicks
fertigzustellenden) Auflenfliche wird spitestens am 01.06.2022 erfolgen.

III.
ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN

1) Die Vertragsparteien nehmen die vorgenannten Rechtseinrdumungen hiermit
ausdriicklich an.

(2)  Die diesen Vertrag fertigenden Organe der Vertragsparteien erkldaren hiermit jeweils an
Eides Statt, dass die jeweilige Gesellschaft ihren satzungsgeméBen Sitz im Inland hat und an
dieser Gesellschaft Ausldnder im Sinne des Wiener Auslidndergrunderwerbsgesetzes nicht
iiberwiegend beteiligt sind.

3 Die Einrdumung und Verbiicherung der vorgenannten Dienstbarkeiten erfolgt jeweils
auf Bestanddauer der auf den herrschenden Grundstiicken zur Errichtung gelangenden
Wohnhausanlagen sowie Tiefgaragen. Nach Erloschen haben die Eigentiimer der jeweils
herrschenden Grundstiicke etwaig vorhandene Anlagen, die ausschlielich ihnen der Ausiibung
der Dienstbarkeit gedient haben, auf ihre Kosten zu entfernen, soweit dies technisch moglich
und wirtschaftlich tunlich ist oder nicht ein Belassen mit keinem (dann gegenwirtigem oder
zukiinftigem) Aufwand und Kosten fiir den Eigentiimer des dienenden Grundstiicks verbunden
ist.

4) Die Vertragsparteien verpflichten sich ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag an
allféllige Rechtsnachfolger im Eigentum an den vertragsgegenstiandlichen Grundstiicken zu
iiberbinden. Diese Uberbindungsverpflichtung endet mit der Verbiicherung der die jeweilige
Vertragspartei berechtigenden bzw. belastenden Dienstbarkeiten

S) Die Einrdumung der vertragsgegenstindlichen Dienstbarkeiten erfolgt entgeltlich. Jeder
Bauplatz hat ein einmaliges Entgelt von EUR 1.000 zuziiglich 20 % Umsatzsteuer, sohin
EUR 1.200 an die Eigentiimer der anderen Bauplitze zu bezahlen, dessen Zahlung durch
wechselseitige Aufrechnung erklért wird.

(6) Die Kosten und Gebiihren der Errichtung und Verbiicherung dieses Servitutsvertrages
tragen die Vertragsparteien im Verhiltnis gemél Punkt II.B Abs. (5.1).
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(7)  Die Vertragsparteien stimmen der elektronischen Speicherung dieses Vertrages sowie
samtlicher weiteren zur Grundbuchsdurchfiihrung notwendigen Urkunden in einem der
gesetzlich vorgesehenen Urkundenarchive ausdriicklich zu.

(8)  Dieser Vertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, die beim vorgenannten
Vertragsverfasser hinterlegt wird und auch nach der Grundbuchsdurchfiihrung  als
gemeinschaftliche Urkunde von diesem treuhindig zu verwahren ist. Jede Vertragspartei erhdlt
eine einfache Abschrift bzw. iiber Wunsch und auf eigene Kosten auch eine oder mehrere
beglaubigte Abschriften.

)] Samtliche Vertragsparteien erteilen hiermit fir sich und ihre allfélligen
Rechtsnachfolger am Eigentum an den vertragsgegenstandlichen Grundstiicken dem
Vertragsverfasser, RA Mag. Martin Nepraunik, geb. 23.09.1973, und seinen Kanzleipartnern,
RA Mag. Wolfgang Prammer, geb. 19.06.1967, RA Dr. Leonhard Gobel, geb. 30.09.1979 und
RA Dr. Franz Reinthaler, geb. 05.11.1978, je einzeln den unwiderruflichen Auftrag samt
Vollmacht zur grundbiicherlichen Durchfiihrung dieses Vertrages und zur Verfassung und
Fertigung aller zu dieser Grundbuchsdurchfiilhrung etwaig noch notwendigen oder
zweckmiBigen Urkunden (insbesondere auch Vorrangeinrdumungserklarungen sowie
Zustimmung hiezu als zuriicktretende, vortretende Berechtigte oder als jeweiliger
Liegenschaftseigentimer zur Sicherstellung der Verbiicherung der Dienstbarkeiten vor dem
ersten Geldrang) und sonstigen Eingaben - dies unter ausdriicklicher Genehmigung der
Doppelvertretung und des Selbstkontrahierens - und zur Entgegennahme von diesbeziiglichen
Zustellungen.

IV .
AUFSANDUNGSERKLARUNGEN

1 "Heimbau' Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft
registrierte Genossenschaft mit beschrinkter Haftung (FN 97431g) erteilt hiermit ihre
ausdriickliche und unwiderrufliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages im Lastenblatt
ob der EZ 2748, KG 01305 Meidling, ob des dienenden Grundstiicks 511/5,

die Dienstbarkeit der Duldung
_ der Mitbenutzung einer Ein- und Ausfahrt Garage samt Garagentor und
Schliisselschalter/Bedientableau
_der Mitbenutzung einer Fliche zum Begehen und Befahren
- einer Feuermauerdffnung
je im Sinne und Umfang gemiB Punkt ILA. dieses Vertrages zugunsten der herrschenden
Grundstiicke 511/4 und 603, je KG 01305 Meidling,

die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der Fliache eines Kinder- und

Jugendspielplatzes im Sinne und Umfang gem#R Punkt ILB. dieses Vertrages zugunsten der
herrschenden Grundstiicke 511/4 und 603, je KG 01305 Meidling,
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die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehrzufahrt und Aufstellfliche im
Sinne und Umfang gemidB Punkt II.C. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 511/4, KG 01305 Meidling,

die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehrzufahrt und Aufstelifliche im
Sinne und Umfang gemidfl Punkt IL.C. dieses Vertrages zugunsten der herrschenden
Grundstiicke 511/4 und 603, je KG 01305 Meidling,

die Dienstbarkeit der Duldung der Offnung der Feuermauer im Sinne und Umfang gemif Punkt
ILD. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden Grundstiicks 603, KG 01305 Meidling
und

die Dienstbarkeit der Duldung der ausschlieBlichen Nutzung einer Auflenfléche im Sinne und
Umfang gemi Punkt ILE. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden Grundstiicks 511/4,
KG 01305 Meidling

einverleibt werden kann.

2) GESIBA Gemeinniitzige Siedlungs- und Bauaktiengesellschaft (FN 52149s) erteilt
hiermit ihre ausdriickliche und unwiderrufliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages
im Lastenblatt der EZ 2746, KG 01305 Meidling, ob des dienenden Grundstiicks 511/4,

die Dienstbarkeit der Duldung

- der Mitbenutzung einer Fliche zum Begehen und Befahren

- der Mitbenutzung eines Stiegenhauses als Fluchtstiegenhaus aus der Tiefgarage samt

Zu- und Abgang

- von Feuermauerdffnungen

- von Feuermauerdffnungen samt Brandschutztoren
je im Sinne und Umfang gemifl Punkt IL.A. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 603, KG 01305 Meidling,

die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der Fldche eines Kinder- und
Jugendspielplatzes im Sinne und Umfang gemdfl Punkt I1.B. dieses Vertrages zugunsten der
herrschenden Grundstiicke 511/5 und 603, je KG 01305 Meidling,

die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der Fliche eines Kleinkinderspielplatzes im
Sinne und Umfang gemiB Punkt ILB. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 603, KG 01305 Meidling,

die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehrzufahrt und Aufstellfliche im
Sinne und Umfang gemiB Punkt II.C. dieses Vertrages zugunsten der herrschenden
Grundstiicke 511/5 und 603, je KG 01305 Meidling und

die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehraufstellflache im Sinne und

Umfang gemiB Punkt IL.C. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden Grundstiicks 603,
KG 01305 Meidling
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einverleibt werden kann.

3 WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft m.b.H. (FN 433228a) erteilt
hiermit ihre ausdriickliche und unwiderrufliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages
im Lastenblatt der EZ 2747, KG 01305 Meidling, ob des dienenden Grundstiicks 603,

die Dienstbarkeit der Duldung

- der Mitbenutzung einer Flidche zum Begehen und Befahren

- der Mitbenutzung eines Stiegenhauses als Fluchtstiegenhaus aus der Tiefgarage samt

Zu- und Abgang

- von Feuermauerdffnungen

- von Feuermauerdffnungen samt Brandschutztoren
je im Sinne und Umfang gemil Punkt ILA. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 511/4, KG 01305 Meidling,

die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung der Fldche eines Kleinkinderspielplatzes im
Sinne und Umfang gemidB Punkt ILB. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden
Grundstiicks 511/4, KG 01305 Meidling,

die Dienstbarkeit der Duldung der Mitbenutzung einer Feuerwehrzufahrt und Aufstellfliche im
Sinne und Umfang gemdB Punkt ILC. dieses Vertrages zugunsten der herrschenden
Grundstiicke 511/4 und 511/5, je KG 01305 Meidling und

die Dienstbarkeit der Duldung der Offnung der Feuermauer im Sinne und Umfang gemal Punkt
ILD. dieses Vertrages zugunsten des herrschenden Grundstiicks 511/5, KG 01305 Meidling

einverleibt werden kann.

Beilagen:

Servitutsplan VERMESSUNG ANGST GZ 14328 D2 vom 09.09.2021
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"Heimbau" Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u.
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beschriankter Haftung
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Gebiihr in Hohe von € 14,30 entrichtet

Dr. Gerhard Schuessler | 6ffentlicher Notar
Wien - Innere Stadt

B.R.ZL: 1467/2022/sg

Gemif} § 79 Abs 2 NO (Paragraf neunundsiebzig Absatz zwei der Notariatsord-
nung) bestitige ich die Echtheit der Firmazeichnungen:

a) des Hermn Ingenieur Ewald KIRSCHNER, geboren am 11.08.1957 (elften
Vorstandsmitglied,

August neunzehnhundertsiebenundfiinfzig), als kollektiv vertretungsbefugtes

b) des Herrn Magister Herbert SLOWACK, geboren am 13.04.1963 (dreizehn-
ten April neunzehnhundertdreiundsechzig), als Gesamtprokurist,

je der GESIBA Gemeinniitzige Siedlungs- und Bauaktiengesellschaft, FN
Wien,

52149s, mit dem Sitz in Wien und der Geschéftsanschrift EBlinggasse 8-10, 1010

c) des Herrn Doktor Klaus BARINGER, geboren am 09.02.1961 (neunten Feb-
schiftsfiihrer, und

ruar neunzehnhunderteinundsechzig), als gemeinsam zeichnungsbefugter Ge-

d) des Herrn Ingenicur Paul STEURER, geboren am 11.11.1966 (elften No-
Geschéftsfiihrer,

U

\

vember neunzehnhundertsechsundsechzig), als kollektiv vertretungsbefugter

je der WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft m.b.H., FN
433228a, mit dem Sitz in Wien und der Geschéftsanschrift EBlinggasse 8-10,
1010 Wien.

Gleichzeitig bestitige ich gemdl} § 89a NO (Paragraf neunundachtzig a der Nota-
riatsordnung) auf Grund der heute im elektronischen Weg vorgenommenen Ein-

\i sicht in das Firmenbuch, dass

N

I\

N

N\

A

a) Herr Ingenieur Ewald KIRSCHNER und Herr Magister Herbert
SLOWACK am 20.01.2022 (zwanzigsten Janner zweitausendzweiundzwan-
zig) berechtigt waren und heute noch berechtigt sind, die unter FN 52149s

eingetragene GESIBA Gemeinniitzige Siedlungs- und Bauaktiengesell-
\Q schaft gemeinsam rechtsverbindlich zu zeichnen.

W

\\

b

b) Herr Doktor Klaus BARINGER und Herr Ingenieur Paul STEURER am

20.01.2022 (zwanzigsten Janner zweitausendzweiundzwanzig) berechtigt wa-

ren und heute noch berechtigt sind, die unter FN 433228a eingetragene
WIGEBA Wiener Gemeindewohnungs Baugesellschaft m.b.H. gemein-
sam rechtsverbindlich zu zeichnen.

Wien, am 27.01.2022 (siebenundzwanzigsten Janner zweitausendzweiundzwan-




‘ VERMESSUNG ANGST  Ziviltechnikergesellschaft mbH <
/ ERMESSUNG |

( NG ST 1020 wien, Mayergasse 11,Telefon 211 724, Fax 211 72-22 e~mail: office@angst.ats_

SERVITUTSPLAN

Geldndeniveau und dariiber

der Liegenschaften
EZ. 2746 Gst. 511/4

EZ. 2748 Gst. 511/5
EZ. 2747 Gst. 603

Kat. Gem. Meidling 01305
Ger. Bez. Meidling

1120 Wien,
Wolfganggasse 53-59 - Susi-Weigel-Weg 1-5 -
Hermann-Gliick-Weg 6 - Eichenstrafse

ELEKTRONISCHE BEURKUNDUNGSSIGNATUR

3wbKKWVKLFi7yOS8ztrBKIFIKEWUGPXDslyvwBgxA5S 12YVKbNhV/35QV4JuhjkIDV3A+2
Signaturwert BMurlL9ccsm9s/HdQ==

staatlich befugter Dipl.-Ing. Harald Hofbauer
und beeideter

Signator ingenieurkonsulent fir Vermessungswesen

Kanzleisitz: Wien

Signaturdatum | UTC 2022-01-10T10:12:20
CN=a-sign-Premium-Sig-05, OU=a-sign-Premium-Sig-05,
O=A-Trust Ges. f. Sicherheitssysteme im elektr. Da
tenverkehr GmbH,C=AT

Seriennummer | 610903284

Algorithmus hitp://www.w3.0rg/2001/04/xmidsig-more#ecdsa-sha256

Zertifizierungs-
dienst

Zivittechniker Methode urn:pdfsigfilter.bka.gv.at:binaerv1.1.0
Hinweis: Dokumentenformat: 1ISO 19005-1:2005 PDF/A-1b
Parie :

Auf Grund der vom BM f. wirtschaftliche Angelegenheiten

am 1. Juli 1996, ZI. 91.519/28-Mi/7/96 (12. Jinner 1968,
ZI. 27 4B7-Prds/V1/68, 5. Juli 2002, ZI. 91.514/402—1/3/02
und 17. September 2014, ZI. 91.514/0641—1/3/14) erteilten
Befugnisse wurde die Vermessung zur Verfassung dieses
Planes am 30.09.2019 abgeschlossen.

Mit Rundsiegel und Unterschrift eines Befugten ist diese Papierausfertigung ein Gleichstlick
des elektronischen Originals der Urkunde und stimmt mit der Originalurkunde
im Urkundenarchiv der Bundes—Architekten und Ingenieurkonsulenten vollinhaltlich {iberein.
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ELEKTRONISCHE BEURKUNDUNGSSIGNATUR
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staatlich befugter Dipl.-Ing. Harald Hofbauer
und beeideter i
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O=A-Trust Ges. f. Sicherheitssysteme im eiekir. Da
tenverkehr GmbH,C=AT

Seriennummer | 610903284
Algorithmus hitp:/iwww.w3.0rg/2001/04/xmidsig-moreffecdsa-sha256
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am 1. Juli 1996, ZI. 91.519/28-H1/7/96 (12. Jdnner 1968,
ZI. 27 4B7-Prds/Vi/68, 5. Juli 2002, ZI. 91.514/402—1/3/02
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Befugnisse wurde die Vermessung zur Verfassung dieses
Planes am 30.09.2019 abgeschlossen.
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Beglaubigte Kopie

WIENER 4% NETZE

SERVITUTBESTELLUNGSVERTRAG

abgeschlossen zwischen:

1. "Heimbau" Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft
registrierte Genossenschaft mit beschrénkter Haftung, (FN 97431g),
1150 Wien, Tannengasse 20,

im Folgenden kurz "Servitutsgeberin™ genannt

2. Wiener Netze GmbH, (FN 1743002),
1110 Wien, Erdbergstrafle 236,

im Folgenden kurz "Wiener Netze" genannt

. Grundbuchstand

Die Servitutsgeberin ist grundbtcherliche Eigentlimerin des Grundstiickes Nr. 511/5 (Gérten),
inneliegend der EZ 2748, Katastralgemeinde 01305 Meidling, 1120 Wien, Hermann-Glick-Weg 6,
Wolfganggasse 57, Wolfganggasse 59.

). Dienstbarkeit

Die Servitutsgeberin rdumt den Wiener Netzen bzw. ihren Gesamt- und Einzelrechtsnachfolgern die
nachstehende Dienstbarkeit fiir folgendes Grundstick Nr. 511/5, inneliegend der EZ 2748, des
Grundbuches der Katastralgemeinde Meidling ein, und zwar hinsichtlich des in dem Servitutsplan der
Wiener Netze, Nr. SV-1073 vom 05-07-2021 (Annex ./1), der einen integrierenden Bestandteil dieses
Verirages bildet, dargesteliten Servitutraumes.

Inhalt der Dienstbarkeit ist die Duldung der Errichtung einer 20kV-Transformatorstation, bestehend aus
Transformatoren, Zu- und Ableitungen, Telekommunikationseinrichtungen und Zubehér, in einem vom
Dienstbarkeitsgeber kostenfrei zur Verfligung zu stellenden und zu erhaltenden Raum, sowie die Duldung
des Bestandes, des Betriebes, der Uberpriifung, der Instandhaltung, der Erneuerung und des Umbaues
der Trafostation sowie jederzeit in Leerrohre weitere Stromkabel und Kommunikationslinien einzubringen.

Die Dienstbarkeit dient der Ubertragung von elektrischer Energie und fur Kommunikationsdienste durch
die Wiener Netze oder Dritte.

Weiters sind die Wiener Netze berechtigt, all das, was diese Arbeiten sowie den sicheren Bestand und
Betrieb der Anlage hindern oder gefahrden kann, zu beseitigen, hiezu das gegensténdliche Grundstiick
jederzeit durch die dafiir besteliten Personen zu betreten.

Die Gesamtnutzungsfliche der Trafostation betragt 57,98 n.

. Uberbindung

For den Fall der VerduRerung der vertragsgegenstindlichen Liegenschaft verpflichtet sich die Servituts-
geberin den Wiener Netzen gegeniiber, sémtliche aus diesem Vertrag Gbernommenen Rechte und
Pflichten auf den Erwerber zu Gberbinden und diesen vertraglich zu verpflichten, auch ihrerseits im Falle
einer VerauBerung der Liegenschaft fir die Uberbindung der (ibernommenen Rechte und Pflichten auf
deren Rechtsnachfolger Sorge zu tragen. DarUber hinaus ist die Servitutsgeberin diesbezliglich
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verpflichtet, Wiener Netze von einer beabsichtigten Anderung im Eigentum an der gegensténdlichen
Liegenschaft vor dieser Anderung zu verstindigen. Diese Uberbindungs- und Informationspflicht endet
mit der Verblicherung dieses Servitutsbestellungsvertrages.

IV. Pflichten

Die Servitutsgeberin verpflichtet sich:

a) alles zu unterlassen, was eine Beschidigung oder Stdrung der vertragsgegensténdlichen Anlage zur
Folge haben konnte,

b) Wiener Netze rechtzeitig von beabsichtigten Arbeiten, durch welche die Anlage Schaden nehmen
kénnte, zu versténdigen, damit ihrerseits eine Schutzaufsicht beigestelit werden kann,

¢) zum Zweck der Ausiibung der Dienstbarkeit den Wiener Netzen den Zutritt und die Zufahrt zur
dienenden Liegenschaft nach vorheriger Anmeldung — in dringenden Fallen und bei Gefahr in Verzug
auch ohne vorherige Anmeldung — jederzeit zu gestatten und allenfalls erforderliche Schllissel zur
Verfligung zu stellen,

d) eventuell weitere notwendige Urkunden zur ordnungsgeméafen Verbiicherung des Vertrages zu unter-
fertigen bzw. zur Verfligung zu stellen.

Die Wiener Netze verpflichten sich:

e) nach Ermrichtung der Anlagen und bei alifalligen Reparaturen an diesen, die Liegenschaftsoberflichen
ordnungsgemél wiederherzustellen,

f) nach einer dauerhaften AuRerbetriebnahme der Stromleitungen die vertragsgegenstandiiche Dienst-
barkeit innerhalb angemessener Frist im Grundbuch i8schen zu lassen, soweit dieser Léschung keine
gesetzichen Bestimmungen entgegenstehen,

V.  Haftung

Die Wiener Netze haften firr die durch den Bestand, den Betrieb, die Uberpriifung, die Instandhaltung,
die Erneuerung und den Umbau der vertragsgegensténdlichen Anlagen alifdllig entstehenden Schéaden
im Rahmen der gesetzichen Vorschriften und leisten hiefir Ersatz

Dies gilt auch fir eventuelle Schéden, die im Zusammenhang mit der Ausiibung der vertragsgegen-
standlichen Dienstbarkeit von geschédigten Dritten der Servitutsgeberin gegeniiber geltend gemacht
werden. Werden solche Anspriiche gegen die Servitutsgeberin gerichtlich oder aulergerichtlich geltend
gemacht, sind die Wiener Netze hievon unverzlglich schrifilich in Kenntnis zu setzen und die weitere

Vorgangsweise einvernehmlich abzustimmen.

VI. Aufsandungserkidrung

Die "Heimbau" Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- u. Siedlungsgenossenschaft registrierte
Genossenschaft mit beschriinkter Haftung, (FN 97431g), erklart ausdrlcklich, dass sie in die
Einverleibung der Dienstbarkeit der Duldung der Errichtung einer 20kV-Transformatorstation sowie der
Duldung des Bestandes, des Betriebes, der Uberprufung, der instandhaltung, der Erneuerung und des
Umbaues der Anlage und der Leitungen im Sinne des Punktes Il. dieses Vertrages unter dem Grundstiick
Nr. 511/5, inneliegend der EZ 2748 des Grundbuches der Katastralgemeinde Meidling fir die Wiener
Netze GmbH (FN 174300z) einwilligt.
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VIl. Kosten und Abgaben

Alle mit diesem Vertrag und seiner grundbiicherlichen Durchfiihrung verbundenen Kosten und Abgaben
tragen die Wiener Netze. Die Kosten einer allfalligen rechtsfreundlichen Vertretung der Servitutsgeberin
werden von dieser selbst getragen.

VIll. Nebenabreden

Nebenabreden zu diesem Vertrag und allféllige Ergénzungen desselben bediirfen zu ihrer Rechts-
wirksamkeit der Schriftform.

IX. Servitutsentgelt

Fur die EinrAumung des Servitutsrechtes wird Wiener Netze kein gesondertes Entgelt vorgeschrieben.
Die Einrdumung der Dienstbarkeit (Ubergabe) ist bereits vor Unterfertigung des gegensténdlichen
Vertrages erfolgt.

X.  Erkldrung n.d. Grunderwerbsgesetz

Die Wiener Netze erkidren ausdriicklich, dass an ihrer Gesellschaft keinerlei Auslinder im Sinne des
Ausléndergrunderwerbsgesetzes beteiligt sind.

Xl. Gerichtsstand

Fir alle aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag entstehenden Rechtsstreitigkeiten, fur die kein
Zwangsgerichtsstand besteht, sind die sachlich fur die Handelsgerichtsbarkeit zusténdigen Gerichte in
Wien ausschlielich zusténdig.

Xil. Ausfertigung

Von diesem Vertrag wird eine Urschrift ausgefertigt, weiche die Wiener Netze erhalten. Die Servituts-
geberin erhalt kostenlos eine beglaubigte Abschrift dieses Vertrages.

Annex ./1: Servitutsplan Nr. SV-1073 vom 05-07-2021
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gem. § 14 TP 13 GebG entrich-

Gebuhr in Hohe von € 14,30
tet.

B.R.ZI.: 3880/21NG
Die Echtheit der am heutigen Tag vor mir anerkannten Fimazeichnungen: --=-======"="
a) des Hern Ingenieur Hermann Koller, geboren 17.04.1961 (siebzehnter April
eim‘ousendneunhunderteinundsechzig], in seiner Eigenschaft als Vorstandsmit-
glied, und
b) des Hern Magister Gerald Rubik, geboren 15.10.1970 (funfzehnter Oktober
einfausendneunhundertsiebzig), in seiner Eigenschaft als Obmannstelivertreter, ----
je der "Heimbau' Gemeinnitzige Bau-, Wohnungs- U. Siedlungsgenossenschaft re-
gistrierte Genossenschaft mit beschrankter Haftung, FN 974319, mit dem Sitz in Wien
und der Geschdaftsanschrift 1150 Wien, Tannengasse 20, wird bestatigh, -------=--===r=="
Gleichzeitig wird gemdR § 89a (Paragraph neunundachtzig a) der Notariatsordnung
aufgrund heufe im elekironischen Weg vorgenommener Einsichtnahme in das Fir-
menbuch bestdatigt, dass Herr Ingenieur Hermann Kolier und Herr Magjister Gerald Ru-
bik in den oben genannten Funktionen am 21.07.2021 (einundzwanzigster Juli zwei-
tausendeinundzwanzig) berechtigt waren und heute noch berechtigt sind, die unter
FN 97431g eingetragene "Heimbau' Gemeinnltzige Bau-, Wohnungs- U. Siediungs-
genossenschaff registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haftung gemeinsam

rechtsverbindlich zu vertreten. -
Waeiters wird bestdtigt, dass die Parteien erklant haben, dass sie den Inhalt der Urkunde
kennen und deren Unterfertigung frei von Zwang erfoigt. .

Wien, am 26.07.2021 (sechsundzwanzigster Juli zweitausendeinundzwanzig) -----=------

aired y,
gMCHER

ag. CHGor Effer "\
il .;'_-;__ i ﬂiChen i

Dr. Manfred Vet
Wien - Penzing IV
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Gebiihr in HEhe von € 14,30 entrichtet Knechtel & Piskernik
Knechtel & Piskernik | OrrenNTLICHE NOTARE S FFENTLICHE NOTARE
Wien - Innere Stadt

BRZ: 3830/2021/en/eb

Die Echtheit der FirmazeiChnNung ~«« ==« == oo e e e e o e e o e
a) des Herrn Diplomingenieur Doktor Mario LEITNER, in seiner Eigenschaft als Bevoll-
MACNELIGLEr UNQ ==~ oo e e e o oo s oo o s

b) des Herrn Magister Martin BEER, in seiner Eigenschaft als Bevollmachtigter ---------
je der WIENER NETZE GmbH, FN 1743002, mit dem Sitz in Wien und der Geschéftsanschrift
Erdbergstrafle 236, 1110 Wien, wird bestatigt.----~=======mmmmmommo oo e o e o
Gleichzeitig bestdtige ich gemaR § 89 b NO (Paragraf neunundachtzig b der Notariatsord-
nung) auf Grund der mir im Original vorliegenden Voltmacht und Spezialvollmacht (einge-
schrankte Handlungsvollmacht) vom 14.10.2020 (vierzehnten Oktober zweitausendzwan-
zig), welche van Herrn Diplomingenieur Gerhard FIDA als Geschaftsflihrer und Herrn Magis-
ter Hermann NEBEL als Geschaftsfiihrer der WIENER NETZE GmbH mit dem Sitz in Wien und
der Geschaftsanschrift ErdbergstraRe 236, 1110 Wien, in notariell beglaubigter Form unterfer-
tigt wurde, und deren gemeinsame Vertretungsberechtigung von mir, &ffentlicher Notar
Doktor Gerhard KNECHTEL, LL.M., mit dem Amtssitz in Wien-Innere Stadt auf Grund vorge-
nommener Einsichtnahme in das Firmenbuch zur Beurkundungsregisterzahl 3279/2020 be-
statigt wurde, dass Herr Magister Martin BEER, geboren am 19.12.1971 (neunzehnten De-
zember neunzehnhunderteinundsiebzig), gemeinsam mit Herrn Diplomingenieur Doktor
Mario LEITNER, geboren am 16.05.1984 (sechzehnten Mai neunzehnhundertvierundachtzig
. [...] beauftragt und bevollmdéchtigt [ist], namens und mit Rechtswirksamkeit fiir die WIENER
NETZE GMDH ~= == m o e o e e e e e e e o et — e

a. Liegenschaftsnutzungs-, Bestandsvertrdge samt dazugehdrenden Einreichunterlagen
hinsichtlich Eigenliegenschaften und Anlagen der WIENER NETZE GmbH, -----------

b. Gestattungs- und Sondernutzungsvertrige sowie grundbuchsfahige Dienstbarkeits-
vertrdge zum Zwecke der Einrdurmung dinglicher oder obligatorischer Rechte zuguns-

ten der WIENER NETZE GMbH === === mmmmmmmmmm o s s o o oo o mm

zu errichten und - auch grundbuchstauglich - zu unterfertigen, ~=-=--=--==<===~=---=-

Weiters bestatige ich, dass die Parteien erkldrt haben, dass sie den Inhalt der Urkunde kennen

und deren Unterfertigung frei von Zwang erfolgte. ----===--v=mmmememneramcccc e
Wien, am 26.08.2021 (sechsundzwanzigsten August zweitausendeinundzwanzig). ---------




Diese Kopie stimmt mit dem mir vorliegenden Original vollkommen tberein. -------------
Wien, am 26.08.2021 (sechsundzwanzigsten August zweitausendeinundzwanzig) ---------
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Vertrag — Dienstleistungspaket zur Versorgung des Einzelkunden mit

Warme fiir Raumheizung,
Warme fur Warmwasser,
Kaltwasser und Kostenaufteilung sowie
Verrechnung von Abwasser

abgeschlossen zwischen

HEIMBAU Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs- und
Siedlungsgenossenschaft reg. Genossenschaft mit beschrankter Haftung
Tannengasse 20, 1150 Wien

FN 97431g

(im Folgenden kurz ,GroRkunde")
und

WIEN ENERGIE GmbH

1030 Wien, Thomas-Klestil-Platz 14,
(im Folgenden kurz “Wien Energie"),

fur das Objekt
1120 Wien, EichenstraRe 2
(»Versorgungsobjekt*)

1. Gegenstand

1.1 Der GroRkunde beauftragt Wien Energie mit den Hauptmietern oder Eigentimern der Nutzungsob-
jekte (Wohnungen und Lokale) im Versorgungsobjekt (im Folgenden kurz ,,Einzelkunden*) Einzel-
kundenvereinbarungen abzuschlieBen, in denen sich Wien Energie zur Lieferung von Warme fiir
Raumheizung, Warme fir Warmwasser und Kaltwasser sowie Verrechnung des Abwassers an die
Einzelkunden verpflichtet und in denen die Aufteilung der Gesamtwarmekosten und der Gesamt-
wasserkosten des Versorgungsobjekts auf die Nutzungsobjekte der Einzelkunden und die Gemein-
schaftsanlagen und die von den Einzelkunden zu bezahlenden Entgelte geregelt sind, gemaR den
folgenden Vereinbarungen (im Folgenden kurz ,,Vertrag*), den Konditionen der ,Allgemeinen Be-
dingungen fir die Versorgung des Einzelkunden mit Warme fiir Raumheizung, Warme fiir Warm-
wasser, Kélte und Kaltwasser sowie Verrechnung Abwasser*, Version 9.11.2020, von Wien Energie
(im Folgenden kurz ,,Allgemeine Bedingungen*) und der Technischen Richtlinie TR-ZFA Zahler-
und Fernauslesung (Version 09.11.2020) von Wien Energie, abrufbar unter www.wienener-
gie.at/partnerinformationen (im Folgenden kurz ,, Technische Richtlinien*). Die Verrechnung ge-
geniiber dem Einzelkunden erfolgt im eigenen Namen von Wien Energie und auf Rechnung des
GroRkunden.

WIEN ENERGIE GmbH | Thomas-Klestil-Platz 14 | 1030 Wien | Postfach 500 | FN 215854h | Handelsgericht Wien | www.wienenergie.at
Dienstleistungspaket ,Versorgung Einzelkunde und Kostenaufteilung Wien“~ Version 16.11.2020
Seite 1 von 6



1.2

1.3

1.4

3.1

Ein etwaiges von Wien Energie dem Grof3kunden ausgehéandigtes Informationsblatt und Begleit-
schreiben wird ausdriicklich nicht Bestandteil des Vertrags.

Der vorliegende Vertrag wird zuerst vom Grof3kunden unterfertigt und erst durch Annahme durch
Wien Energie geschlossen. Der Grokunde erhalt in der Folge eine Ausfertigung der Vertragsur-
kunde. Fir den Grofkunden sind die angegebenen Konditionen nur giiltig und eine Versorgung der
Einzelkunden und eine Kostenaufteilung ab dem Ubergabestichtag gemaR Vertragspunkt 4.2 nur
moglich, wenn die vom GroRkunden unterfertigte Vertragsurkunde spatestens bis zum 14.05.2021
bei Wien Energie einlangt.

Die Bestimmungen des zwischen dem GroRBkunden und Wien Energie vorliegenden Wérmeliefer-
und Kaufvertrags vom 28.01.2021 und des vorliegenden Kalteliefer- und Kaufvertrags vom
10.02.2021 (im Folgenden jeweils kurz “Warmeliefer- und Kaufvertrag” oder allgemein ,,Liefer-
vertrag“) bleiben durch den gegensténdlichen Vertrag unberiihrt, sofern im vorliegenden Vertrag
und den Allgemeinen Bedingungen nicht ausdriicklich Gegenteiliges vorgesehen ist.

Leistungen der Wien Energie (siehe auch Punkt lll. der Allgemeinen Bedingungen)

Folgende Leistungen werden durch Wien Energie erbracht:

Abschluss von Einzelkundenvereinbarungen mit jedem Einzelkunden;

Durchfiihrung der jahrlichen Abrechnung und der zweimonatlichen Teilbetragsvorschreibungen an
den Einzelkunden;

Abwicklung des Mahn- und Klagewesens gegeniber Einzelkunden;
Einbau eines Subzahlers (beim Warmwasserkreislauf) zum Hauptwarmezahler in der Hausstation;

Bereitstellung der erforderlichen Messgeréate samt Dichtungen und Verschraubungen, Passstiicke
sowie, falls erforderlich, Vorlaufkugelhahn;

Betreuung und Wartung der Messgeréate sowie planmaRiger Austausch laut Mal3- und Eichgesetz
(MEG);

Fur die einwandfreie Funktionsweise des Funknetzwerkes (Funkiibertragung der Zahlersténde) er-
folgt durch Wien Energie der Einbau und die Montage von mindestens einem Funkempfénger mit
Modem an einer technisch geeigneten und frei zugénglichen Stelle innerhalb des Versorgungsob-
jekts (z.B. Stiegenhaus, Gang).

Leistungen des GroRkunden (siehe auch Punkt IV. und V. der Alilgemeinen Bedingungen)
Insbesondere folgende Leistungen sind durch den Grof3kunden zu erbringen:

Einbau der funkauslesbaren Messgeréate (Beistellung durch Wien Energie) nach fachgerechtem Fil-
len und Spulen der Anlage, wobei die Messgeréte aulRerhalb der Nutzungsobjekte zu situieren sind;
Retournierung der von Wien Energie beigestellten Passstiicke hach Messgeréateeinbau;

Die in Vertragspunkt 1.1 genannten Technischen Richtlinien sind einzuhalten;

Die Topographie und die Mieterliste des Versorgungsobjekts ist durch den GroRRkunden an die
Abteilung ,EDM - Energiemessung und Messtechnik* E-Mail: waerme-techdaten@wienenergie.at
zu Gbermitteln;
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3.2

4.2

4.3

Der Hauptkaltwasserzahler ist von dem GroR3kunden bei den zustandigen o6ffentlichen Wasserwer-
ken anzufordern. Der Gro3kunde hat zu veranlassen, dass Kaltwasserbasisrechnungen bzw. Teil-
betragsvorschreibungen seitens der 6ffentlichen Wasserwerke auf den Grofkunden ausgestellt, je-
doch zu Handen Wien Energie geschickt werden. Sollte aus mess- oder verrechnungstechnischen
Griinden zur Erstellung einer ordnungsgeméfRen Abrechnung ein oder mehrere Subkaltwasserzéh-
ler erforderlich sein, so werden diese von Wien Energie gegen gesondertes Entgelt eingebaut;

Ein allfélliger Antrag auf Herabsetzung der Abwassergebiihr ist von dem Grof3kunden zu stellen.

Weiterfiihrende Leistungen und Verpflichtungen des GrofRkunden sind in Punkten II., IV. und V. der
Allgemeinen Bedingungen und den folgenden Vertragspunkten enthalten.

MaRgebliche (technische) Parameter

Fur die Verbrauchsfeststellung kommen zum Einsatz:

Subzahler siehe Vertragspunkt 2

Heizung: funkauslesbare Messgerate

Waérme fiir Warmwasser: funkauslesbare Messgerate
Kaltwasser: funkauslesbare Messgerate

Sonderbereiche:
e Versorgungsanbindung Geschéftslokale und Biirobereiche:

Die Anbindung an die Warmeversorgung ,Heizung" beider Geschéftslokale sowie der Biirobereiche
erfolgt Uber eine separate Versorgungsleitung.

Die Anbindung an die Warmwasser- und Kaltwasserversorgungsleitung fiir das Geschéftslokal
,Cafe" sowie der Biirobereiche erfolgt tiber den Wohnungsverband.

Die Anbindung an die Kaltwasserversorgungsleitung fiir das Geschéftslokal ,Rewe" erfolgt tiber den
Wohnungsverband. Die Trinkwassererzeugung erfolgt durch den Nutzer des Geschéftslokals.

Die Aufteilung der Kosten fiir Warme fir Raumheizung, Warme fir Warmwasser und Kalt- & Ab-
wasser des Birobereiches erfolgt jeweils als Gesamtmenge an einen Rechnungsempfénger (zB
Heimbau, Hausverwaltung). Eine weitere Aufteilung an einzelne Nutzer ist seitens Wien Energie
nicht méglich und erfolgt durch den Rechnungsempfanger.

Beginn der Lieferung an Einzelkunden und Kostenaufteilung — Ubergabestichtag (siehe auch Punkt
IV.9 der Allgemeinen Bedingungen): - wird gesondert vereinbart

Ab Bezug des ersten Nutzungsobjekts im Versorgungsobijekts (im Folgenden kurz ,,Ubergabe-
stichtag”). Wien Energie ist vom erfolgten Erstbezug schriftlich zu verstandigen.

Unter Beriicksichtigung der bestehenden und kiinftigen MaBnahmen zur Eindédmmung der Ausbrei-
tung von COVID-19, darunter fallen insbhesondere Gesetze und sonstige Hoheitsakte sowie Erlésse
und Empfehlungen der Behérden (,COVID 19 - Malnahmen*), werden die weiteren Schritte zur
Umsetzung des Vertrages (insbesondere Ubergabestichtag), einvernehmlich schriftlich oder per E-
Mail vereinbart. Sollten COVID 19 - MaRnahmen eine weitere Verschiebung bereits vereinbarter
Termine erforderlich machen, werden auch diese Verschiebungen einvernehmlich schriftlich oder
per E-Mail zwischen den Parteien vorgenommen, wobei Wien Energie —im Falle einer Nichteinigung
auf einen neuen Termin — bei unabwendbaren oder unvorhersehbaren Ereignissen jedenfalls von
der Einhaltung vereinbarter Termine entbunden ist. Aliféllige entstehende Nachteile kénnen von
Wien Energie nicht ibernommen werden.
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4.4

4.5

5.1

5.2

5.3

Die Versorgung aller Nutzeinheiten und die Kostenaufteilung erfolgen ab dem Ubergabestichtag.
Bis zum Ubergabestichtag wird dem GroRkunden die gesamte an das Versorgungsobjekt abgege-
bene Warmemenge gemal Warmeliefer- und Kaufvertrag und die gesamte an das Versorgungsob-
jekt abgegebene Kaltwassermenge gemal den Teilbetragsvorschreibungen und Schlussrechnun-
gen bzw. der laufenden Gebiihrenbescheide fiir Kalt-/Abwasser der zusténdigen 6ffentlichen Was-
serwerke und das Mess- und Verrechnungsentgelt verrechnet.

Die Aufteilung der Kosten fur Warme fiir Raumheizung und Wéarme fiir Warmwasser erfolgt unter
Beriicksichtigung der Vorgaben des Heizkostenabrechnungsgesetzes. Basis fiir die Erstellung der
Jahresabrechnung Warme an die Einzelkunden bilden die zwischen Wien Energie und dem GroR3-
kunden im Warmeliefer- und Kaufvertrag und zwischen Wien Energie und dem Einzelkunden (ana-
log dem Warmeliefer- und Kaufvertrag zwischen Grokunden und Wien Energie) in der Einzelkun-
denvereinbarung vereinbarten Warmepreise sowie die gemessenen Warmeverbréuche bzw. ermit-

telten Jahreskosten.

Mess- und Verrechnungsentgelt (siehe auch Punkt VII. der Allgemeinen Bedingungen)

Das gemaR den Bestimmungen der Einzelkundenvereinbarungen durch Wien Energie — neben den
Kosten fiir Warme, Kélte und Kalt-/Abwasser — an die Einzelkunden zu verrechnende wertgesicherte

jahrliche Mess- und Verrechnungsentgelt fir die in den Allgemeinen Bedingungen angefiihrten Leistun-
gen der Wien Energie betrégt (siehe auch Punkt VII. der Allgemeinen Bedingungen):

Entgelte fiir Einzelkunden der Wohnungen:

Sémtliche angegebenen Preise Preisbasis 09/2017 Aktuelle Preise laut letztbekanntem
sind Nettopreise (=Ausgangsbasis fiir Wertsicherung) Indexstand 08/2020

Mess- und Verrechnungsentgelt fir

Heizung pro Nutzungsobjekt und Jahr EUR 69,78 netto EUR 74,98 netto

Mess- und Verrechnungsentgelt fur
Warme fur Warmwasser pro EUR 25,54 netto EUR 27,44 netto

Nutzungsobjekt und Jahr

Mess- und Verrechnungsentgelt fur
Kalt-/ und Abwasser pro Nutzungsobjekt EUR 29,68 netto EUR 31,89 netto

und Jahr

Das Mess- und Verrechnungsentgelt ist mit den unter Vertragspunkt 5.3 genannten Wertsicherungs-
komponenten und folgender Gewichtung von Personalkostenindex und Baukostenindex wertgesi-
chert:

Personalkostenindex: 50 %

Baukostenindex: 50 %

Wertsicherungskomponenten:

Personalkostenindex:

Mindeststundenlohn der Grundstufe der Beschéftigungsgruppe E (qualifizierter Facharbeiter) laut
Kollektivvertrag fiir die eisen- und metallerzeugende und verarbeitende Industrie, der zum Stichtag
des 01.01. jenes Jahres anwendbar ist, in welchem die Ausgangsbasis definiert ist.

Baukostenindex:

Baukostenindex fiir den Wohnungsbau Basis Mai 1945, Baumeisterarbeiten, mit U-Bahnabgabe ver-
offentlicht von der Statistik Austria. Ausgangsbasis ist jener Wert, welcher fiir den Monat, der als
Ausgangsbasis genannt ist, verlautbart wird.
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5.4

6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

6.7

7.2

ay | N

Die angegebenen Preise sind Nettopreise. Samtliche fiir die Preise relevanten Abgaben, Gebiihren
und Steuern in der jeweiligen gesetzlichen Héhe sind vom Einzelkunden zu tragen.

Mindestvertragslaufzeit (siehe auch Punkt VIIl. der Allgemeinen Bedingungen)

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Vertrag hat Wien Energie erhebliche Aufwendungen zu
tatigen. Die von Wien Energie im Detail zu erbringenden Leistungen stellen sich dar wie folgt:

Erstausstattungskosten der Messgeréte

Die erheblichen Aufwendungen belaufen sich auf gesamt rund EUR 111.996,42 exklusive USt. Fur
Wien Energie bedarf es zur kaufménnischen Darstellbarkeit aufgrund dieser Aufwendungen des Vor-
habens, einer Amortisationsdauer und einer dem angemessenen Mindestvertragslaufzeit. Sowohl
Wien Energie als auch der Kunde (siehe aber Punkt 7.4) verzichten daher grundsétzlich fur eine
Dauer von 20 vollen Verrechnungsjahren ab Vertragsabschluss auf ihr Kiindigungsrecht (Mindest-
vertragslaufzeit).

Der Kunde hat allerdings nach Ablauf von fiinf vollen Verrechnungsjahren das Recht, innerhalb von
sechs Kalendermonaten den vorliegenden Vertrag unter Einhaltung einer zweimonatigen Kindi-
gungsfrist zum Letzten eines Kalendermonats schriftlich oder per E-Mail zu kiindigen, wobei Wien
Energie in diesem Fall Anspruch auf eine Abschlagszahlung zusteht (siehe Punkt 6.5), die sich an
den oben dargestellten erheblichen Aufwendungen und der Zahl der zu versorgenden Objekte ori-
entiert (Abschlagszahlung). Dieses Kiindigungsrecht steht dem Kunden jeweils auch nach Ablauf
von 10 und 15 vollen Verrechnungsjahren unter den genannten Bedingungen offen.

Die Hohe der Abschlagszahlung in EUR zuziiglich MwSt in gesetzlicher Hohe betragt:
Nach 5 Verrechnungsjahren: EUR 191,33 pro Nutzungsobjekt
Nach 10 Verrechnungsjahren: EUR 91,82 pro Nutzungsobjekt

Nach 15 Verrechnungsjahren: EUR 136,79 pro Nutzungsobjekt

Nach Ende der Mindestvertragslaufzeit ist fir beide Vertragsparteien eine Kiindigung des Vertrages
unter Einhaltung einer zweimonatigen Kiindigungsfrist jederzeit zum Letzten eines Kalendermonats
schriftlich oder per E-Mail méglich.

Dieser endet jedenfalls mit sofortiger Wirkung bei Wegfall des Liefervertrags wie in Vertragspunkt
1.4 definiert.

Erstausstattungskosten Messgerate und Eigentum an Messgeréten

Um die Versorgung des Einzelkunden und die Kostenaufteilung durchfiihren zu kénnen, ist der Ein-
bau von entsprechenden Messgeréten fiir die Nutzungsobjekte der Einzelkunden erforderlich (siehe
auch Punkt Ill.1 Allgemeine Bedingungen).

Wien Energie tragt die Erstausstattungskosten fiir die Messgeréte fur die Nutzungsobjekte der Ein-
zelkunden und Gemeinschaftseinrichtungen. Die Messgerate verbleiben im Eigentum von Wien
Energie. Im Falle einer vorzeitigen Beendigung des vorliegenden Vertrags gemaf Vertragspunkt 7.
gehen die Messgerate mit erfolgter vollstédndiger Zahlung der Abschlagszahlung in das Eigentum
des Grol3kunden uber.
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4 WIEN ENERGIE

8. Leerstehung von Nutzungsobjekten

Die anteiligen Warmekosten, Kaltekosten und Kalt-/Abwasserkosten und Mess- und Verrechnungs-
entgelte fir nach dem Ubergabestichtag leerstehende Nutzungsobjekte (z.B. noch nicht vermietete
oder verkaufte Nutzungsobjekte) oder fir sonstige Leerstehung, wie in den
Allgemeinen Bedingungen definiert (siehe insbesondere Punkt IV. Abs. 4 lit. d und Abs. 6 der Alige-
meinen Bedingungen) sind vom Grof3kunden an Wien Energie zu bezahlen und werden dem Grof3-
kunden einmal jahrlich in Rechnung gestellt.

9. Gemeinschaftseinrichtungen

Gemeinschaftseinrichtungen sind durch den Groflkunden mit Messgeréten auszustatten.

Die auf die Gemeinschaftseinrichtungen entfallenden anteiligen Warmekosten, Kaltekosten und
Kalt-/Abwasserkosten und Mess- und Verrechnungsentgelte sind durch den Gro8kunden zu beglei-
chen und werden dem GroRkunden durch Wien Energie entsprechend einmal im Jahr in Rechnung
gestellt.

10. Datenschutz

Zu Informations- und Marketingzwecken betreffend den Vertrieb von Produkten und Dienstleistun-
gen im Energie-, Telekommunikations-, Gebdudemanagement-, Wasser-, IT- und Mobilitdtsbereich
der WIEN ENERGIE GmbH wird unter den Voraussetzungen des § 107 Abs. 3 20190424 DSGVO
Informationspflicht in WE Vertrdge RA/IFK TKG elektronische Post zugesandt, wobei dies jederzeit
abgelehnt werden kann. Sowohl der Widerruf der oben abgegebenen Zustimmungserklé-rung als
auch die Ablehnung der weiteren Zusendung elektronischer Post kénnen per E-Mail an daten-
schutz@wienenergie.at oder Post an WIEN ENERGIE GmbH, Thomas-Klestil-Platz 14, 1030 Wien,
Postfach 520, ubermittelt werden.

Nahere Informationen zu Art, Umfang und Zweck der Datenverarbeitungen sowie zu den Rechten
auf Auskunft, Berichtigung, Léschung, Einschrénkung der Verarbeitung, Widerruf und Ubertrag-bar-
keit finden sich auf www.wienenergie.at/datenschutz. Weiters besteht die Méglichkeit einer Kontakt-
aufnahme unter datenschutz@wienenergie.at an den Datenschutzbeauftragten sowie an die Oster-
reichische Datenschutzbehérde.

22.06.2021

WIEN ENERGIE GmbH

Verzeichnis der Anhénge:
- Allgemeinen Bedingungen fir die Versorgung des Einzelkunden mit Warme fiir Raumheizung, Warme fir Warmwasser,

Kélte und Kaltwasser sowie Verrechnung Abwasser, Version 9.11.2020
Allgemeine Bedingungen fir die Versorgung des Einzelkunden mit Kélte, Version 10.03.2020
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Larmkarte = Bundesministerium

Klimaschutz, Umwelt,

||'||||||||||||||||||| TR StralRenverkehr Energie, Mobilitat,

Innovation und Technologie

Hauptkarte: Luftbild

2017 StralRenverkehr Koordinaten:
24h-Durchschnitt 1,5m 4817921° N e

16.34704° E -“r
Uberblendung MaRstab: 'ﬁ&”’r
Uber Tag, Abend und Nacht gemittelter Larmpegel von HauptverkehrsstraRen in 1:11.000 ‘”

1,5 m Hoéhe Uber Boden. Erfasst sind Stralen in der Zustandigkeit der
Bundeslander Wien und Tirol sowie Autobahnen und SchnellstraBen. Fiir den
Abend und die Nacht sind Zuschlage enthalten. In den Ballungsraumen sind alle
StralRen berlicksichtigt. Berichtsjahr 2017.

Hinweis: Auflerhalb der Ballungsraume werden die Larmzonen unterschiedlicher
Strakenkategorien nur Gberblendet. In den Uberblendungsbereichen kann es zur
Unterschiatzung des tatsdchlichen Larmpegels um bis zu drei Dezibel
kommen.

LEGENDE

2017 StraBenverkehr: 24h-Durchschnitt 1,5m

B >75d B 70-754dB W s5-70dB
. 60 - 65 dB - 55-60dB / Linienquellen Autobahnen und
Schnellstralen
/ Linienguellen Landesstrafien / Linienquellen Landesstralten (Karte |:| Gebéude
nur in 4m Héhe Uber Boden
verfligbar)
," Larmschutzwande * Kilometrierung [] Ballungsraum

[] Ballungsraumgrenzen

Open Government Data Osterreich Lizenz CC-BY 4.0 AT
Nachdruck bei Quellenangabe www.laerminfo.at gestattet.

Verwendete Grundlagendaten: © BMLRT, © BMK, © BEV, © GIP.gv.at, © Bundeslander

Wenn der gesuchte Bereich nicht in einer Ldrmzone liegt, so bedeutet das noch nicht, dass keine Ldrmbelastung vorliegt! Die Karten enthalten
auBerhalb der Ballungsrédume nur L&rm von hochrangiger Verkehrsinfrastruktur. Die kartierten Strecken sind in den Ubersichtskarten (geringe
Zoomstufe) als Linien dargestellt.

Die Larmkarten dienen als Grundlage fiir eine strategische Planung und kénnen bedingt auch in anderen Rechtsmaterien wie z.B. der Raumordnung
herangezogen werden. Die strategischen Lérmkarten sind nicht geeignet, die individuelle Larmbelastung exakt zu beschreiben.

Beziiglich der Richtigkeit und Vollstandigkeit der zur Verfiigung gestellten Daten, sowie fiir Schdden, die aus solchen Mé&ngeln entstehen, wird keine
Haftung tibernommen.

29. Nov. 2021 | Copyright © 2021 bmk.gv.at, Alle Rechte vorbehalten >> Online-Ansicht



Firmenliste

BAUHERR:

heimbau

Gemeinniitzige Bau-, Wohnungs-
und Siedlungsgenossenschaft
Reg.Genossenschaft m.b.H.

1150 Wien, Tannengasse 20
Tel: 981 71-0, Fax: 981 71/53,
www.heimbau.at

VERKAUF:

BAUFIRMA:

ARCHITEKT:

Christina Zeller

Tel: 98171/83
Fax: 981 71/6983
Mail: c.zeller@heimbau.at

Firma Swietelsky GmbH
Zustandig fur SonderwUnsche: Herr Wagner

E-Mail: christoph.wagner@swietelsky.at

Architekten Tillner & Willinger ZT GmbH
Margarentenplatz 7/2/1

1050 Wien

Tel: 310 68 59

Mail: tw@tw-arch.at
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